
Atomarer Schlussakt
NUKLEARABFALL Der Staat übernimmt die Entsorgungsrückstellungen der Konzerne und sucht ein Endlager

K
eine Auseinandersetzung
hat die Bundesrepublik so
gepalten wie die Nutzung
der Kernenergie. Das ist seit
Fukushima Geschichte.
Seitdem herrscht Konsens

über den Ausstieg. Am Donnerstag hat der
Bundestag weitere Folgen des Ausstiegs ge-
regelt. Für den Rückbau der Atomkraftwer-
ke, von denen 2022 das letzte vom Netz
gehen soll, bleiben die Atomkonzerne zu-
ständig. Für die Zwischen- und Endlage-
rung überweisen sie über 23 Milliarden
Euro an den Staat, der ihnen dafür diese
Aufgabe abnimmt. „Das ist der eigentliche
Schlussakt des Atomaustiegskonsenses, den
für ein Endlager werden wir noch herbei-
führen müssen“, beschrieb Bundeswirt-
schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) die
große Bedeutung des Beschlusses.
Koalitionsfraktionen und auch die Grünen
zeigten große Einigkeit, der Verantwortung
gemeinsam gerecht zu werden. Sylvia Kot-
ting-Uhl (Bündnis 90/Die Grünen) stellte
fest, die Grünen seien die Anti-AKW-Partei,
„aber Leitlinie von uns war nie Wider-
stand, Leitlinie von uns war immer Verant-
wortung.“ Aus Verantwortung seien die
Grünen gegen Atomkraft, und „aus Verant-
wortung suchen wir jetzt nach Lösungen
für die langfristigen Aufgaben, die uns
nach Abschalten der Atomkraftwerke blei-
ben.“ Bei Atomthemen gebe es selten die
Superlösung, sondern meistens nur das
„Bestmögliche in einer schlechten Gemen-
gelage. Das leistet dieser Gesetzentwurf.“

»Ungewohntes Gefühl« „Das war für
mich ein ungewohntes Gefühl. Aber es hat
geklappt, und es war auch sinnvoll“, freute
sich Michael Fuchs (CDU) über den ge-
meinsam von der Koalition und den Grü-
nen eingebrachten und beschlossenen Ge-
setzentwurf. Gutachter hätten bestätigt,
dass die Zahlung der Konzerne „in der Hö-
he gerechtfertigt und ausreichend ist“. Die
Mittel für die Endlagerung lägen jetzt beim
Staat und seien damit sicher, wenn die
Konzerne zum Beispiel verkauft würden.
Fuchs verlangte eine Intensivierung der Su-
che nach einem Endlager Einen Bohrloch-
tourismus in den Bundesländern dürfe es
nicht geben. „Je schneller wir eine Lösung
für ein Endlager, finden, desto sicherer ist,
dass die Gelder, die in dem Fonds sind,
auch ausreichen“, sagte Fuchs.
„Am Ende der Debatte hatten wir einen
Konsens, dass die weitere Nutzung der
Atomkraft nicht verantwortbar ist“, erin-
nerte Hubertus Heil (SPD). Jetzt sei es
auch gelungen, einen „finanziellen Entsor-
gungskonsens“ zu erreichen. Das Gesetz

sorge für Klarheit über die Finanzierung
der Altlasten des atomaren Zeitalters. „Wir
wollen dem Staat diese Mittel sichern“,
sagte Heil mit Blick auf die schlechte Lage
der Energiekonzerne, bei denen „nicht für
alle Zeit gesichert ist, ob dieses Geld wirk-
lich da ist“. Daher sei es richtig, das Geld in
einen staatlichen Fonds zu
leiten, „damit wir ein für al-
lemal das Geld sicher ha-
ben. Das nenne ich verant-
wortliche Politik.“ Zum ge-
sellschaftlichen Konsens ge-
höre aber auch Rechtsfrie-
den. Daher müssten die
Konzerne auch die letzten
beiden Klagen zurückzie-
hen, nachdem dies für 29
Klagen schon angekündigt
worden sei: „Es ist Zeit, die-
sen Konflikt zu beenden.“
Auch Kotting-Uhl verlangte
die Rücknahme aller Klagen: „Konsens
braucht Rechtsfrieden.“ Zuvor hatte Fuchs
eine Rücknahme der Klagen angeregt.
Gabriel erinnerte an die Hoffnungen vor
über einem halben Jahrhundert, mit Atom-
kraft die Energiefrage lösen zu können.
„Wir alle wissen, es ist völlig anders ge-

kommen.“ Der Bau von Atomkraftwerken
sei die teuerste Form der Energieerzeu-
gung. In Großbritannien sei zu sehen, dass
neue Kernkraftwerke nur mittels öffentli-
cher Subventionen zu finanzieren seien,
weil man sich nicht rechtzeitig um erneu-
erbare Energien gekümmert habe. In Finn-

land werde ein neues
Atomkraftwerk mit im-
mensen Kostensteigerun-
gen gebaut. „Das Argu-
ment, es würde in der
Welt eine Renaissance der
Kernenergie geben, war
immer falsch“, stellte Ga-
briel erfreut fest.
Massiver Widerstand ge-
gen den gefundenen Kom-
promiss der „supergroßen
Koalition“ kam nur von
der Linksfraktion. Deren
Redner Hubertus Zdebel

erklärte: „Wenn Atomkonzerne nichts
mehr verdienen können oder hohe Kosten
drohen, muss der Staat ran.“ Nach diesem
Prinzip werde jetzt die Verstaatlichung der
gesamten Atommüllentsorgung besiegelt
und dem Steuerzahler die Risiken aufge-
bürdet: „Das macht die Linke nicht mit.“

Die Verursacher müssten weiterhin in ato-
marer Haftung bleiben und für den atoma-
ren Dreck geradestehen. Stattdessen wür-
den sie für den „Schnäppchenpreis“ von
rund 23 Milliarden Euro aus der Haftung
entlassen: „Das ist skandalös“, zumal die
Konzerne laut Zdebel im nächsten Jahr um
sechs Milliarden Euro wegen der ausgelau-
fenen Brennelementesteuer entlastet wer-
den. Notwendig wäre dagegen eine weitere
Nachschusspflicht der Konzerne, wenn die
eingezahlten Beträge nicht ausreichen wür-
den.
In einem angenommenen Entschließungs-
antrag der drei Fraktionen CDU/CSU, SPD
und Grüne wird die Bundesregierung auf-
gefordert, sich im Zusammenhang mit den
Verhandlungen über einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag mit den Kraftwerksbe-
treibern dafür einzusetzen, dass alle im
Atombereich anhängigen Klagen und
Rechtsbehelfe zurückgenommen werden.
Abgelehnt wurde ein Entschließungsantrag
der Fraktion Die Linke. Sie hatte verlangt,
dass die Konzerne als Verursacher dauer-
haft auch in der finanziellen Verantwor-
tung für die Stilllegung der Atomanlagen
und die langfristige Atommülllagerung
bleiben. Hans-Jürgen Leersch T

Eingeschlossen in Stahl: Blick auf einen Transportbehälter für radioaktives Material im Zwischenlager in Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern) © picture-alliance/ZB

EDITORIAL

Der große
Irrtum

VON JÖRG BIALLAS

Die Abmachung ist im Detail viel komplizierter.
Im Grundsatz lässt sie sich aber so zusammen-
fassen: Für die Entsorgung des Atommülls ist
jetzt der Bund zuständig. Die Betreiber der
Atomkraftwerke zahlen einen hohen Milliar-
den-Euro-Betrag in einen öffentlichen Fonds.
Im Gegenzug kümmert sich der Staat um den
Bau und die Finanzierung von Zwischen- und
Endlagern.
Das ist auch gut so. Immerhin ist diese Aufga-
be höchst brisant. Privatwirtschaftliche Inte-
ressen haben da nichts zu suchen. Die strah-
lenden Hinterlassenschaften aus jahrzehnte-
langer Kernenergie-Gewinnung dürfen nicht
zum Gegenstand profitorientierten Handelns
werden.
Es geht nicht darum, eine möglichst wirt-
schaftliche Lagerstätte zu finden. Es geht um
einen möglichst sicheren Standort, der mit
überschaubarem Aufwand und in absehbarer
Zeit erschlossen werden kann.
Das ist schwierig genug, wie die bisherigen
Abstimmungsversuche auf politischer Ebene
gezeigt haben. Denn die Begeisterung der Be-
völkerung in den in Frage kommenden Regio-
nen ist nachvollziehbar ausgesprochen ge-
dämpft.
Wer lebt schon gern mit dem Bewusstsein,
Krankheit und Tod bringenden Strahlenmüll
vor der eigenen Haustür liegen zu haben? Das
Versprechen, das Material sei sicher vergra-
ben, mag rational greifen. Emotional verfängt
es nicht.
Die Stromerzeugung mit Kernkraft war einer
der folgenreichsten Irrtümer der Technikge-
schichte. Jetzt muss es wenigstens gelingen,
mit einem geeigneten Endlager-Modell einen
Schlusspunkt zu setzen.
Zumindest national, denn viele andere Länder
gehen nach wie vor völlig verantwortungslos
mit Strahlenmüll um. Da werden ausrangierte
Brennstäbe einfach auf einsamen Inseln ent-
sorgt, ohne Aussicht auf eine endgültige Lö-
sung von Zwischenlager zu Zwischenlager ge-
karrt oder in Stollen verscharrt, die höchstens
bedingt Schutz vor den gefährlichen Strahlen
bieten.
Es wird nicht gelingen, den folgenden Genera-
tionen die Bürde des atomaren Erbes zu neh-
men. Es kann aber gelingen, den Schaden
durch ein kluges Lagerkonzept möglichst klein
zu halten.
Wenigstens diese Chance darf nicht ungenutzt
vorüberziehen.

»Wir
wollen

dem Staat
diese
Mittel

sichern.«
Hubertus Heil (SPD)

KOPF DER WOCHE

Ein Portugiese
übernimmt
António Guterres Er übernimmt einen der
schwierigsten Jobs überhaupt.Vergangenen Mon-
tag legte der künftige Generalsekretär der Verein-

ten Nationen (UN),
der Portugiese Antó-
nio Guterres, vor der
Vollversammlung in
New York den Amts-
eid ab. Im Januar
folgt er Ban Ki Moon,
der die Weltorganisa-
tion zehn Jahre leite-
te. Der 67-jährige Gu-
terres, früher sozialis-
tischer Premier Portu-
gals und zuletzt UN-

Hochkommissar für Flüchtlinge, wird die UN mit
ihren 193 Mitgliedsstaaten in einer krisenhaften
Welt führen. Konflikte wie in Syrien machen
ernsthafte Probleme, zudem sind 60 Millionen
Menschen auf der Flucht. „Es ist Zeit, dass die
Uno ihre Unzulänglichkeiten anerkennt und ihre
Funktionsweise ändert“, sagte Guterres nach sei-
ner Vereidigung, wohl wissend, dass die Veto-
Schwergewichte wie USA, China oder Russland
auch künftig maßgebend bleiben. kru T
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ZAHL DER WOCHE

6,389
Prozent trägt Deutschland zum Haushalt der
Vereinten Nationen für 2016 bis 2018 bei und
ist damit viertgrößter Beitragszahler. Größter
Zahler sind die USA (22 Prozent) vor Japan
(9,68) und China (7,921). Der aktuelle UN-Etat
für 2016 bis 2017 beträgt 5,4 Milliarden US-
Dollar, davon zahlt Deutschland 345 Millionen.

ZITAT DER WOCHE

»Er wird die UN
zu neuen
und höheren
Höhen lenken.«
Ban Ki Moon, amtierender Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen (UN), über seine
Erwartungen an den Nachfolger António
Guterres
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Entsorgungskonsens durch Gesetz und Vertrag
ATOMKRAFT Beteiligung des Bundestags im Fonds ist sichergestellt. Vertrag mit Energieversorgern vorgesehen

Betreiber von Kernkraftwerken blei-
ben für den Rückbau ihrer Anla-
gen zuständig, werden aber gegen
Einzahlung in einen Fonds von

der Pflicht zur Zwischen- und Endlagerung
befreit. Dies sieht der vom Bundestag in
namentlicher Abstimmung mit 516 gegen
58 Stimmen bei sechs Enthaltungen am
Donnerstag angenommene Gesetzentwurf
zur Neuordnung der Verantwortung in der
kerntechnischen Entsorgung (18/10469,
18/10671, 18/10672) vor.

Berichtspflicht Durch vom Wirtschafts-
ausschuss des Bundestages vorgenommene
Ergänzungen wurden die Mitwirkungsrech-
te des Bundestages gestärkt. So müssen
jetzt auch Mitglieder des Parlaments dem
Kuratorium des Fonds angehören, das zu-
nächst nur aus Vertretern der Bundesregie-
rung bestehen sollte. Außerdem muss die
Regierung über den Fonds jährlich dem
Bundestag berichten. Der erste Bericht
muss Ende 2018 erstellt werden.
Der beschlossene Gesetzentwurf sieht wei-
ter vor, dass die Kraftwerksbetreiber für die
gesamte Abwicklung und Finanzierung der
Bereiche Stilllegung, Rückbau und fachge-

rechte Verpackung der radioaktiven Abfälle
zuständig bleiben. „Für die Durchführung
und Finanzierung der Zwischen- und End-
lagerung wird hingegen künftig der Bund
in der Verantwortung stehen“, heißt es in
dem Entwurf. Die finanziellen Lasten der
Zwischen- und Endlagerung müssen die
Betreiber übernahmen. Dazu sind von ih-
nen 17,389 Milliarden Euro in einen

Fonds zur Finanzierung der kerntechni-
schen Entsorgung einzuzahlen. Entrichten
die Betreiber noch zusätzlich einen Risiko-
aufschlag in Höhe von 35,47 Prozent, kön-
nen sie ihre Verpflichtung zum Nachschuss
weiterer Beträge an den Fonds beenden.
Bis zum 1. Juli 2017 müssen die Konzerne
ihren Grundbetrag in den Fonds einge-
zahlt haben. Von der Einzahlung können

Entsorgungskosten, die im ersten Halbjahr
2017 entstehen, abgezogen werden.
Außerdem wird die Betreiberhaftung neu
geregelt. Unternehmen müssen auch für
Tochtergesellschaften die Nachhaftung
übernehmen. Die Nachhaftung diene
„dem Schutz von Staat und Gesellschaft
vor den erheblichen finanziellen Risiken,
die eine Zahlungsunfähigkeit der verant-
wortlichen Betreibergesellschaft mit sich
brächte“, heißt es weiter.
Das Gesetz eröffnet auch die Möglichkeit
zum Abschluss eines öffentlich-rechtlichen
Vertrages mit den Energieversorgungskon-
zernen zur Erreichung des angestrebten
Entsorgungskonsenses. In dem Vertrag
könne die Rücknahme aller Konzernklagen
gegen die Regierung vorgesehen werden.
Außerdem könnten in dem Vertrag „weite-
re mit der Entsorgung verbundene Fragen“
geklärt werden. hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Keine Zukunft: Atomstandorte der vier Kernkraftwerkskonzerne © picture-alliance/dpa
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GASTKOMMENTARE
KONZERNE MEHR IN VERANTWORTUNG NEHMEN?

Viel zu gering
PRO Mit dem Gesetz zur Neuregelung der

Atom-Finanzen sind Union, SPD und
Grüne den Konzernen zu weit entge-
gen gekommen. Zwar ist es nachvoll-

ziehbar, das Geld für die Endlagerung jetzt zu si-
chern, wo bei den Unternehmen zumindest noch
ein bisschen zu holen ist. Doch die Gegenleistung,
die RWE, Eon, EnBW und Vattenfall dafür erbrin-
gen, dass sie die finanzielle Verantwortung für den
Atommüll an den Steuerzahler abgeben, ist viel zu
gering. Denn über die für die Zwischen- und End-
lagerung gebildeten Rückstellungen hinaus zahlen
die AKW-Betreiber gerade einmal sechs Milliarden
Euro als Sicherheitsaufschlag. Dass das langt, um
Kostensteigerungen abzudecken, darf bezweifelt
werden, wenn man die Preisentwicklung bei ande-
ren – einfacheren – Großprojekten sieht.
Doch selbst diese sechs Milliarden Euro werden
die Konzerne nicht wirklich zusätzlich bezahlen.
Denn zum einen laufen zwei potenziell teure Pro-
zesse gegen die Bundesregierung weiter: Alle Be-
treiber klagen auf Rückerstattung der bisher ge-
zahlten Brennelementesteuer im Umfang von rund
sechs Milliarden Euro; Vattenfall verlangt zudem
vor einem Schiedsgericht 4,7 Milliarden Euro für
den Atomausstieg. Zum anderen beendet die
Große Koalition zum Jahresende die Brennelemen-
testeuer, ohne dass es dafür einen sachlichen
Grund gäbe. Der Wert dieses Geschenks beträgt
rund fünf Milliarden Euro – und kompensiert den
Risiko-Aufschlag damit praktisch komplett.
Wenn sich die Politik schon darauf einlässt, das
Kostenrisiko für den Atommüll zu übernehmen,
hätte sie im Gegenzug wenigstens auf einer Rück-
nahme der Klagen bestehen und die Brennele-
mentesteuer beibehalten müssen. So aber sind die
Konzerne die Gewinner.

Malte Kreutzfeldt,
»die tageszeitung«,
Berlin
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Der Überläufer: Hubertus Zdebel

Hubertus Zdebel ist empört über das Gesetz zur Nuklearabfall-
Entsorgung. „Die Energiekonzerne werden für einen Schnäpp-
chenpreis von ihrer finanziellen Verantwortung für das Atom-
müllerbe befreit“, sagt der Linken-Obmann im Umweltaus-

schuss. Mit den vereinbarten 23,5 Milliarden Euro, die die Firmen in ei-
nen öffentlich-rechtlichen Fonds zahlen müssten, „endet die Verursa-
cherhaftung mit einem bestimmten Festpreis“. Und das nach jahr-
zehntelangen Milliarden-Gewinnen. Zdebel: „Was darüber hinaus an
Risiken und Kosten anfällt, ist nicht gesichert.“
Was sagt Zdebel zum gesetzlichen Ziel, Rechtssicherheit zu schaffen?
Und der Gefahr, von insolventen Energiefirmen womöglich gar kein
Geld mehr für die Entsorgung zu bekommen? „Die Konzerne sind
selbstverschuldet in ihre Lage gekommen. Sie haben über Jahrzehnte
die Energiewende bekämpft.“ Im Übrigen stelle sich die Energiewirt-
schaft in diesen Jahren neu auf und habe durchaus Zukunftschancen,
wie der gute Börsenstart der RWE-Abspaltung Innogy zeige. „Die Kon-
zerne haben genügend Substanz, um weiter in der Haftung für den
Atommüll zu bleiben“, sagt der 62-jährige Linkspolitiker aus Münster.
Zdebel will das neue Entsorgungsgesetz nicht rundherum verdammen.
Positiv steht er etwa zum öffentlich-rechtlichen Fonds, der aus Mitteln
der Energiekonzerne gespeist werden soll. Sehr kritisch sieht er aber
die gesetzlich dekretierte Endsumme von 23,5 Milliarden Euro, mit der
sich die Atomfirmen aus jeder künftigen Verantwortung freikaufen
können. Wirtschaftsprüfer hätten sich hier skeptisch gezeigt und von
einer nur 50-prozentigen Wahrscheinlichkeit gesprochen, dass das
Geld reiche.

Dagegen hält die Kommission zur Überprüfung der Finanzierung des
Kernenergieausstiegs (KFK) in ihrem Abschlussbericht vom Mai 2016
die 23,5 Milliarden Euro für ausreichend. „Bei dieser Kommission gab
es kaum Öffentlichkeit. Vertreter der Linken waren sogar ausgeschlos-
sen“, kritisiert Zdebel. Auch Ex-Umweltminister Jürgen Trittin (Grüne)
war einer der KFK-Chefs. Der Ex-Grüne Zdebel wundert sich, dass die
Grünen den Gesetzentwurf zur Atommüll-Entsorgung mittragen, nach-
dem sie früher auf einer Oppositionslinie mit den Linken lagen.

Welches Konzept verfolgen die Linken bei der kerntechnischen Entsor-
gung? „Die Konzerne müssen in der Haftung bleiben und notfalls Geld
nachlegen müssen“, fordert Zdebel. Für den Rückbau der AKWs und
die Verpackung des Atommülls sei die geplante betriebswirtschaftli-
chen Rückstellungspolitik durch eine Rücklagenpolitik zu ersetzen. Für
die Zwischen- und Endlagerung sollten die Konzerne möglichst schnell
24 Milliarden Euro in einen öffentlich-rechtlichen Fonds einzahlen.

Wie steht Zbebel zum neuen Karlsruher Urteil, wonach den Energie-
konzernen wegen des beschleunigten Atomausstiegs eine Entschädi-
gung zusteht? Dies sei Folge des „dilettantischen Vorgehens“ der
Schröder/Trittin-Regierung und späteren Merkel/Rösler-Regierung.
Zdebel war lange bei den Grünen in Nordrhein-Westfalen, bis er sich
2007 der neuen Partei „Die Linke“ anschloss, deren Landeschef er
2010 bis 2012 war. Die grüne Zustimmung zu deutschen Kriegseinsät-
zen und den Hartz-Gesetzen habe den Wechsel bewirkt, sagt Zdebel.
Bis heute hat der Mann mit dem grauen Pferdeschwanz nach einigen
Jahren als Journalist in Münsteraner Stadtblättern ein Leben in der Po-
litik praktiziert – bei Landtags- und Bundestagsabgeordneten der Grü-
nen und später der Linken. „Das war nicht geplant und hat sich so er-
geben“, sagt Zdebel. Im Bundestag sitzt er seit 2013 und ist Sprecher
für Atomausstieg. Seine Themen passen zu seiner münsterländischen
Heimat, wo das Atommüll-Zwischenlager Ahaus und die Urananrei-
cherungsanlage Gronau stehen. Früher war er links bei den Grünen.
Heute ist er links bei den Linken im ohnehin linken NRW-Landesver-
band. Er gehört der kleinen trotzkistischen Gruppe „Marx21“ an, in
der unverdrossen von „Kapitalistenklasse“ und „Arbeiterklasse“ die
Rede ist und konstatiert wird, Kapitalismus könne nicht durch Parla-
mentsabstimmungen überwunden werden. „Ich fühle mich sehr gut
aufgehoben bei den Linken“, sagt Zdebel. Er will auch dem nächsten
Bundestag angehören. Kürzlich wurde er von der Basis als Direktkan-
didat für den Wahlkreis Münster nominiert, er hofft auf einen sicheren
Landeslistenplatz. Was bleibt Hubertus Zdebel als Hobbys? Schach-
spielen, Musikhören und die Katze daheim. Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Die Energiekonzerne
werden für einen Schnäpp-

chenpreis von ihrer
finanziellen Verantwortung
für das Atomerbe befreit.«
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Vernünftige Lösung
CONTRA Wer das Verursacherprinzip wörtlich

nimmt, stößt bei der Lagerung von
Atommüll an Grenzen: Kann über-
haupt irgendeine juristische Person

über Jahrtausende für die Lagerung radioaktiver
Abfälle einstehen? Für den Schutz der Abfälle vor
Zugriff Unberechtigter, für den Schutz der Bevölke-
rung vor radioaktiver Strahlung? Nein, das kann
niemand. Und die einst großen Atomkonzerne, die
nicht zuletzt aufgrund politischer Entscheidungen
nur noch ein Schatten ihrer selbst sind, können
das heute schon gar nicht.
Unter den vielen Kompromissen, die in der Politik
geschlossen werden, ist der nun gefundene einer
der besseren. Die Atomkonzerne sind mit der Zah-
lung von gut 17 Milliarden Euro plus Risikoauf-
schlag von fast sechs Milliarden Euro stark gefor-
dert. Viel mehr hätte man ihnen nicht abverlangen
können. Ihnen obliegt der Teil des Vorhabens, des-
sen Kosten sich am ehesten kalkulieren lassen: der
Rückbau der Meiler. Der weit unwägbarere Teil –
die Lagerung der Abfälle – geht in die Verantwor-
tung der öffentlichen Hand über. Sie ist bei realis-
tischer Betrachtung die einzige Instanz, die der
damit verbundenen Verantwortung gerecht wer-
den kann. Die Konzerne geben dem Staat noch ei-
ne milliardenschwere Mitgift auf den Weg und
sind im Gegenzug ihrer lebensfremden Verantwor-
tung für die Ewigkeit entbunden.
Der Kompromiss zeigt, dass die Vorstellung ver-
gangener Jahrzehnte, man könne die Nutzung der
Kernenergie und Lagerung der radioaktiven Abfäl-
le für immer und ewig nachhaltig regeln, von An-
fang an ein Hirngespinst war. Für dieses schöne
Beispiel menschlicher Hybris können aber nicht al-
lein die Unternehmen haftbar gemacht werden.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Klaus Stratmann,
»Handelsblatt«,
Düsseldorf
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Frau Scheer, die Atomkonzerne sol-

len dem Staat 23,5 Milliarden Euro
überweisen und sind damit die Verant-
wortung für Zwischen- und Endlage-
rung des Atommülls los. Noch gibt es
kein Endlager und niemand weiß, wie
lange die Suche dauern und was sie kos-
ten wird. Schießt am Ende der Steuer-
zahler nach?
Das lässt sich nicht definitiv ausschließen.
Es bleibt ein Risiko. Wir wissen von Groß-
vorhaben wie dem Berliner Flughafen, der
Hamburger Elbphilharmonie und Stutt-
gart 21, dass selbst genau planbare Projek-
te deutlich teurer ausfallen können als an-
genommen. Bei dem Endlager werden wir
die tatsächlichen Kosten erst dann ab-
schätzen können, wenn wir wissen, wo es
entstehen soll.

Ist es dann nicht voreilig, sich schon
mit den Konzernen auf eine Einigung
einzulassen?
Nein, es gibt Handlungsbedarf. Ohne eine
Neuregelung wäre kein Mehr an Sicherheit
für die Allgemeinheit erreicht, weder im
Umgang mit den Stoffen noch ökono-
misch. Es bestünde vielmehr die Gefahr,
dass sich die Unternehmen so verändern,
dass sie ihrer finanziellen Verantwortung
nicht mehr gerecht werden können. Damit
aber kein Missverständnis aufkommt: Im
Grunde sind Themen wie der Umgang mit
Geldern oder das Verursacherprinzip keine
Dinge, über die man mit den Konzernen
verhandeln müsste. Dass man sich mit den
Unternehmen zusammensetzt, liegt zum
einen daran, dass man auf Informationen
aus den Unternehmen angewiesen ist, und
zum anderen an den Einzelfallsituationen
der jeweiligen Konzerne.

Was wurde konkret versäumt?
Es wurde versäumt, zu Beginn der Atom-
energienutzung dafür Sorge zu tragen, dass
am Ende tatsächlich auch Gelder für die
Endlagerung zur Verfügung stehen. Man
hat zwar die rechtliche Verantwortung der
Konzerne in Form des Verursacherprinzips
unmissverständlich gesetzlich verankert.
Sie mussten aber nicht nachweisen, dass
sie dieser Verantwortung über liquide Mit-
tel oder reale Endlagerstätten nachkom-
men können. Die Rückstellungen bei den
Unternehmen sind keine greifbaren Rück-
lagen. Dieses Versäumnis kann man heute
nur begrenzt korrigieren.
Zudem wurde keine Vorsorge dafür getrof-
fen, dass eine Art Ausfall- oder Nachhaf-
tung existiert, falls ein Unternehmen Pleite
geht oder sich trickreich aufspaltet. Wenn
der Staat nun die Verantwortung für Zwi-
schen- und Endlagerung übernimmt, ist
das mit Blick auf das Verursacherprinzip
schon erklärungsbedürftig. Aber wir tragen
angesichts der Dimensionen und der Las-
ten der Endlager-Frage einfach dem Fakt
Rechnung, dass wir als Allgemeinheit
nichts von einer rechtlichen Konzernver-
antwortung haben, wenn sie nicht wirk-
lich liquidierbar ist.

Haben die Konzerne die Mittel, um
in den Fonds einzuzahlen?
Davon ist auszugehen. Anders hätte es auf-
grund der Rückstellungspraxis sicher ausge-
sehen, wenn die Einzahlungspflicht auch
Stilllegung, Rückbau und Verpackung, also
die gesamte Abwicklung der Atomenergie,
umfasst hätte. Denn hier wird die Proble-
matik der Rückstellungen offenbar: Sie sind
nicht liquide, stecken teilweise in Kraftwer-
ken, die schon bessere Zeiten gesehen ha-
ben. Mit der Regelung schaffen wir also
auch Sicherheit für die Unternehmen, denn
nun besteht Klarheit in Hinblick auf Zwi-
schen- und Endlagerung und die finanziel-
len Verantwortlichkeiten.

Für den Rückbau der Kraftwerke
und die Verpackung des Mülls bleiben
die Konzerne verantwortlich?

Ja, ich hätte mir allerdings gewünscht, dass
die neuen Nachhaftungsregelungen auch
für diese beiden Bereiche umfassend grei-
fen. Anders als bei der Zwischen- und End-
lagerung bleibt hier eine Haftungslücke
für den Fall der Konzernaufspaltung. Diese
Lücke haben wir nicht geschlossen.
Die Nachhaftung umfasst nun aber
gleichwohl einen großen Bereich: die
Konzernaufspaltung in Bezug auf die Pha-
se vor der Zwischen- und Endlagerung
und den Bereich möglicher Tochter-Insol-

venzen. Das ist eine wichtige gesetzliche
Errungenschaft.

Wie erklärt sich die Lücke?
Die Grundlage für das Gesetzespaket war
der Beschluss der „Kommission zur Über-
prüfung der Finanzierung des Kernenergie-
ausstiegs“ (KFK). Die Kommission war
breit besetzt, der Beschluss fiel einstimmig.
Insofern war die Erwartungshaltung in un-
sere Richtung als Gesetzgeber, den Be-
schluss in wesentlichen Punkten nicht

mehr aufzuschnüren, um den Gesamter-
folg nicht zu gefährden.

Das klingt problematisch mit Blick
auf die Rolle des Parlaments…
Ich sehe das durchaus kritisch, wenn wir
einen architektonisch schon relativ weit
ausgefeilten Prozess vorgelegt bekommen.
Kommissionen sollten nur sehr dosiert
eingesetzt werden und nur dort, wo man
die Akzeptanz von gesellschaftlichen Grup-
pen erwartet, die im Gesetzgebungsprozess
vielleicht sonst nicht hinreichend Berück-
sichtigung finden. Aber auch dann muss
die Gestaltungshoheit des Parlaments ge-
wahrt bleiben.
Wenn ein Thema wie die Finanzierung des
Atomausstieges auf breite gesellschaftliche
Füße gestellt werden soll, dann ist eine
Kommission sehr wohl zu rechtfertigen.
Umso wichtiger ist es aber, dass man ein
solches Vorgehen auf die bedeutenden Fra-
gen begrenzt. Bei den Regelungen zur
Nachhaftung sehe ich diesen Bedarf nicht.
Das hätte man auch ohne KFK regeln kön-
nen. Wir hatten einen Kabinettsbeschluss
und einen Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (18/6615) dazu. Ein Abschluss schei-
terte dann aber am Einigungswillen unse-
res Koalitionspartners.

Das Bundesverfassungsgericht hat in
Sachen Atomausstieg nach Fukushima
entschieden. Zwar müssen die Kraft-
werksbetreiber teilweise entschädigt wer-
den, die ganz großen Summen sind aber
vom Tisch. Wie bewerten Sie das Urteil?
Das Urteil empfinde ich als sehr gut nach-
vollziehbar. Im Wesentlichen wird der po-
litische Atomausstieg als verfassungskon-
form angesehen. Ich begrüße zudem, dass
die Entscheidung auch für Vattenfall als
schwedischer Staatskonzern gilt. Im Vor-
feld war zweifelhaft, ob das Gericht die
Grundrechtsbeschwerdefähigkeit von Vat-
tenfall überhaupt anerkennt. Meiner Mei-
nung nach lassen sich daraus auch Schlüs-
se ziehen, inwiefern Klagerechte im Kon-
text von Schiedsgerichten überhaupt exis-
tieren beziehungsweise fortexistieren soll-
ten.

Vattenfall klagt aktuell vor einem
Schiedsgericht in Washington, auch über
die Brennelementsteuer entscheidet das
Verfassungsgericht noch. Zahlreiche an-
dere Klagen wollen die Konzerne hinge-
gen aufgeben. Reicht das?
Es ist das Mindeste, dass die Klagen zu-
rückgenommen werden und zwar aus-
nahmslos alle – auch vor dem Schiedsge-
richt. Es erschließt sich mir überhaupt
nicht, warum die Konzerne nur bestimmte
Klagen zurückziehen. Die Konzerne soll-
ten außerdem Klageverzichtserklärungen
für die Zukunft abgeben. Gerade wenn
man sich als Unternehmen mit der Bun-
desregierung an einen Tisch setzt und das
Ausstiegsprozedere zur Herstellung von
Rechtssicherheit und Rechtsfrieden be-
spricht, dann ist das auch eine Frage der
Verantwortung und der Opportunität. Der
gesamte Abwicklungsprozess der Atom-
energienutzung wird der Allgemeinheit
noch sehr viel Akzeptanz abverlangen. Vor
diesem Hintergrund klagt man nicht gegen
den Staat und damit die Allgemeinheit.

Das Interview führte
Sören Christian Reimer.

Nina Scheer (45) sitzt für die SPD-Fraktion
im Ausschuss für Wirtschaft und Energie.
Die Juristin, promovierte Politologin und

Musikerin, ist seit 2013 im Bundestag.

© Deutscher Bundestag/Achim Melde

»Ein
Risiko
bleibt«
NINA SCHEER Die Sozial-
demokratin fordert nach dem
Haftungspaket nun Klageverzichts-
erklärungen von den Konzernen

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Vom Kadi zum Endlager
ATOMAUSSTIEG Die juristischen Streitigkeiten neigen sich dem Ende zu. Doch der Suchprozess ist noch nicht geregelt

D
er Atomausstieg kann
kommen. Die meisten of-
fenen Fragen zwischen
den Betreibern der ver-
bliebenen acht Atom-
kraftwerke in Deutsch-

land und der Bundesregierung sind geklärt.
Am vergangenen Donnerstag hat der Bun-
destag das „Gesetz zur Neuordnung der
Verantwortung in der kerntechnischen Ent-
sorgung“ beschlossen. Und in der Woche
zuvor hat das Bundesverfassungsgericht
entschieden, dass der Atomausstieg nicht
gegen die Verfassung verstößt. Ist damit
dann alles klar?
Teilweise. Im Anschluss an den Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts haben die
vier Atomkonzerne etwa 20 Klagen, die
rund um den Atomausstieg erhoben wor-
den waren, zurückgezogen – allerdings vor
allem die, die ohnehin wenig Aussicht auf
Erfolg hatten und die „im Höchstfall Ent-
schädigungssummen von 800 Millionen
Euro“ nach sich gezogen hätten, wie der
Anti-Atom-Aktivist Jochen Stay von Ausge-
strahlt gallig anmerkt.

Klage vor Schiedsgericht Obwohl das
Karlsruher Gericht dem schwedischen
Staatskonzern Vattenfall ausnahmsweise
Rechtsschutz gewährt hat, hat das Unter-
nehmen nicht vor, seine Beschwerde bei
der Internationalen Schiedsstelle für Inves-
titionsstreitigkeiten (ICSID) bei der Welt-
bank in Washington zurückzuziehen.
4,7 Milliarden Euro will Vattenfall von den
deutschen Steuerzahlern für die „vorzeiti-
ge“ Abschaltung des Atomkraftwerks
Krümmel in Schleswig-Holstein dort er-
streiten. Im Oktober hatte die Schiedsstel-
le, die sonst für ihre Intransparenz berüch-
tigt ist, mehrere Tage in einer öffentlichen
Anhörung die Argumente von Vattenfall
und die Verteidigungsreden des Wirt-
schaftsministeriums durch deren jeweilige
Anwälte angehört. Mitte 2017 erwartet Vat-
tenfall-Anwalt Ulrich Karpenstein, der das
Unternehmen in Karlsruhe vertreten hatte,
eine Entscheidung des Schiedsgerichts.
Dem Argument des Berliner Anwalts Hart-
mut Gaßner, dass die Klagegrundlage in
Washington entfallen sei, weil das Bundes-
verfassungsgericht Vattenfall Rechtsschutz
gewährt hatte, will sich Karpenstein nicht
anschließen. Vattenfall zieht die Schiedsge-
richtsklage nicht zurück.
Die von den Konzernen zurückgezogenen
Klagen betreffen in der Tat geringfügigere
Konflikte. RWE und Vattenfall nehmen In-
formationsklagen auf die Herausgabe be-
stimmter Dokumente aus der Zeit, als der
Atomausstieg verhandelt wurde, zurück.
Alle vier Konzerne verzichten darauf, ihre
Widersprüche gegen Vorauszahlungen für
das Atomendlager für schwach- und mittel-
radioaktive Abfälle, Schacht Konrad, sowie
für den umstrittenen Salzstock in Gorleben
gerichtlich durchzusetzen.
Zudem geben Eon, RWE und Vattenfall ih-
re Klagen gegen das Moratorium aus dem
März 2011 auf. Wenige Tage nach der
Atomkatastrophe in Fukushima in Japan
hatten die Atomaufsichten der Länder die
ältesten sieben Atomkraftwerke und das

AKW Krümmel zunächst vorübergehend
vom Netz genommen. Mit der 13. Atomge-
setznovelle, die den zweiten Ausstieg besie-
gelte, blieben diese Anlagen dann dauer-
haft stillgelegt. Erst im Herbst 2010 hatte
die damalige Regierungsmehrheit von Uni-
on und FDP eine Verlängerung der Laufzei-
ten für die Atomkraftwerke durchgesetzt
und damit den ersten Atomausstieg aus
dem Jahr 2000 teilweise aufgekündigt.
Damals hatten die Atomkonzerne mit der
damaligen Rot-Grünen-Bundesregierung
einen Atomausstiegsvertrag vereinbart. Je-
dem AKW wurden Restlaufzeiten zugeord-
net, die in bestimmten Fällen auch auf an-
dere Meiler übertragen oder verkauft wer-
den konnten. Der Atomausstieg hätte sich
gute 20 Jahre hingezogen, nach Fukushima
wurde die alte Rechtslage wieder mehr
oder weniger hergestellt.
Für die Investitionen, die zwischen der
Laufzeitverlängerung und dem Moratori-
um getätigt wurden, können die Atomkon-
zerne nach der Verfassungsgerichtsent-
scheidung nun aber Entschädigungen ver-
langen. Außerdem hat das Bundesverfas-
sungsgericht entschieden, dass RWE für die
nicht mehr verwertbaren Stromerzeugungs-
rechte aus dem nie in Betrieb gegangenen
Atomkraftwerk Mühlheim-Kärlich in
Rheinland-Pfalz ebenfalls eine Entschädi-
gung zusteht. Und Vattenfall soll im Fall

Krümmel ebenfalls eine Kompensation da-
für bekommen, dass der Konzern seine
Stromerzeugungsrechte aus dem zwar jün-
geren aber von Anfang an pannenanfälli-
gen Siedewasserreaktor nicht mehr nutzten
konnte. Bis 2018 hat die Bundesregierung
Zeit, sich mit den Konzernen auf eine
Kompensation zu einigen. Die Konzerne
hatten Entschädigungen um die 20 Milliar-
den Euro verlangt. Juristen rechnen nun le-
diglich mit einem dreistelligen Millionen-
betrag. Jochen Stay argumentiert sogar,
dass die Konzerne an der unteren Kante
des Möglichen entschädigt werden sollten,
weil der Großhandelspreis an der Strom-
börse in Leipzig seit Jahren beständig sinkt.
Mehr als der Strom hätte kosten können,
sollten die Konzerne nicht bekommen,
meint Stay.

Die Kommission Dass zumindest im Bun-
destag ziemliche Einigkeit über die künfti-
ge Lastenteilung für den Atomausstieg be-
steht, hat mit der Arbeit der „Kommission
zur Überprüfung der Finanzierung des
Atomenergieausstiegs“ (KFK) zu tun.
19 Fachleute aus Verbänden, Industrie und
Politik einigten sich in zähen Verhandlun-
gen auf einen Kompromiss, den die Kom-
mission im April einstimmig vorlegte. Un-
ter dem dreifachen Vorsitz des ehemaligen
Umweltministers Jürgen Trittin (Grüne),

der den ersten Atomausstieg maßgeblich
verhandelt hatte, des früheren brandenbur-
gischen Ministerpräsidenten Matthias
Platzeck (SPD) und des ehemaligen Ersten
Bürgermeisters von Hamburg, Ole von
Beust (CDU), arbeitete die Kommission
konzentriert und pragmatisch die strittigen
Punkte ab.
Der Anlass für die Einsetzung der Kommis-
sion war die Befürchtung,
dass die Rücklagen der
Atomkonzerne für den
Rückbau der Meiler und die
Endlagerung des Atom-
mülls womöglich durch die
prekäre wirtschaftliche Lage
der Unternehmen verloren
gehen könnten. Wenn ein
Konzern pleitegeht, oder
sich wie Eon und RWE auf-
spaltet, was würde dann
aus den Rückstellungen,
fragten sich mehr und
mehr Abgeordnete im Bundestag sowie Re-
gierungsmitglieder. Bundeswirtschaftsmi-
nister Sigmar Gabriel (SPD) hatte zunächst
eine Wirtschaftsberatungsfirma damit be-
auftragt, einen „Stresstest“ der Rücklagen
vorzunehmen. Das Ergebnis war, dass die
Rücklagen, die eine Höhe von rund
23,5 Milliarden Euro erreicht haben, im
Prinzip ausreichen müssten. Allerdings hat
die Rechnung viele Unbekannte. Die größte
davon: Wie viel kostet eigentlich die Suche,
das Bauen und der Betrieb eines Endlagers
für hoch radioaktive Abfälle? Die Antwort
auf diese Frage kennt derzeit niemand. Die
Schätzungen der Konzerne, des Umweltmi-
nisteriums und der Anti-Atombewegung
unterscheiden sich naturgemäß stark.
Belastbare Messgrößen für die Kostenschät-
zung eines Endlagers gibt es aktuell aber
nicht. Deshalb hat die KFK einen Risiko-
aufschlag ausgehandelt, den die Konzerne
zusätzlich zu den Rückstellungen in einen
öffentlich-rechtlichen Fonds einzahlen
müssen. Dafür übernimmt der Staat mit
den dann endlagerfertig verpackten Abfäl-
len auch die Verantwortung für mögliche
Mehrkosten. Die Konzerne sind aus der
Haftung für den in ihren Meilern erzeug-
ten Müll raus.
BUND-Präsident Hubert Weiger findet die-
se „Aushöhlung des Verursacherprinzips“
skandalös und verlangt viel mehr Geld von
den Konzernen. Auf Industrieseite dagegen
gibt es kaum Kritik an dem Kompromiss.
Die Konzerne selbst finden zwar, dass sie
zu viel zahlen müssen. Aber weil im kom-
menden Jahr noch nicht einmal mehr die
von ihnen ebenfalls beklagte Brennele-
mentesteuer, die 2010 eingeführt worden
war, um Nachteile anderer Energieträger
auszugleichen, weiter erhoben wird, halten
sich die meisten mit lautstarker Kritik zu-
rück. Die Brennelementesteuer würde bis
zum Abschalten des dann letzten Atom-
kraftwerks 2022 rund sechs Milliarden
Euro Steuereinnahmen einbringen. Sie war
2010 aber bis Ende 2016 befristet worden.
Die Versuche aus der Umweltbewegung,
der SPD, den Grünen und der Linken, die
Steuer zu entfristen, waren nicht erfolg-
reich. Damit wissen die Atomkonzerne,

dass sie die letzten Jahre ohne Brennele-
mentesteuer planen können.

Standortfrage Nach der Finanzierungsfra-
ge geht es in den kommenden Jahren nun
darum, tatsächlich einen Standort für ein
Atomendlager zu finden. Nach dem Ab-
schluss der Arbeit der Endlagerkommissi-
on will das Umweltministerium noch in

der laufenden Legislaturpe-
riode einige, vermutlich
nicht sehr weit reichende
Veränderungen am Stand-
ortauswahlgesetz vorlegen.
Das Nationale Begleitgre-
mium, das die Suche durch
Bürgerbeteiligung akzep-
tabler machen soll, ist je-
denfalls schon berufen
worden. Damit ist eine
Forderung der Endlager-
kommission bereits erfüllt.
Die organisatorische Neu-

ordnung ist ebenfalls bereits auf dem Weg.
Mit dem Bundesamt für Entsorgungssi-
cherheit und der neuen Bundesgesellschaft
für Endlagerung (BGE), die die ehemalige
Umweltstaatssekretärin und Chefin der
Endlagerkommission, Ursula Heinen-Esser
(CDU),führen soll, ist der Grundstein für
die neue Endlagersuche gelegt. Vor der
Bundestagswahl ist allerdings nicht damit
zu rechnen, dass die eigentliche Suche be-
ginnt. Frühestens nach 2018 dürfte es dann
um erste Standorte gehen.

Wie diese Suche genau verlaufen wird, ist
noch nicht so ganz raus. Die Endlagerkom-
mission hatte vorgeschlagen, dass mehrere
Standorte oberirdisch verglichen werden
sollten und mindestens die zwei bestgeeig-
neten sollten dann mit einer unterirdi-
schen Erkundung untersucht und vergli-
chen werden. Ob sich das Umweltministe-
rium an diese Empfehlung halten wird,
wird sich erst mit dem Ergänzungs-Gesetz-
entwurf zum Standortauswahlgesetz zei-
gen. Es gibt im Parlament immer noch Po-
litiker, die hoffen, dass nur ein neuer
Standort unterirdisch erkundet werden
muss. Denn der könnte ja dann mit Gorle-
ben verglichen werden, argumentieren vor
allem konservative Politiker. Genau das
wollen SPD, Grüne, Linke und Anti-Atom-
bewegung jedoch verhindern. Gorleben
war es schließlich auch, der ein einstimmi-
ges Votum über den Abschlussbericht der
Endlagerkommission verhindert hat. Am
Ende musste der BUND-Delegierte Klaus
Brunsmeier auf Wunsch seines Verbandes
dagegen stimmen. Dagmar Dehmer T

Die Autorin ist Redakteurin
beim „Tagesspiegel“ in Berlin.

Das Atomzeitalter wird abgerissen. Für den Rückbau der Kernkraftwerke bleiben die Atomkonzerne weiterhin organisatorisch und finanziell verantwortlich. Zu sehen ist hier der Rückbau von Block I des AKW Neckarwestheim, der 2012 begann. © picture-alliance/dpa
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Hilfe für die Sozialkassen
SOZIALES Die Koalitionsfraktionen wollen
die Zukunft des Sozialkassenverfahrens im
Baugewerbe sichern und haben dazu einen
Gesetzentwurf (18/10631) vorgelegt. Über die-
se Novelle hat der Bundestag vergangene Wo-
che erstmals beraten und sie im Anschluss an
die Ausschüsse überwiesen.
Mit dem Gesetzentwurf reagieren Union und
SPD auf ein Urteil des Bundesarbeitsgerichts
(BAG) vom 21. September 2016, in dem die
Wirksamkeit von Erklärungen zur Allgemein-
verbindlichkeit des Tarifvertrags über das Sozi-
alkassenverfahren im Baugewerbe für ungültig
erklärt worden war. Diese vom BAG erkannte
Unwirksamkeit sei geeignet, den weiteren Be-
stand der Sozialkassen zu gefährden und da-
mit Nachteile sowohl für Betriebe als auch Be-
schäftigte mit sich zu bringen. Denn die Kas-
sen müssten damit rechnen, mit hohen Bei-

tragsrückzahlungen konfrontiert zu werden,
schreiben die Koalitionsfraktionen. Bei den So-
zialkassen handelt es sich um gemeinsame
Einrichtungen der Tarifvertragsparteien des
Baugewerbes. Sie regeln unter anderem Lohn-
ausgleichs- oder Urlaubszahlungen.
Um dies abzuwenden, sollen die bislang nach
Paragraf fünf des Tarifvertragsgesetzes (TVG)
für allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträ-
ge, die dem Sozialkassenverfahren zugrunde
liegen, beginnend mit dem 1. Januar 2006
„mittels statischer Verweisung für alle Arbeit-
geber verbindlich angeordnet werden“. Das
Gesetz schaffe damit eine eigene Rechts-
grundlage für die Sozialkassenverfahren. Die
Kassen könnten ausstehende Beiträge wieder
einziehen, die Risiken aufgrund ausstehender
Rückforderungsansprüche könnten abgewen-
det werden, heißt es im Entwurf. che T

Riskante Preisspirale
ARZNEIMITTEL Experten sehen Reformpläne kritisch

Das sogenannte Arzneimittelversorgungs-
stärkungsgesetz (AMVSG) ist unter Ge-
sundheitsexperten heftig umstritten. Mit
der Novelle sollen einerseits die Preise für
neue, hochwertige Arzneimittel effektiver
gedeckelt werden. Andererseits werden die
Ergebnisse des sogenannten Pharmadia-
logs umgesetzt mit dem Ziel, die Branche
und den Standort zu stärken. Vertreter der
Ärzteverbände und der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) sowie Einzelsach-
verständige äußerten sich anlässlich einer
Anhörung des Gesundheitsausschusses ver-
gangene Woche kritisch über wichtige De-
tails der geplanten Reform.
Mit dem Gesetzentwurf (18/10208) wird
das Verfahren zur Nutzenbewertung und
Preisbildung von Arzneimitteln in der GKV
weiterentwickelt. Bei neuen Medikamenten
soll die freie Preisbildung im ersten Jahr
nach Markteinführung künftig nur noch
bis zu einem Schwellenwert in Höhe von
250 Millionen Euro gelten. Liegen die Um-
sätze darüber, werden Rabatte fällig. Die
vereinbarten Erstattungsbeträge bleiben ge-
heim. Damit soll nach Darstellung der Re-
gierung der Pharmastandort gestärkt und
Spielraum für die Preisvereinbarung ge-

schaffen werden. Zugleich wird das seit
2010 geltende Preismoratorium für erstat-
tungsfähige Arzneimittel bis Ende des Jah-
res 2022 verlängert. Was Arzneimittel zur
Krebsbehandlung (Zytostatika) angeht,
soll die bisherige Ausschreibungsmöglich-
keit der Krankenkassen entfallen.
Sehr kritisch äußerten sich die Bundesärz-
tekammer (BÄK) und die Arzneimittel-
kommission der deutschen Ärzteschaft
(AkdÄ). Die Mediziner lehnen an mehre-
ren Stellen im Gesetzentwurf „eine mitge-
staltende Rolle der pharmazeutischen Un-
ternehmer“ ab. Die Ärzte befürchten neben
einem zu großen Einfluss der Pharmafir-
men auch unzureichende Strategien zum
Schutz der Antibiotika. Die Krankenkassen
werteten die höhere Vergütung für Apothe-
ker als falsches Signal. Laut GKV-Spitzen-
verband ist hier mit 115 Millionen Euro
Mehrausgaben pro Jahr zu rechnen.
Die Ärzte lehnen die geplante Geheimhal-
tung der Erstattungsbeträge ab. Dies stehe
dem Transparenz- und Wirtschaftlichkeits-
gebot in der GKV entgegen. Vor allem bei
teuren Medikamenten gegen Krebs müss-
ten die tatsächlichen Therapiekosten beur-
teilt werden können. Auch eine Sachver-
ständige aus Österreich empfahl, bei der
öffentlichen Listung zu bleiben. Die Lis-
tenpreise für Medikamente seien in
Deutschland besonders hoch, und viele eu-
ropäische Länder nähmen Deutschland als
Referenzmarkt. Es sei somit ein allgemei-
ner Preisanstieg zu befürchten, wenn die
Erstattungsbeträge geheim blieben.
Sachverständige wandten sich auch gegen
die Umsatzschwelle von 250 Millionen
Euro. Die Regelung greife ins Leere, da nur
wenige Arzneimittel diese Grenze über-
schritten. Der GKV-Spitzenverband forder-
te eine rückwirkende Geltung des Erstat-
tungsbetrages ab dem ersten Tag der Ein-
führung des Medikaments. Nur so könnten
faire Preise erreicht werden. Der Pharma-
kologe Ulrich Schwabe rügte, in dem Ent-
wurf würden die wirklichen Ursachen für
die stark steigenden Arzneimittelausgaben
nicht berücksichtigt. pk TDie Medikamentenpreise steigen stetig.

©
pi

ct
ur

e-
al

lia
nc

e/
Ul

ric
h

Ba
um

ga
rte

n

4 INNENPOLITIK Das Parlament - Nr. 51 - 19. Dezember 2016

Überprüfung
von Soldaten
VERTEIDIGUNG Deutsche Soldaten müssen
sich zukünftig vor ihrem Eintritt in die
Bundeswehr einer Sicherheitsüberprüfung
unterziehen. Von der Überprüfung gemäß
den Vorgaben des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes sind sowohl Zeit- und Be-
rufssoldaten als auch freiwillig Wehrdienst-
leistende betroffen. Eine entsprechende
Änderung des Soldatengesetzes beschloss
der Bundestag am vergangenen Donners-
tag. Für den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung (18/10009) in der durch den Ver-
teidigungsausschuss geänderten Fassung
(18/10542) stimmten die CDU/CSU- und
die SPD-Fraktion gegen das Votum der
Linksfraktion. Bündnis 90/Die Grünen
enthielten sich der Stimme. Die Reden
wurden zu Protokoll gegeben.
Mit dem Gesetz soll verhindert werden,
dass gewaltbereite Extremisten eine militä-
rische Ausbildung erhalten, die sie für ihre
eigenen Zwecke nutzen können. Mit die-
sen erworbenen Fähigkeiten „können ter-
roristische Anschläge mit einem deutlich
höheren Maß an Schaden angerichtet wer-
den als ohne diese Grundfertigkeiten“,
heißt es in der Gesetzesbegründung.
Verantwortlich für die Sicherheitsüberprü-
fungen ist der Militärische Abschirmdienst
(MAD). Die jährlichen Mehrkosten bezif-
fert die Regierung auf 8,2 Millionen Euro.
Pro Jahr treten etwa 20.000 Soldaten ihren
Dienst in der Bundeswehr an.
Bislang wird von angehenden Soldaten nur
ein Führungszeugnis oder eine unbe-
schränkte Auskunft aus dem Bundeszen-
tralregister eingeholt sowie ein Bekenntnis
zur freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung eingefordert. Nach Ansicht der
Regierung und der Koalitionsfraktionen er-
lauben diese Maßnahmen jedoch keine
ausreichenden Erkenntnisse über einen
möglichen extremistischen Hintergrund
der Bewerber.
Nach Ansicht der Grünen verfolgt das Ge-
setz zwar das richtige Ziel, allerdings sollte
der MAD im Rahmen der Reform aller
Nachrichtendienste aufgelöst werden. Die
Linke bezeichnete die massenhafte Spei-
cherung von personenbezogenen Daten als
nicht angemessen. aw T

In der Pflicht
CONTERGAN Opfer müssen keine Anträge mehr stellen für
spezielle Bedarfe. Die Leistungen werden pauschaliert

A
uf den ersten Blick scheint
es nur eine geringfügige
Änderung im Gesetzestext.
Doch für contergangeschä-
digte Menschen kann es
zu deutlichen Erleichte-

rung im Alltag führen. Ab dem kommen-
den Jahr müssen sie keine speziellen An-
träge mehr bei der Conterganstiftung ein-
reichen, wenn sie finanzielle Mittel zur De-
ckung besonderer Bedarfe wie beispiels-
weise Therapien und Heilmittel benötigen.
Der Bundestag verabschiedete am Don-
nerstag den von der CDU/CSU- und der
SPD-Fraktion vorgelegten Gesetzentwurf
zur Novellierung des Conterganstiftungsge-
setzes (18/10378) in der
durch den Familienaus-
schuss deutlich geänderten
Fassung (18/10670).
Die ursprünglich mit der
Novelle angestrebten Ver-
änderungen an den Struk-
turen der Conterganstif-
tung hatte der Familienaus-
schuss aus dem Gesetzent-
wurf gestrichen. Er folgte
damit dem einhelligen Vo-
tum von Sachverständigen
und Vertretern der Opfer-
verbände in einer öffentli-
chen Anhörung des Ausschusses. Die Neu-
gestaltung der Stiftungsstrukturen soll nun
zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
Der Bund stellt jährlich 30 Millionen Euro
zur Deckung der speziellen Bedarfe der et-
wa 2.700 leistungsberechtigten Contergan-
opfer zur Verfügung. Je nach Grad der
Schädigung sieht das Gesetz jährliche Pau-
schalzahlungen zwischen 876 und 9.900
Euro vor. Zusätzlich erhält jede leistungs-
berechtigte Person einen jährlichen Sockel-
betrag von 4.800 Euro.

Verschleißerscheinungen Die Parlamen-
tarische Staatssekretärin im Familienminis-
terium, Caren Marks (SPD), führte aus,
dass sich das Antragsverfahren für die mit
der Gesetzesnovelle von 2013 eingeführten
Leistungen für spezielle Bedarfe in der Pra-
xis als zu kompliziert erwiesen habe. Bis
2015 seien lediglich fünf Millionen Euro
aus diesem Topf abgerufen worden. 50 Jah-
re nach dem Conterganskandal machten

sich bei den Opfern die körperliche Über-
lastung und Verschleißerscheinungen deut-
lich bemerkbar. „Viele Contergangeschä-
digte haben beispielsweise Mund und Ge-
biss für Tätigkeiten nutzen müssen, für die
wir Arme und Hände gebrauchen. Die Fol-
ge sind Schädigungen im Schulter- und
Nackenbereich, aber auch starke Schmer-
zen und Abnutzung der Zähne. Häufig
sind spezielle Therapien sowie eine kiefer-
orthopädische Behandlung des Gebisses
notwendig“, erläuterte Marks.

Mehr Unabhängigkeit Der CDU-Famili-
enpolitiker Maik Beermann sagte, dass mit
der Pauschalierung der Leistungen eine

„annähernd gerechte Ver-
teilung zwischen den Con-
tergangeschädigten mit ge-
ringeren und mit höheren
Schadenspunkten ermög-
licht“ werde.
Die Betroffenen erhielten
damit mehr Unabhängig-
keit und könnten selbst
entscheiden, welche Leis-
tungen sie benötigen. Zu-
dem würden die durch die
Pauschalierung frei wer-
denden Kapazitäten in der
Geschäftsstelle der Conter-

ganstiftung zur besseren Beratung der Ge-
schädigten eingesetzt.
Die sozialdemokratische Familienpolitike-
rin Ursula Schulte betonte die besondere
Verantwortung, die der deutsche Staat für
die Conterganopfer habe. Als Contergan
1957 auf den Markt gekommen sei, „gab
es in Deutschland kein nationales Medika-
mentenrecht; ein bundeseinheitliches Ver-
fahren zur Medikamentenkontrolle wurde
erst 1976 eingeführt“.
Auch die Oppositionsfraktionen begrüßten
die Pauschalierung der Leistungen aus-
drücklich. Die Linksfraktion hält die be-
reitgestellten Leistungen jedoch für zu
niedrig, wie deren Familienpolitikerin Ka-
trin Werner ausführte. In einem Entschlie-
ßungsantrag (18/10675), den der Bundes-
tag jedoch mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen ablehnte, fordert die Frakti-
on die Bundesregierung auf, die Leistun-
gen für spezielle Bedarfe pauschal für alle
Geschädigten auf 20.000 Euro anzuheben.

Corinna Rüffer, Sprecherin der Grünen-
Fraktion für Behindertenpolitik, bedauerte
ausdrücklich, dass es im Gegensatz zur Ge-
setzesnovelle von 2013 diesmal nicht zu ei-
ner fraktionsübergreifenden Gesetzesinitia-
tive gekommen sei. Zugleich kritisierte sie
die von der Koalition ursprünglich ange-
strebte Neuordnung der Strukturen in der
Conterganstiftung ohne eine vorherige
Evaluierung. Dies hätte zu einer Stärkung
des Stiftungsvorstandes zulasten des Stif-
tungsrates und zu einem noch größeren
Einfluss des Familienministeriums geführt,
der die Unabhängigkeit der Stiftung insge-
samt bedroht hätte. Dies habe bei „den Be-
troffenen zu großer Verärgerung geführt,
ohne dass es notwendig gewesen wäre“,
sagte Rüffer.
Die Parlamentarische Staatssekretärin
Marks kündigte an, dass ein Gutachten in
Auftrag gegeben wird, um die Stiftungs-
struktur zu analysieren. Auf dieser Grund-
lage soll dann ein neuer Vorschlag für eine
Reform der Stiftungsstruktur erarbeitet
werden. Alexander Weinlein T

Medikamentenskandal: Das Schlafmittel Contergan führte vor 50 Jahren zu schweren Fehlbildungen an Gliedmaßen und Organen bei
Kindern. © picture-alliance/AP Images

»Wir wollen
den

Betroffenen
Unab-

hängigkeit
zurückgeben.«

Maik Beermann (CDU) > STICHWORT
Der Conterganskandal

> Contergan Das Schlaf- und Beruhi-
gungsmittel Contergan der Firma Grü-
nenthal wurde zwischen 1957 und 1961
rezeptfrei verkauft. Der Wirkstoff Thalido-
mid bewirkte massive Fehlbildungen an
Gliedmaßen und Organen von Neugebo-
renen.

> Opfer Weltweit kamen schätzungsweise
10.000 Säuglinge mit Fehlbildungen zur
Welt, die Hälfte davon in Deutschland.
Rund 40 Prozent von ihnen starben kurz
nach der Geburt oder im Säuglingsalter.
Heute leben in Deutschland noch etwa
2.700 Conterganopfer.

> Stiftung 1971 wurde die Stiftung
„Hilfswerk für behinderte Kinder“ (heu-
te: Conterganstiftung) gegründet. Die Fir-
ma Grünenthal und die Bundesrepublik
stellten zunächst jeweils 100 Millionen
D-Mark zur Verfügung.

Mehr Kontrolle angestrebt
SELBSTVERWALTUNG Nach skandalträchti-
gen Alleingängen in der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung (KBV) setzt die Bundesregie-
rung auf erweiterte Durchgriffsrechte in der
Selbstverwaltung. Das sogenannte Selbstver-
waltungsstärkungsgesetz (18/10605), über das
vergangene Woche im Bundestag erstmals be-
raten wurde, soll die Spitzenorganisationen
vor „Selbstblockaden“ schützen. Es beinhaltet
Vorgaben für die Haushalts- und Vermögens-
verwaltung, die internen Transparenzpflichten
sowie Kontrollmechanismen.
In der Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) sind Ärzte und Krankenkassen mit ihren
Spitzenorganisationen Teil der gemeinsamen
Selbstverwaltung. Krankenkassen und kassen-
ärztliche Vereinigungen schließen untereinan-
der sowie mit den Verbänden der Krankenhäu-

ser, Apotheker oder auch Heil- und Hilfsmittel-
erbringer Leistungsverträge ab. Der Gemeinsa-
me Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste
Beschlussgremium der Selbstverwaltung. Die
Bundesregierung sorgt für den gesetzlichen
Rahmen und übernimmt die Rechtsaufsicht.
Für die Mitglieder der Selbstverwaltung sollen
schärfere interne und externe Kontrollen ein-
geführt werden. So werden die Prüf- und Mit-
teilungspflichten bei Beteiligungen und Neu-
gründungen der Organisationen erweitert. Die
Geschäfts-, Rechnungs- und Betriebsführung
soll regelmäßig extern überprüft werden. Mit
der verpflichtenden Einrichtung einer Innenre-
vision sollen Verstöße gemeldet werden. Der
Entwurf sieht auch Möglichkeiten vor, Sat-
zungsänderungen durchzusetzen oder rechts-
widrige Beschlüsse aufzuheben. pk T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Pflegenotstand im Krankenhaus
PFLEGE Die Fraktion Die Linke ist vergangene
Woche mit einem Antrag (18/7568) zur Stär-
kung der Krankenhauspflege gescheitert. Die
Abgeordneten hatten gefordert, die Personal-
besetzung in den Kliniken kurzfristig zu ver-
bessern und dazu mindestens 100.000 Pflege-
stellen zu schaffen. Zudem sollte eine verbind-
liche Personalbemessung in die Krankenhaus-
planung aufgenommen werden. Auch in der
Altenpflege sei eine bundeseinheitliche, ver-
bindliche Personalbemessung für den stationä-
ren und ambulanten Bereich einzuführen.
Rückenwind bekamen die Parlamentarier von
diversen Betriebsräten, die anlässlich einer Ex-
pertenanhörung des Gesundheitsausschusses
über den Antrag von einem gefährlichen Pfle-
genotstand in Kliniken gesprochen hatten und
Entlastung forderten. Auch die Grünen-Frakti-

on sieht dringenden Handlungsbedarf, enthielt
sich aber bei der Abstimmung, weil ihnen der
Linken-Antrag in einigen Forderungen zu weit
ging. Union und SPD votierten gegen den An-
trag und stellten die schon erreichten Verbes-
serungen in der Pflege heraus, etwa durch das
Pflegestellenförderprogramm, den Pflegezu-
schlag für Kliniken in Höhe von jährlich 500
Millionen Euro und die Expertenkommission
zur Evaluierung des Personalbedarfs in der
Pflege. Marina Kermer (SPD) sagte, viele Pro-
zesse seien eingeleitet worden, die Ergebnisse
benötigten nun Zeit. Erich Irlstorfer (CSU) for-
derte die Länder auf, die nötigen Investitions-
mittel für die Kliniken bereitzustellen.
Ein weiterer Antrag der Linken für mehr Perso-
nal in der Altenpflege (18/9122) wurde zur Be-
ratung an die Ausschüsse überwiesen. pk T

Streit nach
EuGH-Urteil
VERSANDHANDEL Nach dem Aufsehen
erregenden Urteil des Europäischen Ge-
richtshofes (EuGH) zum Medikamenten-
Versandhandel streitet die Koalition über
mögliche Konsequenzen. Der EuGH hatte
am 19. Oktober entschieden, dass die hier-
zulande geltende Preisbindung für rezept-
pflichtige Medikamente ausländische Ver-
sandapotheken benachteiligt und daher
gegen EU-Recht verstößt. So werde den
ausländischen Apotheken über die Fest-
preise der Zugang zum deutschen Markt
erschwert, hieß es. Dieses Handelshemm-
nis sei nicht gerechtfertigt. Mögliche Kon-
sequenzen wären ein Versandhandelsver-
bot für verschreibungspflichtige Arzneimit-
tel oder die Aufhebung der Preisbindung
in Deutschland.
Das EuGH-Urteil löste bei den Apotheken
heftige Abwehr aus. Sie befürchten mit der
Billigkonkurrenz aus dem Ausland gravie-
rende Umsatzverluste. Die Bundesvereini-
gung Deutscher Apothekerverbände
(ABDA) erklärte, mit der Preisbindung sei
garantiert, dass Apotheker ihre Entschei-
dung ausschließlich am Wohl der Patien-
ten orientierten und Qualität und Umfang
der Beratung nicht von finanziellen Erwä-
gungen beeinflusst würden. Ohne die
Preisbindung, geben die Kritiker zu beden-
ken, könnten Apotheken in eine Existenz-
krise geraten, was die flächendeckende Ver-
sorgung infrage stellen würde.
Die Befürworter eines flexibleren Preissys-
tems argumentieren auch mit der Versor-
gungslage und weisen darauf hin, dass in
ländlichen Gebieten nur wenige Apothe-
ken verfügbar seien und der Versandhandel
den Zugang der dortigen Bevölkerung zu
Medikamenten erleichtere.
Parteipolitisch ist die Frage heftig umstrit-
ten, wobei derzeit ungewohnte Allianzen
auszumachen sind. So will Bundesgesund-
heitsminister Hermann Gröhe (CDU) ganz
im Sinne der Apotheken ein Versandhan-
delsverbot und hat den Fraktionen von
Union und SPD auch schon einen Gesetz-
entwurf zukommen lassen. Nach Ansicht
Gröhes besteht Handlungsbedarf noch in
dieser Wahlperiode. Auch der Bundesrat ist
für ein Verbot und erklärte, eine andere
„rechtsklare“ Regelung sei nicht ersichtlich.
Die Linke fordert in einem Antrag
(18/10561) ebenfalls, den Versandhandel
mit rezeptpflichtigen Arzneimitteln zu ver-
bieten. SPD und Grüne sind hingegen
skeptisch. Nach Ansicht der SPD wäre ein
solches Verbot zum Nachteil etwa für chro-
nisch Kranke. Claus Peter Kosfeld T
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Spurensuche in Kassel
NSU-TERROR Untersuchungsausschuss geht Fragen im Mordfall Halit Yozgat nach

I
mmer wieder fällt dieser Name: An-
dreas Temme. Die Rolle des ehema-
ligen Verfassungsschutzmitarbeiters,
der beim Mordanschlag der rechten
Terrorzelle „Nationalsozialistischer
Untergrund“ (NSU) auf einen Inter-

netcafé-Besitzer in Kassel am Tatort gewe-
sen sein soll, bleibt eines der großen Rätsel
des NSU-Verbrechenskomplexes. Am ver-
gangenen Donnerstag hat sich der NSU-
Untersuchungsausschuss des Bundestages
erneut mit dem Fall befasst.
Halit Yozgat ist das neunte und letzte Op-
fer in der sogenannten Česká-Mordserie an
neun türkisch- und griechischstämmigen
Migranten, die seit 2011 dem NSU zuge-
rechnet wird. Er wurde am 6. April 2006
mutmaßlich von den NSU-Mitgliedern
Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos in sei-
nem Internetcafé in Kassel durch zwei
Kopfschüsse getötet. Zum Tatzeitpunkt be-
fanden sich insgesamt sechs weitere Perso-
nen in den Telefonkabinen und Computer-
räumen des Cafés, darunter der damalige
V-Mann-Führer des hessischen Landesam-
tes für Verfassungsschutz (LfV), Andreas
Temme.
Um Temme ranken sich trotz jahrelanger
Ermittlungsarbeit viele Fragezeichen. Wa-
rum meldete er sich als Einziger nicht als
Zeuge bei der Polizei? Wusste er womög-
lich, dass an jenem Tag ein Mord gesche-
hen würde oder war er gar selbst daran be-
teiligt? Temme hat in zahlreichen Verneh-

mungen stets beteuert, er sei nur zufällig in
Yozgats Internetcafé gewesen. Von dem
Mord will er nichts mitbekommen haben.

E-Mail von der Chefin Der Ausschuss be-
fragte hierzu die damalige Vorgesetzte von
Andreas Temme, Iris Pilling, heute Abtei-
lungsleiterin des LfV Hessen. Der Aus-
schussvorsitzende Clemens Binninger
(CDU) wollte unter anderem wissen, ob
Temme vor dem Kasseler Mordanschlag
bereits dienstlich mit der Česká-Mordserie
befasst gewesen sei. Temme hatte im Sep-
tember 2012 als Zeuge vor dem ersten
NSU-Ausschuss des Bundestages ausgesagt,
ihm seien die Česká-Morde damals allen-

falls oberflächlich aus den Medien bekannt
gewesen. Erst später kam heraus, dass das
womöglich gelogen war. Das legt eine E-
Mail von Iris Pilling nahe. Am 24. März
2006, knapp zwei Wochen vor dem Mord
an Yozgat, schrieb die damalige Referatslei-
terin eine E-Mail an ihre Mitarbeiter, in der
sie Informationen des Bundeskriminal-
amts (BKA) über die Česká-Morde weiter-
gab und nachfragte, ob womöglich V-Leute
in Hessen etwas darüber wüssten. Ob Tem-
me diese E-Mail bekommen und gelesen
hat, konnte Pilling jedoch nicht mit Si-
cherheit sagen.
Im Verlauf der Befragung wiesen die Abge-
ordneten auf weitere Unstimmigkeiten

hin. So hatte Temme beispielsweise ange-
geben, für insgesamt fünf V-Leute zustän-
dig gewesen zu sein, vier im islamistischen
Milieu sowie den mittlerweile enttarnten
V-Mann Benjamin Gärtner aus der Kasseler
Neonazi-Szene. Die Obfrau der Linken, Pe-
tra Pau, sagte: Aufgrund von neuen Er-
kenntnissen, die sie öffentlich nicht zitie-
ren dürfe, gehe sie davon aus, dass Temme
noch mindestens eine weitere Quelle im
Bereich Rechtsextremismus geführt habe.
Hierzu wollte Pilling jedoch öffentlich kei-
ne Angaben machen.
Widersprüche offenbarten sich auch in Be-
zug auf den V-Mann Benjamin Gärtner,
mit dem Temme unmittelbar vor und nach
der Mordtat in Kassel telefoniert haben
soll. Laut Pau soll Gärtner 2006 in eine
Kneipenschlägerei involviert gewesen sein,
an der auch weitere im NSU-Komplex be-
kannte Neonazis sowie ein führendes Mit-
glied der Rockerbande „Bandidos“ beteiligt
gewesen sein sollen. Konkrete Hinweise
auf eine Verbindung von Gärtner zum
NSU sind bisher jedoch nicht aufgetaucht.

Kurzes Ermittlungsverfahren Zuvor hat-
te der Ausschuss den Kasseler Staatsanwalt
Götz Wied befragt, der von 2006 bis 2011
das Mordverfahren im Fall Yozgat leitete.
Im Zentrum seiner Vernehmung stand die
Frage, ob gegen Temme tatsächlich umfas-
send ermittelt worden ist. Die Abgeordne-
ten kritisierten mitunter scharf, wie damals

mit Temme als Tatverdächtigen eines bun-
desweiten Serienmordes umgegangen wor-
den ist. Das Ermittlungsverfahren gegen
ihn wurde bereits im Januar 2007 einge-
stellt.
Laut des Abgeordneten Thorsten Hoff-
mann (CDU) sei die Polizei am 21. April
2006 zu Temme nach Hause gefahren,
um ihn als Tatverdächtigen vorläufig fest-
zunehmen und seine Wohnung zu durch-
suchen. Temme habe sich daraufhin den
Beamten als Mitarbeiter des LfV Hessen zu
erkennen gegeben, worauf diese vorerst auf
eine Hausdurchsuchung verzichteten.
Das sei ein Fehler gewesen, gab Wied zu.
Seiner Kenntnis nach habe es auch keine
Maßnahmen vonseiten der Polizei gege-
ben, die Wohnung zu sichern, um einer
möglichen Vernichtung von Beweisen vor-
zubeugen.
Warum Wied letztendlich darauf verzichte-
te, einen Haftbefehl gegen Temme zu erlas-
sen, konnte er dem Ausschuss nicht wirk-
lich plausibel machen. „Das war eine der
schwersten Entscheidungen, die ich bisher
treffen musste“, sagte er. Gegen einen drin-
genden Tatverdacht Temmes habe unter
anderem gesprochen, dass bei ihm die Tat-
waffe nicht gefunden werden konnte und
dass er als Verdächtiger „leicht zu ermit-
teln“ war. Wer einen Mord begehen wolle,
setze sich nicht vorher an den Tatort und
melde sich dort an einem PC an, stellte
Wied fest. Florian Zimmer-Amrhein T

Zehn Jahre danach sind noch immer entscheidende Fragen ungeklärt: Ein Mädchen blickt auf der Gedenkfeier für Halit Yozgat im April 2016 in Kassel auf dessen Porträt. © picture-alliance/dpa

> STICHWORT
NSU-Mordserie

> Verbrechen In den Jahren von 2000 bis 2006 sorgte eine
Mordserie an neun Kleinunternehmen mit Migrationshinter-
grund für Aufsehen, die seit 2011 dem NSU zugerechnet wird.

> Kassel Das neunte und letzte Opfer der sogenannten Ceská-
Mordserie war Halit Yozgat, der im April 2006 in seinem Inter-
netcafé in Kassel erschossen wurde. In Kassel erinnert ein Ge-
denkstein auf dem Halit-Platz an die NSU-Opfer (Bild rechts).

> Aufarbeitung Der Bundestag und auch einige Länder haben
Untersuchungsausschüsse zu der Mordserie eingerichtet. ©
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Die Kasse ist
gut gefüllt
SOZIALES Die Beitragseinnahmen der ge-
setzlichen Rentenversicherung sind erneut
gestiegen, bis zum Oktober 2016 um rund
3,9 Prozent im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum. Das geht aus dem Rentenversi-
cherungsbericht 2016 hervor, der nun als
Unterrichtung (18/10570) durch die Bun-
desregierung vorliegt. Darin heißt es wei-
ter, dass für das Jahresende eine Nachhal-
tigkeitsrücklage von 32,2 Milliarden Euro
erwartet werde. Das entspricht 1,6 Monats-
ausgaben.
Aus dem Bericht geht weiter hervor, dass
der Beitragssatz zur Rentenversicherung
auch im Jahr 2017 bei 18,7 Prozent liegen
und bis 2021 auf diesem Niveau stagnieren
wird. Anschließend steigt er schrittweise
wieder an, über 20,2 Prozent im Jahr 2025
bis auf 21,8 Prozent im Jahr 2030.
Nach den dem Bericht zugrunde liegenden
Modellrechnungen steigen die Renten bis
zum Jahr 2030 um insgesamt rund 35 Pro-
zent. Das entspricht einer durchschnittli-
chen Steigerungsrate von 2,1 Prozent pro
Jahr. Das Sicherungsniveau vor Steuern, al-
so das Verhältnis von Renten zu Löhnen,
beträgt derzeit 48 Prozent und sinkt bis
2030 auf 44,5 Prozent. Dieser Rückgang
mache deutlich, dass die gesetzliche Rente
künftig allein nicht ausreichen werde,
um den Lebensstandard des Erwerbslebens
im Alter fortzuführen, schreibt die Regie-
rung. che T

Medien im
Gerichtssaal
RECHT Als Anfang 2013 in München das
Strafverfahren um die Morde der rechten
Terrorgruppe NSU vorbereitet wurde, gab
es eine heftige Kontroverse um die Vergabe
der knappen Journalistenplätze im Ge-
richtssaal. Sogar das Bundesverfassungsge-
richt wurde befasst, weil kein Platz für tür-
kische Medien vorgesehen war, obwohl
viele der NSU-Opfer Türken waren. Nicht
zuletzt als Konsequenz daraus will die
Bundesregierung nun das seit 1964 beste-
hende Verbot der Medienübertragung aus
Gerichtsverhandlungen „moderat“ lockern.
Dies sieht ein Gesetzentwurf (18/10144)
vor, den der Bundestag vergangene Woche
in erster Lesung beraten hat.
Eine Änderung im Gerichtsverfassungsge-
setz soll zum einen Tonübertragungen in
einen Medienarbeitsraum ermöglichen.
Außerdem soll „die Verkündung von Ent-
scheidungen des Bundesgerichtshofs in be-
sonderen Fällen“ in Hörfunk und Fernse-
hen ausgestrahlt werden können. Weiter-
hin soll es künftig heißen: „Ton- und Film-
aufnahmen der Verhandlung einschließ-
lich der Verkündung der Urteile und Be-
schlüsse können zu wissenschaftlichen
und historischen Zwecken von dem Ge-
richt zugelassen werden, wenn es sich um
ein Verfahren von herausragender zeitge-
schichtlicher Bedeutung für die Bundesre-
publik Deutschland handelt.“ Diese Auf-
nahmen sollen aber nicht für die Öffent-
lichkeit bestimmt sein, sondern dem Bun-
des- oder Landesarchiv zur Verfügung ge-
stellt werden.
Daneben sieht der Entwurf vor, „die Mög-
lichkeiten zur Inanspruchnahme von Kom-
munikationshilfen für hör- und sprachbe-
hinderte Personen in gerichtlichen Verfah-
ren zu verbessern“. Diese Hilfen sind der-
zeit mit Ausnahme der Strafverfahren auf
die Hauptverhandlung begrenzt. Künftig
sollen sie für das gesamte Verfahren bean-
sprucht werden können. pst T

Anzeige

General außer Gefecht
NSA-AFFÄRE Ein ehemaliger BND-Abteilungsleiter kann den Abgeordneten nicht weiterhelfen

Es gibt Fragen, die Zeugen verstummen las-
sen. „Wer trägt die Verantwortung für
BND-Selektoren, die sich gegen deutsche
und europäische Interessen richten?“ Was
sagt man dazu als ehemaliger Abteilungs-
leiter des Bundesnachrichtendienstes
(BND)?
Hartmut Pauland verfiel am vergangenen
Donnerstag zunächst in brütendes Schwei-
gen, bevor er sich zu einem Erklärungsver-
such aufraffte: „Ich tue mich da ein biss-
chen schwer mit, weil Sie automatisch un-
terstellen, dass gegen deutsche Interessen
verstoßen wurde.“ Indes: „Die uns bekann-
ten deutschen Interessen“ seien stets be-
rücksichtigt worden, versicherte Pauland
der Linken Martina Renner.
Der heute 61-Jährige ist ein gestandener
Brigadegeneral der Bundeswehr. Von An-
fang 2012 bis Oktober 2015 stand er an
der Spitze der Abteilung Technische Auf-
klärung (TA), die beim BND das Abhör-
und Überwachungsgeschäft organisiert.
Wenn einer in der Lage sein sollte, über
den Einsatz von Suchmerkmalen, soge-
nannten Selektoren, auch politisch be-
denklichen, in der strategischen Fernmel-
deaufklärung Auskunft zu geben, dann er.
Doch für den 1. Untersuchungsausschuss
(NSA) erwies sich Pauland wieder als einer
jener Zeugen, mit denen die Abgeordneten

eher frustrierende Stunden verbringen
mussten. Er war ja, wie er dem Ausschuss
erläuterte, als Abteilungsleiter mit Selekto-
ren überhaupt nicht befasst. Das sei die
Zuständigkeit der Sachbearbeiter gewesen:
„Bei mir ist auch nie ein Selektor über den
Tisch gelaufen in den drei Jahren. Man ist
nicht Teil eines Prozesses.“
Zudem war der General in dem Zeitraum,
der den Ausschuss interessierte, Spätsom-
mer und Herbst 2013, außer Gefecht. Be-

reits ab Juni habe er sich kaum noch um
seine Abteilung kümmern können. Damals
habe „die Snowden-Geschichte den Tages-
ablauf auf den Kopf gestellt. Man konnte
nur noch Fragen beantworten, Stellung-
nahmen schreiben, in alten Unterlagen
nachsuchen.“ Pauland wurde Mitglied ei-
ner Arbeitsgruppe, die beim Bundesinnen-
minister angesiedelt war und die Reaktio-
nen auf Edward Snowdens Enthüllungen
zu koordinieren hatte: „Am Ende des Pro-
zesses stand mein Schlaganfall Ende Au-
gust.“ Erst zwei Monate später sei er mit
stark reduzierten Arbeitszeiten wieder im
Dienst gewesen und habe im November
2013 noch einen einwöchigen Erholungs-
urlaub nehmen müssen.
In diesen Wochen wurden beim BND zu-
nächst einige zehntausend Selektoren der
amerikanischen National Security Agency
(NSA) mit Bezug auf Ziele in EU- und
Nato-Ländern entdeckt und es kam ans
Licht, dass auch die eigene Behörde solch
politisch fragwürdige Suchmerkmale ein-
gesetzt hatte. Mit dem Thema befasst war
Paulands Unterabteilungsleiter D.B. Dieser
nahm am 28. Oktober 2013 den Anruf des
damaligen BND-Präsidenten Gerhard
Schindler entgegen, der die Anweisung
übermittelte, die Bespitzelung „befreunde-
ter“ Ziele unverzüglich einzustellen.

Also nochmals die Frage: Wer war dafür
verantwortlich, dass es überhaupt soweit
kommen konnte? Die Erklärung, die Pau-
land schließlich anbot, lautete: Bis ins Jahr
2013 hinein war in der Abteilung TA kaum
ein Gespür für die politische Brisanz sol-
cher Maßnahmen vorhanden. Dabei war
bereits 2008 aufgeflogen, dass der BND
jahrelang das „Afghan NGO Safety Office“
(ANSO), eine Einrichtung der Deutschen
Welthungerhilfe, überwacht hatte in der
Hoffnung, Hinweise auf die Sicherheitslage
am Hindukusch zu gewinnen.
Es gab eine Regel, die den Mitarbeitern der
Abteilung in Fleisch und Blut übergegan-
gen war: Unverdächtige deutsche Bürger
waren möglichst unbehelligt zu lassen.
„Das war in Ordnung. Da war man relativ
sicher“, sagte Pauland. Dagegen sei das Au-
genmerk für sonstige politische Risiken
„ein bisschen verkümmert“ gewesen. Bis
Edward Snowden kam. Und die Kanzlerin
das „Abhören unter Freunden“ für un-
schicklich erklärte. Winfried Dolderer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperWie arbeiteten BND und NSA zusammen?
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Schärfere
Regeln gegen
Stalking
RECHT Noch hat, wer einem anderen
Menschen mit hartnäckigen Nachstellun-
gen und Belästigungen das Leben zur Höl-
le gemacht, nur selten mit einer Strafver-
folgung und noch seltener mit einer Verur-
teilung zu rechnen. Denn nur wenn das
Stalking „schwerwiegende“ Folgen für die
Lebensgestaltung des Opfers hat, es zum
Beispiel wegzieht oder die Arbeitsstelle
aufgibt, wird nach geltendem Recht eine
Straftat gesehen. Doch nun wird es für Stal-
ker enger. Künftig reicht es, wenn eine Tat
„geeignet ist“, zu solchen Folgen für das
Opfer zu führen. Juristisch gesprochen:
Aus einem Erfolgsdelikt wird ein Eignungs-
delikt. So will es der vergangene Woche
vom Bundestag verabschiedete Gesetzent-
wurf der Bundesregierung „zur Verbesse-
rung des Schutzes gegen Nachstellungen“
(18/9946). Künftig soll es auch nicht mehr
möglich sein, dass die Staatsanwaltschaft
ein Stalkingopfer auf die Möglichkeit einer
Privatklage verweist unter anderem mit der
Folge, dass dieses zunächst selbst für An-
walts- und Verfahrenskosten aufkommen
muss. Denn der Stalking-Paragraf 238 des
Strafgesetzbuches wird aus dem Katalog
der Privatklagedelikte in der Strafprozess-
ordnung gestrichen.
Einen Passus wollte die Bundesregierung
eigentlich aus dem Strafgesetzbuch strei-
chen, doch fügte der Bundestag ihn in der
letztlich beschlossenen Ausschussfassung
(18/10654) wieder ein: die sogenannte Ge-
neralklausel. Nach einer Aufzählung typi-
scher Stalking-Handlungen, die als strafbar
gelten, hat diese besagt, dass auch „ver-
gleichbare Handlungen“ unter Strafe ste-
hen. Diese Klausel war als zu unbestimmt
kritisiert worden, aber nach einer Experten-
anhörung im Rechtsausschuss setzte sich
die Auffassung durch, dass der „Kreativität“
von Stalkern beim Schikanieren ihrer Op-
fers nur damit beizukommen ist.

Schutzlücke geschlossen Eine weitere
Neuerung, die mit diesem Gesetz einge-
führt wird, betrifft nicht direkt Fälle von
Stalking. Vielmehr geht es hier um Gewalt-
schutzverfahren, in denen vor allem Opfer
häuslicher Gewalt durch Kontakt- oder Nä-
herungsverbote geschützt werden sollen.
Sind solche Verbote vom Gericht angeord-
net und der Täter verstößt dagegen, macht
er sich strafbar. Ist eine solche Auflage aber
Bestandteil eines Vergleichs, ist ein Verstoß
bisher keine Straftat. Diese „Schutzlücke“,
wie die Bundesregierung sie nennt, wird
nun geschlossen. Denn künftig kann man
solche Vergleiche gerichtlich bestätigen las-
sen. Ein Verstoß dagegen ist dann genauso
strafbar wie der Verstoß gegen eine gericht-
liche Anordnung.
Kathrin Rösel (CDU) begründete den Um-
stieg auf ein Eignungsdelikt mit dem „un-
haltbaren Zustand“, dass das geltende
Recht „bewirkt, was dem Täter nicht gelun-
gen ist: nämlich den Willen des Opfers zu
beugen“. Dirk Wiese (SPD) lobte, dass mit
der Reform ein bisher „recht stumpfes
Schwert der Justiz“ geschärft werde. Dage-
gen bleibt nach Ansicht von Jörn Wunder-
lich (Linke) die Frage, wie die „Geeignet-
heit“ der Tat zu einer schwerwiegenden Be-
einträchtigung festgestellt werden soll. Kat-
ja Keul (Grüne) spottete über die neue
Strafbarkeit einer „vergleichbaren Hand-
lung“, die „geeignet ist“, die Lebensgestal-
tung des Opfers zu beeinträchtigen: „Noch
unbestimmter ging es wohl nicht.“ Diese
Unbestimmtheit, da war sich die Oppositi-
on einig, sei rechtsstaatlich bedenklich.
Weshalb Grüne und Linke gegen den Ge-
setzentwurf stimmten. Peter Stützle T

Ohne Frühstück zur Schule
FAMILIE Im Kampf gegen Kinderarmut setzen Koalition und Opposition auf unterschiedliche Konzepte

Z
um zweiten Mal innerhalb
von zwei Sitzungswochen
hat sich der Bundestag mit
dem Thema Kinderarmut be-
fasst. In der ersten Lesung ei-
nes Antrags der Linksfraktion

(18/10628) wurde auch am vergangenen
Donnerstag deutlich: Während die Oppo-
sition vor allem auf mehr materielle Unter-
stützung für Familien und die Einführung
einer Kindergrundsiche-
rung setzt, will die Große
Koalition vor allem dafür
sorgen, dass Eltern selbst
für den Unterhalt ihrer
Kinder sorgen können.
Es sei „ein Skandal“, dass
es in einem „eigentlich so
reichen Land“ wie der Bun-
desrepublik mehr als zwei
Millionen Kinder gebe, die
in Armut lebten, sagte für
Die Linke ihre Fraktionsvi-
ze Sabine Zimmermann.
Man habe es mit einer
„Verarmungspolitik“ der Regierung zu tun,
die immer mehr Kinder in Armut reiße –
inzwischen lebe „jedes siebte Kind in
Deutschland in Hartz IV“. Die Spaltung der
Gesellschaft in Arm und Reich nehme zu.
Zimmermann nannte die wesentlichen
Forderungen ihrer Fraktion: eine deutliche
Erhöhung des Kindergelds sowie der Regel-
sätze, die Einführung einer Kindergrundsi-
cherung und eine Erhöhung des Mindest-
lohns auf zwölf Euro. Wenn die Kanzlerin

davon spreche, dass es den Menschen in
Deutschland so gut wie nie zuvor gehe, sei
dies „zynisch“ und beweise, dass die Koali-
tion nicht in der Lage sei, die Situation der
armen Kinder zu verbessern. Um Familien
zu unterstützen, sei ein „starker Sozial-
staat“ nötig, der sie nicht zu Bettlern und
Bittstellern degradiere.
In dem Antrag heißt es, die Kinderarmut
sei nach wie vor eines der „gravierendsten

Probleme“ in Deutschland.
Laut Mikrozensus seien im
vergangenen Jahr 19,7 Pro-
zent der Kinder und Ju-
gendlichen unter 18 Jahren
von Armut bedroht gewe-
sen, ein Jahr zuvor seien es
noch 19 Prozent gewesen.
Die Regierung müsse daher
dringend einen umfassen-
den Aktionsplan gegen
Kinderarmut vorlegen. Ne-
ben mehr Geld für Famili-
en will Die Linke auch ei-
nen Ausbau der Kinder-

und Jugendhilfe, ein Kitaqualitätsgesetz so-
wie ein Ganztagsschulprogramm.

»Zwei Gesichter« Unterstützung bekam
Die Linke in ihren Bestrebungen grund-
sätzlich von den Grünen. Ihre stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende Katja Dörner
sagte, die Große Koalition drücke sich vor
den konkreten Problemen. Deutschland
sei ein Land „mit zwei Gesichtern“: Zwar
gehe es vielen Menschen gut, aber auf ei-

nen „erheblichen Teil der Menschen“ treffe
das nicht zu. Armut bedeute für Kinder,
ohne Frühstück zur Schule zu gehen, nicht
in die Musikschule oder ins Kino zu kön-
nen, keinen Urlaub machen zu können
und „nicht dazuzugehören“. Man dürfe
nicht akzeptieren, dass es Kinder in diesem
Land gebe, die für sich keine Zukunfts-
chancen sehen würden. Wenn man aktuell
frage, warum es um den Zusammenhalt in
der Gesellschaft so schlecht
bestellt sei, sei die Lebens-
wirklichkeit dieser Kinder
„Teil einer Antwort“. Nötig
seien sowohl Investitionen
in Chancengleichheit, also
in Kitas und Schulen, als
auch die materielle Ausstat-
tung von Kindern und Fa-
milien: Dies seien „zwei
Seiten einer Medaille“.
Dörner sprach sich eben-
falls für eine Kindergrund-
sicherung aus. Die Pläne
der Regierung, den Unter-
haltsvorschuss für Alleinerziehende auszu-
weiten, stießen auf die volle Zustimmung
ihrer Fraktion. Es könne aber nicht ange-
hen, dass ein Beschluss des Bundeskabi-
netts nicht im Plenum diskutiert werden
können, weil die Bundesländer dagegen
Sturm liefen. Die Regierung habe die Fi-
nanzierung nicht ins Gesetz geschrieben
und sei nun für ein „Schwarze-Peter-Spiel
auf dem Rücken der Alleinerziehenden“
verantwortlich.

Die Koalitionsfraktionen wiesen die Vor-
würfe der Opposition zurück und hielten
der Linksfraktion vor, mit ihrem Antrag
Wahlkampf zu betreiben. Man müsse die
Reduzierung der Kinderarmut ernsthaft vo-
rantreiben, sagte der familienpolitische
Sprecher der Unionsfraktion, Marcus
Weinberg (CDU). Aber was in dem Antrag
gefordert werde, sei nicht zu finanzieren –
wie etwa die Erhöhung des Kindergelds auf

328 Euro. Dies würde den
Haushalt mit jährlich
20 bis 25 Milliarden Euro
belasten und sei einfach
nicht umzusetzen. Käme
die Linke in Regierungsver-
antwortung, müsse sie ihre
Forderungen „entweder ab-
räumen“ oder das „Land in
den Bankrott“ treiben.
Weinberg verwies zugleich
darauf, dass die Große Ko-
alition sich des Problems
der Kinderarmut immer
angenommen habe. Man

habe den Kinderzuschlag und den Entlas-
tungsbetrag für Alleinerziehende erhöht,
zudem gebe der Bund Milliarden für den
Ausbau von Kindertageseinrichtungen und
Investitionen in diese. Wichtigstes Instru-
ment bei der Armutsbekämpfung sei aber
eine gute Wirtschaftspolitik, weil Familien
dann gestärkt würden, wenn man Eltern in
die Lage versetze, selbst für sich und ihre
Kinder zu sorgen. Eine Kindergrundsiche-
rung sei nicht der richtige Weg, weil man

die Lebensumstände der Kinder nicht von
der ihrer Eltern trennen könne.
Der SPD-Abgeordnete Fritz Felgentreu kri-
tisierte, der Linken-Antrag sei kein Versuch
der politischen Gestaltung. Grundsätzlich
denke er beim Begriff Kinderarmut an „An-
dersons Mädchen mit den Schwefelhöl-
zern“ – es sei ein großer Fortschritt, dass es
diese Art der Armut in Deutschland nicht
mehr gebe. Der Armutsbegriff, den die Lin-
ke nutze, sei eine „statistische Größe“,
nach der jeder als arm gelte, der weniger
als die Hälfte des Durchschnitts zur Verfü-
gung habe. Damit zu leben sei zwar „sehr
schwer“, aber „nicht existenzbedrohend“.

Verfassungsänderung Das beste Mittel
gegen Kinderarmut sei die Arbeit der El-
tern, argumentierte Felgentreu. Hier habe
man mit dem Elterngeld Plus, dem Kinder-
zuschlag und dem Entlastungsbetrag schon
viel geschafft. 2017 werde der Bund die
„Rekordsumme“ von 2,5 Milliarden Euro
für Bildung zur Verfügung stellen und mit
der geplanten Grundgesetzänderung si-
cherstellen, dass er auch in den Ausbau der
Schulen investieren könne. Dies sei die nö-
tige nachhaltige Politik.
Schon in der vorherigen Sitzungswoche
hatte den Bundestag das Thema Kinderar-
mut in Form eines Antrags der Grünen-
Fraktion (18/10473) beschäftigt, der erst-
mals auf der Tagesordnung gestanden hat-
te. Darin fordern die Grünen gleichfalls
höhere Regelsätze und eine Kindergrundsi-
cherung. Susanne Kailitz T

Längst nicht jedes Kind in Deutschland kann sich zu Weihnachten auf neues Spielzeug freuen. © picture-alliance/Christian Hager

»Die
Armut
nimmt

weiter zu
in unserem

Land.«
Sabine Zimmermann

(Linke)

»Das
beste Mittel

gegen
arme Kinder

sind
starke Eltern.«
Marcus Weinberg (CDU)

Wieder Debatte um Optionspflicht
INNERES II Opposition und SPD kritisierten CDU-Parteitagsbeschluss

Der CDU-Parteitagsbeschluss zur Wieder-
einführung des Optionspflicht für in
Deutschland geborene Kinder ausländi-
scher Eltern ist im Bundestag auf scharfe
Kritik der Opposition, aber auch der SPD
gestoßen. CDU-Generalsekretär Peter Tau-
ber bekräftigte dagegen am Freitag in einer
Aktuellen Stunde die „Grundhaltung“ sei-
ner Partei, die generelle doppelte Staats-
bürgerschaft nicht für richtig zu halten. Zu-
gleich machte er deutlich, an dem mit der
SPD umgesetzten Kompromiss zur doppel-
ten Staatsbürgerschaft in dieser Legislatur-
periode festzuhalten. Bis 2014 mussten
sich in Deutschland geborene Kinder von
Ausländern bis zum 23. Lebensjahr zwi-
schen der deutschen Staatsangehörigkeit
und der ihrer Eltern entscheiden. Seitdem
können hierzulande geborene und aufge-
wachsene Kinder von Ausländern beide
Staatsangehörigkeiten behalten.
Tauber betonte, die Große Koalition habe
eine Regelung gefunden, hier geborene
junge Menschen „nicht vor die Entschei-
dung zu stellen, zwischen dem Land ihrer
Väter und ihrem Vaterland wählen zu müs-
sen“. Diese Regelung halte er für klug, und
die Union werde sie „in dieser Koalition
nicht in Frage stellen“.
Volker Beck (Grüne) hielt der CDU vor, sie
habe mit ihrem Parteitagsbeschluss

4,3 Millionen Doppelstaatler in Deutsch-
land mit „dem Verdacht der Illoyalität ge-
genüber unserem Staat und den Werten
unseres Grundgesetzes denunziert“. Dies
spalte das Land.
Für Die Linke wertete Sevim Dagdelen den
Beschluss des CDU-Parteitags als „abwei-
sendes Signal an die hunderttausenden
jungen Deutschen, deren Eltern aus der
Türkei nach Deutschland eingewandert
sind“. Ihnen sage die CDU, sie seien
„Deutsche nur auf Probe“ und „Bürger
zweiter Klasse“. Das habe eine ausgrenzen-
de und nicht integrierende Wirkung.
SPD-Generalsekretärin Katarina Barley
mahnte, statt „nationalistisches Gepolter
loszutreten“, brauche man ein „Signal der
Verständigung“. Natürlich könne man auch
gegenüber zwei Staaten loyal sein. Wer sa-
ge, dass dies nicht gehe, stelle „einen Staat
gegen einen anderen“. Genau das dürfe
man nicht tun. Wer die deutsche Staatsbür-
gerschaft habe, habe auch eine Bindung zu
diesem Land. Doppelstaatler seien „keine
besseren Deutschen“, aber auch keine
schlechteren. Die allermeisten von ihnen
aber bauten „Brücken zwischen Staaten“,
und davon brauche man eher mehr
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesinnenministerium, Günter Krings
(CDU), sagte, im idealtypischem Fall sei

ein Mensch „Bürger nur eines Staates“. Da-
ran halte die Union grundsätzlich fest,
auch wenn sie Ausnahmen zulasse. Eine
kurzfristige Änderung des Staatsangehörig-
keitsrechts „in dieser Koalition und dieser
Wahlperiode“ werde es nicht geben. Die
von Union und SPD beschlossene Ände-
rung des Optionsmodells bleibe geltendes
Recht. Daran änderten auch Parteitagsbe-
schlüsse nichts. Helmut Stoltenberg T

Ein Mensch, zwei Pässe: die doppelte
Staatsbürgerschaft bleibt ein Zahkapfel.
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Streit über Sammelabschiebung
INNERES I Opposition hält Abschiebung afghanischer Flüchtlinge für skandalös

Die Sammelabschiebung von 34 afghani-
schen Flüchtlingen am vergangenen Mitt-
woch hat zwei Tage später für heftigen Streit
im Bundestag gesorgt: Linke und Grüne for-
derten einen sofortigen Abschiebestopp nach
Afghanistan, scheiterten mit entsprechenden
Anträgen am Freitag (18/6869), 18/6774)
aber an der Großen Koalition. Der Bundestag
folgte mit seinem Votum einer Beschluss-
empfehlung des Innenausschusses (18/
7974).Die Linken-Innenpolitikerin Ulla Jelp-
ke nannte die Sammelabschiebung der Af-
ghanen eine „menschenrechtliche Grausam-
keit“. Die Vorgehensweise der Regierung sei
„selbst in der AfD umstritten“. Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière (CDU) wolle
„die Rechtspopulisten rechts überholen“,
dies sei „ein Skandal“.
Auch Luise Amtsberg (Grüne) kritisierte die
Abschiebungen scharf. Die Union propagiere
den „Popanz“ eines sicheren Afghanistan.
Das Auswärtige Amt warne derweil vor Reisen
in das Land, weil dort Terror und Gewalt
drohten. Das Einzige, das in Afghanistan der-

zeit sicher sei, sei „das Risiko“. Menschen
dorthin abzuschieben sei eine „Verantwor-
tungslosigkeit“, mit der offensichtlich ein
Exempel statuiert werden solle. Dies sei
„Symbolpolitik aus wahlkampftaktischen
Überlegungen ohne Rücksicht auf Verluste.
Der Unions-Innenexperte Stephan Mayer
(CSU) sagte dagegen, Abschiebungen stün-
den für die „konsequente Durchführung des
Asyl- und Flüchtlingsrechts“. Es sei nötig, un-

terschiedliche Personengruppen unterschied-
lich zu behandeln. Wer ausreisepflichtig sei,
müsse Deutschland verlassen, während man
gegenüber Menschen, die verfolgt würden
und schutzbedürftig seien, „immer offen und
aufgeschlossen“ sein werde. Unter den jetzt
abgeschobenen Afghanen seien Straftäter ge-
wesen, die wegen Totschlags, Vergewaltigung,
Raub und Diebstahls verurteilt worden seien.
Mayer sagte, es sei „gut, dass die mittlerweile
außer Landes sind“. Die Union unterstütze
daher den Innenminister, der weitere Sam-
melabschiebungen angekündigt habe.
Deutlich kritischer äußerte sich der SPD-Bun-
destagsbgeordnete Lars Castellucci. Er habe
Zweifel, ob man mit dem Vorgehen der Ver-
antwortung, Menschen zu schützen, gerecht
geworden sei. Er selbst hätte die Abschiebun-
gen, wären sie in seiner Verantwortung gewe-
sen, „nicht veranlasst“. Angesichts problema-
tischer Einzelfälle und der Tatsache, dass ei-
ner der abzuschiebenden Flüchtlinge aus Af-
ghanistan noch in letzter Minute durch eine
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
aus dem Flugzeug geholt worden sei, komme
er zum Schluss, dass die Verfahren der Ab-
schiebung „so nicht in Ordnung“ seien. Cas-
tellucci fügte hinzu, grundsätzlich seien auch
Straftaten „kein Grund, jemanden in Bom-
benhagel, Terror und Folterdrohungen zu-
rückzuschicken“. Susanne Kailitz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Schild von Abschiebungsgegnern vergan-
gene Woche am Flughafen Frankfurt/Main
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Fälschungssichere Kassen
WIRTSCHAFT Die Einführung ist nicht verpflichtend

Manipulationen an elektronischen Regis-
trierkassen zum Zweck der Steuerhinterzie-
hung sollen unterbunden werden. Der
Bundestag beschloss am Donnerstag den
von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor
Manipulationen an digitalen Grundauf-
zeichnungen (18/9535, 18/9957,
18/1067). Für den Entwurf stimmten die
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD

sowie die Grünen. Die Fraktion Die Linke
enthielt sich. Abgelehnt wurden Anträge
der Grünen (18/7879, 18/1968) gegen Ma-
nipulationsmöglichkeiten an Registrierkas-
sen und gegen Umsatzsteuerbetrug.
Der Gesetzentwurf sieht aber keine allge-
meine Pflicht zur Führung dieser Kassen
vor, sodass zum Beispiel bei Vereinsfesten
oder auf Wochenmärkten wie bisher offene
Kassen verwendet werden können. Werden
aber elektronische Kassen benutzt, sind die
elektronischen Aufzeichnungssysteme und
digitalen Aufzeichnungen durch eine zerti-
fizierte technische Sicherheitseinrichtung
zu schützen. Außerdem wird eine Pflicht
zur Ausgabe von Belegen an die Kunden
eingeführt. Geschäfte mit digitaler Kassen-
führung wie etwa Bäckereien mit einer
Vielzahl von Kunden könnten sich von der
Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen be-
freien lassen. Außerdem wird die Möglich-
keit der „Kassen-Nachschau“ durch die Fi-
nanzbehörden eingeführt. hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperDie mechanische Kasse bleibt erlaubt.
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Abfallrecht geändert
UMWELT Händlern droht Bußgeld bei Rücknahmeweigerung

Der Bundestag hat vergangene Woche Än-
derungen im Abfallrecht auf den Weg ge-
bracht. Am Donnerstag beschlossen die
Abgeordneten einvernehmlich auf Grund-
lage eines Gesetzentwurfes der Bundesre-
gierung (18/10026, 18/10663) zum einen
Änderungen im Kreislaufwirtschaftsgesetz
sowie im Elektro- und Elektronikgerätege-
setz. Zum anderen stimmten die Koaliti-
onsfraktionen CDU/CSU und SPD – bei
Enthaltung von Linken und Grünen – für
einen Entwurf zur Neufassung der Gewer-
beabfallverordnung (18/10345, 18/10444
Nr. 2.1, 18/10656).
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung
hatte ursprünglich nur Änderungen im
Kreislaufwirtschaftsgesetz vorgesehen. Dort
soll die sogenannte Heizwertklausel gestri-
chen werden. Sie regelt bisher, dass eine
energetische Verwertung der stofflichen
Verwertung gleichrangig ist, wenn ein be-
stimmter Heizwert gegeben ist. Dies soll
künftig nicht mehr gelten. Die Regelung
war im Gesetz als Übergangsregelung nor-
miert worden.
In der geänderten Fassung des Gesetzent-
wurfes, die auf eine Initiative der Koaliti-
onsfraktionen zurückgeht, ist zudem vor-
gesehen, einen neuen Ordnungswidrig-

keitstatbestand im Elektro- und Elektronik-
gesetz einzuführen. Demnach sollen
Händler, die ihrer Verpflichtung zur Rück-
nahme von Elektrogeräten nicht nachkom-
men, mit einem Bußgeld von bis zu
100.000 Euro belegt werden können. Zu-
dem wird die Rücknahmepflicht von Altge-
räten konkretisiert.

Verordnungsnovelle Mit der Novelle der
Gewerbeabfallverordnung will die Bundes-
regierung die knapp 15 Jahre alte Verord-
nung an neuere europarechtliche und na-
tionale Abfall-Regelungen anpassen. Ziel
ist dabei laut Begründung insbesondere,
die fünfstufige Abfallhierarchie auch im
Umgang mit gewerblichen Siedlungs-
sowie bestimmten Bau- und Abbruchabfäl-
len anzuwenden. Die Abfallhierarchie ist
in der EU-Richtlinie 2008/98/EG sowie im
Kreislaufwirtschaftsgesetz verankert. Bisher
gehe die Gewerbeabfallverordnung und ihr
Regelungssystem noch von einem „grund-
sätzlichen Gleichrang“ von stofflicher und
energetischer Verwertung aus, schreibt die
Bundesregierung in der Begründung. Die
Zustimmung des Bundestages zu der Ver-
ordnung ist laut Kreislaufwirtschaftsgesetz
vorgeschrieben. scr T

KURZ NOTIERT

Mehr Mittel für
finanzschwache Kommunen
Der Kommunalinvestitionsförderungs-
fonds, ein Sondervermögen des Bundes,
wird in diesem Jahr um weitere 3,5 Mil-
liarden Euro aufgestockt. Mit dem Geld
sollen über die Länder finanzschwache
Kommunen bei Investitionen in Bil-
dungsinfrastrukturen unterstützt wer-
den. Zur haushaltsrechtlichen Ermächti-
gung der Aufstockung hat die Bundesre-
gierung einen Entwurf für einen Nach-
tragshaushalt 2016 (18/10500) vorge-
legt, der vergangene Woche in erster Le-
sung beraten wurde. Der Entwurf des
Nachtragshaushalts 2016 sieht weiter-
hin keine Nettokreditaufnahme vor. Das
Sondervermögen war 2015 mit einem
Volumen von 3,5 Milliarden Euro einge-
richtet worden. scr T

Bundeswaldgesetz
geändert

Der Bundestag hat am vergangenen
Donnerstag einstimmig eine Änderung
des Bundeswaldgesetzes beschlossen.
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung
(18/10456, 18/10661) konkretisiert den
Umfang „staatlicher Betreuungsangebo-
te der Länder für kleinere private und
kommunale Waldeigentümer“. Hinter-
grund ist eine kartellrechtliche Auseinan-
dersetzung. scr T

Ausschreibungspflicht bei
Kraft-Wärme-Kopplung

Die Förderung der Kraft-Wärme-Kopp-
lung (KWK) wird geändert. Der Bundes-
tag stimmte am Donnerstag mit Koaliti-
onsmehrheit dem Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung der Bestimmungen zur
Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopp-
lung und zur Eigenversorgung (18/
10209, 18/10669) zu. Die Oppositions-
fraktionen lehnten ab. KWK-Anlagen
zwischen einem und 50 Megawatt wer-
den in Zukunft nur noch dann gefördert,
wenn sie sich erfolgreich an einer Aus-
schreibung beteiligt haben. hle T

Die Linke scheitert
mit Technik-Antrag

Die Fraktion Die Linke ist am Donnerstag
mit einem Antrag zur Lebensdauer tech-
nischer Geräte (18/9179, 18/10666) an
der Koalitionsmehrheit von CDU/CSU
und SPD gescheitert. Der Antrag, dem
auch die Grünen zustimmten, forderte
von der Bundesregierung unter anderem
eine gesetzliche Festlegung von Min-
destnutzungszeiten für Produkte. scr T

Soja und Seitan
ERNÄHRUNG Transparenz bei veganen Lebensmitteln

W
ürstchen mit Kar-
toffelsalat oder
Gänsekeule mit
Rotkohl? Jahr für
Jahr stellt sich zu
Heiligabend an

deutschen Esstischen die gleiche Frage. Im-
mer mehr Menschen entscheiden sich in-
zwischen aber auch für ein Seitan-Steak
oder ein Soja-Schnitzel. Auch sie sollen
künftig genau wissen, welche Inhaltsstoffe
in ihren veganen oder vegetarischen Pro-
dukten zu finden sind. Darauf zielt ein An-
trag der Koalition (18/10633) ab, der ver-
gangene Woche gemeinsam mit dem von
der Bundesregierung vorgelegten Ernäh-
rungspolitischen Bericht 2016 (18/8650)
diskutiert wurde.
Dabei sah sich Ernährungsminister Christi-
an Schmidt (CSU) Kritik der Opposition,
aber auch aus Reihen der SPD ausgesetzt.
Der Minister setze beim Kampf gegen
schadstoffbelastete Lebensmittel „nach wie
vor auf Freiwilligkeit und guten Willen“,
statt klare gesetzliche Regelungen zu tref-
fen, kritisierte Karin Binder (Die Linke).
Dem hielt Katharina Landgraf (CDU) ent-
gegen, das Ziel, dass sich die Menschen ge-
sund und ausgewogen ernähren, werde
man nicht mit Verboten und Maßregelun-
gen erreichen.

Reduktionsstrategie Nicole Maisch (Grü-
ne) wies darauf hin, dass der im Bericht
des Ministers erwähnte Gesetzentwurf zur
Änderung des Lebens- und Futtermittelge-
setzes aus dem Jahr 2015 noch immer
nicht im Kabinett verabschiedet worden
sei. Elvira Drobinski-Weiss (SPD) bemän-
gelte, dass die konkreten nächsten Schritte
der Nationalen Reduktionsstrategie noch
nicht vorlägen, obwohl dies bis Ende 2016
geplant gewesen sei.

In Sachen gesunder Ernährung sei keine
Verbotspolitik gefragt, betonte Ernährungs-
minister Schmidt zu Beginn der Debatte.
Der Staat dürfe nicht vorschreiben, was ge-
gessen werden soll. Im Übrigen, so
Schmidt, sei die Lebensmittelsicherheit „so
gut und so hoch wie nie zuvor“.
Gegen Bevormundungen wandte sich auch
Katharina Landgraf. Freude am Kochen
und am gemeinsamen Essen sei wichtig für
eine gesunde und ausgewogene Ernährung,
sagte sie. Zwar brauche man auch Wissen,
um zu erkennen, wo versteckte Salz-, Fett-
und Zuckerfallen lauern. „Viel wichtiger ist
es aber, die eigene Ernährung ganz prak-
tisch zu sehen und einfach loszulegen“,
sagte die Unionsabgeordnete.

Nährwerttabelle Was die Kennzeich-
nungspflicht angeht, so sprach sich Minis-
ter Schmidt für eine klare Regelungen aus.
„Was draufsteht, muss auch drin sein“, for-
derte er. Daher sei es gut und richtig, dass
seit dieser Woche eine verständliche Nähr-
werttabelle bei allen verpackten Lebens-
mitteln Pflicht sei.
Kennzeichnung sei sehr wichtig, bestätigte
Karin Binder. „Aber warum wehren Sie sich
nach wie vor gegen die Ampelkennzeich-
nung?“, fragte die Linken-Abgeordnete den
Minister. Die von Schmidt gelobten „ver-
ständlichen“ Nährwerttabellen „in 0,2 Mil-
limeter-Größe“ könnten viele nicht lesen.
Eine farbliche Unterlegung sei die ein-
fachste Lösung, befand sie. Binder ging
auch auf den von der Koalition vorgelegten
Antrag ein, der fordere, klare und verlässli-
che Rahmenbedingungen für vegane und
vegetarische Lebensmittel zu schaffen. Da-
rin sei vieles richtig. Allerdings gebe es ein
nicht akzeptables Hintertürchen, wenn da-
rin zu lesen sei, dass „Lebensmittelherstel-
ler, die von der in den Leitsätzen der deut-

schen Lebensmittelbuchkommission be-
schriebenen Qualität abweichen, diese Ab-
weichung auf ihren Produkten deutlich
machen müssen“. Aus Sicht Binders muss
ein Produkt vegan oder vegetarisch sein
„oder eben nicht“.
Elvira Drobinski-Weiss forderte den Ernäh-
rungsminister zu verstärktem Handeln auf.
So müsse unbedingt bis Anfang des kom-
menden Jahres die von ihm angekündigte
„umfassende Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung bis 2030 um
die Hälfte“ vorgelegt werden, forderte die
SPD-Politikerin. Auch die nächsten Schritte
der Nationalen Reduktionsstrategie zur Re-
duzierung von Zucker, Salz und Fett in Le-
bensmitteln könne der Minister nicht bis
zum Sankt Nimmerleinstag hinausschie-
ben.

Website offline In die gleiche Kerbe
schlug Nicole Maisch. Die Grünen-Abge-
ordnete kritisierte, die Bundesländer warte-
ten seit Jahren auf eine sichere Rechts-
grundlage, die es ihren Behörden ermög-
licht, erhebliche Hygienemängel zu veröf-
fentlichen. Der von Schmidt dazu ange-
kündigte und in dem Bericht auch erwähn-
te Gesetzentwurf zur Änderung des Lebens-
und Futtermittelgesetzes liege aber noch
immer nicht vor. Ohnehin sei der Bericht
ein „Scheinriese“, sagte Maisch. „Je näher
man ihm kommt, desto kleiner und mick-
riger wird er.“ Beleg dafür sei auch die Auf-
klärungskampagne zu Energydrinks, die im
Bericht gelobt werde. „Die entsprechende
Website ist aber seit Anfang August off-
line“, so Maisch. Positiv bewertete sie, dass
künftig etwas für die Transparenz bei vega-
nen und vegetarischen Produkten gemacht
werden soll. „Ich würde jetzt aber nicht da-
rauf wetten, dass der Minister es umsetzt“,
fügte sie hinzu. Götz Hausding T

Sieht nach Wurst aus, ist aber auch Wurst drin? Die verbraucherfreundliche Kennzeichnung von Lebensmitteln und ihrer Inhaltsstoffe
war Thema einer Debatte im Bundestag. © picture-alliance/Westend61
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Schwarzarbeit
wird bekämpft
WIRTSCHAFT Der Bundestag hat weitere
Maßnahmen zur Bekämpfung der
Schwarzarbeit beschlossen. Mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPO sowie der Grünen stimmte das
Parlament am Donnerstag dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Stärkung der Bekämpfung
der Schwarzarbeit und illegalen Beschäfti-
gung (18/9958, 18/10655) zu. Die Linke
enthielt sich. Die Koalitionsfraktionen hat-
ten zuvor im federführenden Finanzau-
schuss noch einige Änderungen vorgenom-
men. Ein Änderungsantrag der Grünen
wurde abgelehnt.
Der Entwurf sieht neue Kompetenzen für
die Schwarzarbeitsbekämpfungsbehörden
der Länder vor. So müssen Ausweispapiere
in Zukunft nicht nur der Zollverwaltung,
sondern auch Bediensteten der zuständi-
gen Landesbehörden vorgelegt werden. Die
Landesbehörden erhalten zudem weitere
Prüfungsbefugnisse. Zollbehörden dürfen
in Zukunft Daten aus dem Zentralen Fahr-
zeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes
abfragen. Außerdem sind Verbesserungen
in der behördlichen Informationstechno-
logie geplant.
Zu den weiteren Maßnahmen gehört der
Ausschluss von Bewerbern von der Teilnah-
me an Ausschreibungen, die mit Vorschrif-
ten zur Verhinderung von Schwarzarbeit in
Konflikt gekommen sind. Bisher wurden
solche Bewerber schon von Bauaufträgen
ausgeschlossen. Künftig erfolgt auch ein
Ausschluss von Liefer- und Dienstleistungs-
aufträgen. hle T

Einsatz für
EU-Forschung
FORSCHUNG Die Große Koalition will For-
schung und Wissenschaft in der EU stärken
und damit den Herausforderungen, vor de-
nen Europa steht, begegnen. Trotz des Vo-
tums für einen Austritt Großbritanniens
aus der Union („Brexit“) müsse Europa zu-
sammenhalten. Der Debatte am vergange-
nen Freitag unter dem Titel Forschung und
Innovation für Europas Zukunft lag ein
Antrag der CDU/CSU und SPD (18/10635)
zugrunde, der bei Enthaltung der Oppositi-
onsfraktionen angenommen wurde.
Fraktionsübergreifende Einigkeit bestand
hinsichtlich der Bedeutung der Forschung
für Europa: Gerade angesichts des wach-
senden Populismus und der zunehmenden
Wissenschaftsfeindlichkeit müsse man für
ein besseres Europa kämpfen und den For-
schungsraum Europa stärken, unterstri-
chen der Parlamentarische Staatssekretär
Thomas Rachel (CDU) wie auch René Rös-
pel für die SPD und Kai Gehring (Bündnis
90/Die Grünen). Die Leistungsfähigkeit
der europäischen Wissenschafts- und Inno-
vationssysteme müsse gestärkt und die For-
schungs- und Innovationskluft zwischen
EU-Mitgliedstaaten und Regionen verrin-
gert werden. „Wir brauchen wissenschafts-
basierte und zukunftsweisende Lösungen
für die großen globalen Herausforderun-
gen unserer Zeit“, forderte Gehring.
Ralph Lenkert (Die Linke) lobte viele An-
sätze im Antrag. Positiv hob er unter ande-
rem das neue Rahmenprogramm für For-
schung und Innovation „Horizont 2020“,
den Einsatz für mehr Chancengleichheit
für Frauen in der Wissenschaft sowie die
Unterstützung der kleinen und mittleren
Unternehmen. Kritisch äußerte sich der
Linken-Abgeordnete zu den hohen Sum-
men, die Universitäten an die VG Wort ab-
führen müssten. rol TVom Skandal überrascht

VW-AUSSCHUSS Abgeordnete vernehmen drei Minister. Tricksereien will niemand bemerkt haben

K
aum ein deutscher Spitzen-
politiker kennt sich mit
dem Volkswagenkonzern
besser aus als Sigmar Ga-
briel. Der SPD-Vorsitzende
saß als niedersächsischer

Ministerpräsident im VW-Aufsichtsrat,
nicht weit vom Wohnort Goslar entfernt
hat der Konzern drei große
Werke. Gabriel hatte auch
als Bundesumweltminister
mit der Autoindustrie zu
tun und musste im Sep-
tember 2015 als Wirt-
schaftsminister erfahren,
wie der Konzern mit dem
Abgasbetrug seinen Ruf
aufs Spiel setzte. „Mit er-
heblicher krimineller Ener-
gie“ sei gegen geltendes
Recht verstoßen worden,
sagte Gabriel am Donners-
tag im Abgas-Untersu-
chungsausschuss des Bundestages. „Ich ha-
be das nicht für möglich gehalten. Und ich
kenne das Unternehmen ganz gut“, beton-
te Gabriel.

EU klagt Der Wirtschaftsminister war der
erste Spitzenpolitiker, der dem Ausschuss
Rede und Antwort stand. Im Anschluss wa-
ren Kanzleramtschef Peter Altmaier (CDU)
und Umweltministerin Barbara Hendricks
(SPD) an der Reihe. Die Vernehmungen er-

folgten eine Woche nach Einleitung eines
Vertragsverletzungsverfahren gegen
Deutschland und sechs weitere Staaten
durch die Europäische Kommission. Brüs-
sel wirft der Bundesregierung vor, VW straf-
frei davonkommen zu lassen, obwohl eine
EU-Verordnung von 2007 bei der Nutzung
verbotener Abschalteinrichtungen wirksa-

me, verhältnismäßige und
abschreckende Sanktionen
verlange. Zudem moniert
die EU-Kommission, es sei-
en nicht alle Informatio-
nen aus der nationalen Un-
tersuchung offengelegt
worden.
Die drei Minister wehrten
sich gegen den Vorwurf der
Untätigkeit nach Auffliegen
des Skandals. Gabriel ver-
wies darauf, dass Deutsch-
land treibende Kraft bei der
Verabschiedung von Grenz-

werten für die ab Herbst 2017 geplanten
Straßentests gewesen sei. Die Regelungen
nach jahrelangen Verhandlungen wurden
Ende Oktober 2015 auf EU-Ebene be-
schlossen. Die Vorgaben seien strenger als
von vielen EU-Staaten gewollt und lägen
weit unter den Vorstellungen der Autoin-
dustrie. „Ein Nachgeben im Sinne der Au-
toindustrie hat es somit nicht gegeben“,
sagte Gabriel. Vor der Verabschiedung gin-
gen auch im Kanzleramt zahlreiche Wün-

sche der Autoindustrie und der bayeri-
schen Staatsregierung ein. Amtschef Alt-
maier sah darin keine Beeinflussung, son-
dern normale Vorgänge. Haltungen von
Landesregierungen würden ständig an ihn
herangetragen.
Nach dem 18. September 2015 hatte die
Bundesregierung keine Sanktionen gegen
den VW-Konzern verhängt, aber zu Nach-
rüstungen verpflichtet. Verkehrsminister
Alexander Dobrindt (CSU) setzte zudem
eine Untersuchungskommission ein, die
53 Dieselmodelle unter die Lupe nahm.
Am 22. April wurde ein Zwischenbericht
veröffentlicht. Bei zahlreichen Herstellern
gab es Zweifel, ob das Abschalten der Ab-
gasreinigung bei zehn und einem Fall bei
17 Grad noch legal ist. „Thermofenstern“
nennen die Hersteller die zur Regel gewor-
denen Ausnahmen, welche die EU zum
Motorschutz erlaubt. Für 630.000 Autos
sagten sie freiwillig Nachrüstungen zu.

Hendricks distanziert In der Kommission
blieben Wirtschafts- und Umweltressort
außen vor. Gabriel fand das in Ordnung
und vertraute auf den Aufklärungswillen
des Verkehrsministeriums. Umweltministe-
rin Hendricks äußerte sich distanzierter.
Ihr Staatssekretär Jochen Flasbarth hatte
auf eine Mitarbeit gedrängt. Das Verkehrs-
ressort habe aber anders entschieden und
trage somit auch die Verantwortung. Den
Vorwurf der EU, es seien nicht alle Ergeb-

nisse publik gemacht worden, kontert das
Haus Dobrindt mit dem Hinweis, die Ar-
beit der Kommission laufe noch. So sind
Ergebnisse von CO2-Messungen noch un-
veröffentlicht.
In einem Punkt bestand Einigkeit bei den
drei Ministern. Von illegalen Tricksereien
wollen sie erst erfahren haben, als der
Volkswagenskandal in den
USA publik wurde. Die
Deutsche Umwelthilfe
(DUH) hingegen findet,
die Politik hätte seit Jahren
von verbotenen Abschalt-
einrichtungen wissen kön-
nen. Ihr Bundesgeschäfts-
führer Jürgen Resch hatte in
seiner Befragung am 1. De-
zember erklärt, sein Ver-
band habe immer wieder
darauf hingewiesen. Alt-
maier traf den DUH-Ge-
schäftsführer kurz nach
Amtsantritt als Umweltminister im Juni
2012. Er sei auf das Auseinanderklaffen der
Emissionen im Labor und auf der Straße
aufmerksam gemacht worden. Jedoch habe
die DUH keine Beweise auf strafbares Han-
deln erbracht und bei späteren Anlässen
das Thema nicht mehr angesprochen.
Die Opposition wirft der Bundesregierung
vor, die Hinweise auf Abgasbetrug ignoriert
zu haben. Auch Gabriel warf die Frage auf:
„Waren wir misstrauisch und hartnäckig

genug?“ Niemand sei aber in der Lage ge-
wesen, Beweise für den Verdacht zu erbrin-
gen. Allerdings befand man sich schon auf
der richtigen Spur. In Gabriels Zeit als Um-
weltminister fiel die Vorbereitung von
Felduntersuchungen, um zu testen, ob
auch in Betrieb befindliche Fahrzeuge die
Grenzwerte aus der Typzulassung noch

einhalten. Im Konzept war
laut Gabriel auch die Opti-
on enthalten, die Autos auf
Betrugssoftware zu unter-
suchen. Warum dies nicht
getestet worden sei, konnte
Gabriel nicht sagen. Die
Test seien nach seiner
Amtszeit durchgeführt wor-
den. Federführend war die
Bundesanstalt für Straßen-
wesen, eine nachgeordnete
Behörde des Verkehrsmi-
nisteriums. Minister war
damals Peter Ramsauer

(CSU), der im nächsten Jahr im Ausschuss
aussagen soll.

Winterkorn kommt Auch Dobrindt und
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
sollen den Abgeordneten noch Rede und
Antwort stehen. Zunächst geht es im Janu-
ar des kommenden Jahres aber mit der Be-
fragung von Vertretern der Automobilin-
dustrie weiter, allen voran Ex-VW-Chef
Martin Winterkorn. Stefan Uhlmann T

VW-Kenner und Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD), Bundesumweltministerin Barbara Hendricks (SPD) und Kanzleramtschef Peter Altmaier (CDU) gaben vergangene Woche Auskunft über ihre Eindrücke und Kennt-
nisse des Abgasskandals. © picture-alliance/Rainer Jensen/dpa

»Ein Nach-
geben im
Sinne der

Autoindustrie
hat es nicht
gegeben.«

Sigmar Gabriel (SPD)
Wirtschaftsminister

Die EU-
Kommission

hat inzwischen
Klage
gegen

Deutschland
eingereicht.

Kritik an Bahnpolitik
VERKEHR Linke gegen Vertragsverlängerung des Bahnchefs

Die Linksfraktion ist mit ihren
Änderungsvorschlägen zur
Bahnpolitik des Bundes ge-
scheitert. Die dazu vorgelegten

Anträge (18/592, 18/4186, 18/3746) wur-
den vergangenen Freitag mit den Stimmen
der Koalition abgelehnt. Ein Antrag der
Grünen (18/10383) wurde zur weiteren
Beratung in den Verkehrsausschuss über-
wiesen. Im Verlauf der Debatte wiesen Red-
ner der Koalition ebenso wie Verkehrs-
staatssekretär Enak Ferlemann (CSU) Kritik
aus den Reihen der Opposition an der
Bahnpolitik des Bundes zurück. Der Grü-
nen-Fraktionsvorsitzende Anton Hofreiter
hatte die fehlende Engpassbeseitigung und
die nicht vorhandenen integralen Taktfahr-
pläne bemängelt. Sabine Leidig (Die Lin-
ke) kritisierte die geplante Vertragsverlän-
gerung für Bahnchef Wolfgang Grube, der
mit einem „Schrumpf- und Abbaupro-
gramm à la Mehdorn“ die Rendite erhöhen
wolle.
Es sei ärgerlich, dass die Bundesregierung
nichts daraus mache, dass die Deutsche
Bahn AG (DBAG) dem Bund gehört, sagte
Hofreiter. Ärgerlich für die Reisenden, die
in unpünktlichen Bahnen steckten und
aufgrund von fehlender Abstimmung An-
schlusszüge verpassten. Ärgerlich sei dies
auch für die Unternehmen in Deutschland,

da die Infrastruktur in Güterbahnbereich
nicht ausreichend ausgebaut werde, so der
Grünenpolitiker.
Sabine Leidig kritisierte den Bundesver-
kehrswegeplan (BVWP) . Er sei kein Schie-
nenausbauplan, sondern lediglich ein Stra-
ßenausbauplan. Die von den Grünen ins
Spiel gebrachte Reformkommission nannte
die Linken-Abgeordnete eine gute Idee.
Entscheidend sei aber, wer darin vertreten
ist, sagte Leidig.

Gut aufgestellt Deutschland sei im Schie-
nenbereich sehr gut aufgestellt, sagte hin-
gegen Staatssekretär Ferlemann. Gleich-
wohl müsse weiter in den Bereich investiert
werden, was im Rahmen des BVWP auch
passiere. Linke und Grüne hätten noch im-
mer nicht verstanden, wie ein solcher
BVWP funktioniert, sagte Sören Bartol
(SPD). Es gebe nun einmal für regionale
Schienenbedarfe andere Fördertöpfe. Der
Plan konzentriere sich auf fernverkehrs-
und güterverkehrsrelevante Dinge.
Dirk Fischer (CDU) verwies darauf, dass
der Schienenverkehr in Deutschland seit
der Bahnreform 1993 deutlich zugelegt ha-
be – beim Personenverkehr um 40 Pro-
zent, beim Güterverkehr um 65 Prozent.
Dennoch bestehe „Handlungsbedarf zur
Weiteroptimierung“. Götz Hausding T

Klagen und Störmanöver der Finanzindustrie
CUM/EX-AUSSCHUSS Steuerberater machten Druck auf Behörde. Hilfreiches Urteil des Bundesfinanzhofes

Mit der Befragung von zwei Beamten aus
dem Bundesfinanzministerium (BMF) hat
der Cum/Ex-Ausschuss am Donnerstag sei-
ne Zeugenbefragung fortgesetzt. Aus der
Steuerabteilung waren Unterabteilungslei-
ter Rolf Möhlenbrock und Abteilungsleiter
Michael Sell geladen. Sie schilderten detail-
liert, wie nach dem Bekanntwerden der Ak-
tientransaktionen um den Dividenden-
stichtag zum Schaden des Fiskus die zu-
ständigen Mitarbeiter alles daran setzten,
diesen einen Riegel vorzuschieben und zu
Unrecht erstattete Steuern zurückzufor-
dern. Cum/Ex-Deals sind seit 2012 verbo-
ten.

»Dem Teiben Einhalt bieten« Möhlen-
brock sagte, er sei Anfang 2009 am Rande
einer Veranstaltung von einer Person, die
er nicht benennen wolle, auf das Thema
Cum/Ex, die rechtliche Situation und die
fiskalische Bedeutung aufmerksam ge-
macht worden. Er habe diese Person dann
um eine schriftliche Ausarbeitung gebeten

und diese anonymisiert an das zuständige
Fachreferat gegeben. Man habe sich „prio-
ritär“ dieses Problems angenommen, und
als erste Reaktion sei „zwei, drei Monate
später“ ein BMF-Schreiben ergangen, mit
dem „dem Treiben Einhalt geboten werden
sollte“. Zur Höhe des Steuerschadens kön-
ne er nichts sagen, so Möhlenbrock. Sell
gab zu Protokoll, dass er gleich nach sei-

nem Amtsantritt im Mai 2012 mit dem
Thema Cum/Ex konfrontiert worden sei.
Dabei sei es darum gegangen, das Bundes-
zentralamt für Steuern (BZSt) bei der Auf-
arbeitung zu unterstützen und vor „Quer-
schüssen“ von Steuerberatern zu schützen.
Diese hätten alles versucht, um ihren Kun-
den zu den gewünschten Erstattungen zu
verhelfen. So habe es Klagen, Beschwerden

und Störmanöver gegen Beamte gegeben.
Große Bedeutung misst Sell auch dem
2014 vor dem Bundesfinanzhof (BFH) ge-
wonnenen Prozess zum wirtschaftlichen
Eigentum bei Cum/Ex-Geschäften zu. Das
Urteil habe die Basis für die Aufarbeitung
dieser Deals gelegt. Wäre das BFH-Urteil
nicht ergangen, hätten sich Investoren
rechtmäßig nicht gezahlte Steuern erstatten
lassen können, sagte Sell. Zudem sei das
Cum/Ex-Urteil der Startschuss für die Auf-
arbeitung des ähnlich gelagerten Dividen-
denstripping-Modells Cum/Cum gewesen.
Weniger auskunftsfreudig zeigte sich
Rechtsanwalt Bernulph von Crailsheim,
der wegen seiner Beratertätigkeit im Zu-
sammenhang mit Cum/Ex-Geschäften als
Zeuge geladen war. Dies treffe zu, sagte
von Crailsheim, stellte aber gleich zu Be-
ginn seiner Vernehmung klar, dass er aus
Gründen der Berufsverschwiegenheit zum
Ausschussthema nicht viel sagen könne. Er
bestätigte indes, dass er bis 2010 in einer
Kanzlei mit dem Steueranwalt Hanno Ber-
ger zusammengearbeitet habe. Berger wird
als einer der Drahtzieher der Cum/Ex-Mo-
delle bezeichnet. Die Idee zu diesen Ge-
schäften sei aber nicht von Berger gekom-
men, sagte von Crailsheim. Von wem dann
diese Idee gekommen sei ließ er in der Be-
fragung offen. Michael Wojtek T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Regelmäßig überraschende Aussagen: Cum/Ex-Ausschuss bei der Arbeit ©Bundestag/Melde



Herr Professor Niedermayer, die Partei-
en in Deutschland verlieren seit Jahren
massiv Mitglieder. Ist die große Zeit vorbei?
Ja, das glaube ich schon. Jedenfalls wenn
man die aktuelle Situation mit der großen
Blüte der Parteien in den 1970er Jahren
vergleicht. Allerdings war das damals auch
nicht ganz so golden, wie heute gern kol-
portiert wird. Es gab politische Entwick-
lungen, die dann kurzzeitig zu einer Erhö-
hung der Mitgliederzahl geführt haben,
wie etwa die 68er-Bewegung, die gerade
der SPD neue Mitglieder beschert hat.

Und die Begeisterung für die Person
Willy Brandts.
Ja, natürlich. Willy Brandt hat sein Charis-
ma mit einem neuen Politikansatz verbun-
den, der gerade viele jüngere Leute ange-
sprochen hat: Mehr Politik, mehr Demo-
kratie wagen. In dieser Zeit hat auch die
CDU erkannt, wie notwendig eine aktive
Parteipolitik ist. In der Folge wurde auf
den Aufbau einer effektiven Mitgliederba-
sis viel stärker Wert gelegt. Auch um ein
konservatives Gegengewicht zur linken Sei-
te zu schaffen.

Was ist seitdem passiert?
Seitdem gab es im Grunde keine Konstella-
tion mehr, die sich förderlich auf die Mit-
gliederzahlen der Parteien ausgewirkt hat.
Seit 1990 gehen sie bei allen zurück. Aus-
nahme sind die Grünen, die aber erst 2013
ihren Höhepunkt erreicht und seither auch
Mitglieder verloren haben.

Werden die Leute Mitglied, weil sie
für oder weil sie gegen etwas sind? Of-
fenbar führt der US-Wahlerfolg von Do-
nald Trump ja dazu, dass die Parteien in
Deutschland Zulauf verzeichnen.
Für den Entschluss, in eine Partei einzutre-
ten, gibt es unterschiedliche Motive. Das ist
zunächst normativ begründet, also mit ei-
ner bestimmten Verhaltenserwartung der
eigenen Umgebung. Das kann eine Familie
sein, die über Jahrzehnte sozialdemokra-
tisch geprägt ist, die Mitgliedschaft in der
Kirche oder einer Gewerkschaft. Bis in die
1960er Jahre haben die Parteien in
Deutschland Mitglieder stark aus den klas-
sischen Milieus rekrutiert, etwa aus dem
Arbeitermilieu im Ruhrgebiet oder den ka-
tholischen Milieus im Süden der Bundesre-
publik. Das funktioniert heute nicht mehr,
weil wir allgemein eine Individualisierung
in der Gesellschaft verzeichnen. Die Mi-
lieugruppen sind dramatisch geschrumpft,
etwa die gewerkschaftlich gebundene Ar-
beiterschaft. Auch die zentralen Milieuor-
ganisationen wie Gewerkschaften oder Kir-
chen haben an Bedeutung verloren.

Gibt es weitere Beweggründe für ei-
nen Parteieintritt?
Ein weiterer wesentlicher Faktor ist die Mo-
tivation, sich für bestimmte Werte in der
Gesellschaft einzusetzen. Also zum Bei-
spiel für soziale Gerechtigkeit oder Frei-
heit. Wenn solche Werte bestimmten Par-
teien aber nicht mehr spezifisch zuzuord-
nen sind, wenn Visionen für eine zukünfti-

ge Gesellschaft nur noch schwer zu erken-
nen sind und der Eindruck entsteht, die
Parteien würden sich ohnehin immer ähn-
licher, sinkt die Motivation, sich an eine
bestimmte Partei zu binden. Hinzu kommt
eine kleine Gruppe, die mit einer Mitglied-
schaft die Hoffnung auf eine Parteikarriere
oder auf geschäftliche Vorteile verbinden.

Keiner dieser Beweggründe würde
den sogenannten Trump-Effekt erklären.
Richtig, hier haben wir es mit einem weite-
ren, dem politisch-zielbezogenen Motiv zu
tun. Trump hat die US-Präsidentschafts-
wahl gewonnen, die Leute finden das ganz
furchtbar und wollen jetzt verhindern, dass

bei uns etwas Vergleichbares passiert, etwa
ein Erfolg der AfD auf Bundesebene. Also
treten sie spontan in eine Partei ein. Des-
halb waren es auch nur Parteien aus dem
linken Spektrum, bei denen dieser Effekt
zu beobachten war.

Wie nachhaltig sind solche Effekte?
Ich bin davon überzeugt, dass ein Mitglie-
deraufwuchs, der aus spontaner Empörung
resultiert, nicht besonders nachhaltig sein
wird. Denn genauso schnell lässt es sich
auch wieder austreten, wenn klar wird,
dass mit einer passiven Mitgliedschaft
dann doch nicht so viel auszurichten ist.
Selbst wer sich aktiv einbringt, wird bei der
nächsten Ortsvereinssitzung feststellen:
Dort wird ja über die Satzung des Abwas-
serzweckverbands und nicht über Trump
und die AfD diskutiert. Dann stellt sich die
Frage: Was will ich eigentlich hier? Ich
wollte die Welt retten, und die diskutieren
über Kommunalpolitik.

Ist das ein Problem der Neumitglie-
der, die mit überzogenen Erwartungen in
eine Partei gehen, oder eines der Partei-
en, die damit nicht umgehen können?
Beides. Eine gestaltende Mitgliedschaft in
einer Partei ist anstrengend. Da muss man
Geld, Zeit und Mühe aufwenden. Bevor ein
Mitglied überhaupt in die Nähe von politi-
schem Einfluss kommt, muss es viel Enga-
gement eingebracht haben. Es bedarf also
eines großen Ressourceneinsatzes, um
wirksame Partizipation zu erreichen. Das
hält gerade junge Leute ab. Politische Ar-
beit soll Spaß machen, sie soll schnell zu
Ergebnissen führen. Und vor allem: Es

muss erkennbar sein, was der Einsatz
bringt; projektbezogene Arbeit wird bevor-
zugt. Parteien tun sich da eher schwer.

Gibt es bei Parteimitgliedschaften
auch eine emotionale Komponente?
Ja, die affektiv-emotionale Motivation ist
vor allem für ältere Leute ein wichtiges
Bindeglied an die Partei. Das ist zum Bei-
spiel bei der Linkspartei zu beobachten.
Manche Ortsvereinssitzung mutet da an
wie das Treffen eines Nostalgieclubs. Das
ist politische Heimat und vermittelt Ge-
borgenheit. Ich kann mit Gleichgesinnten
ein Bier trinken, Politik ist gar nicht so
wichtig. Die Partei bietet Familienersatz.

Die CDU ist in den vergangenen Jah-
ren deutlich in die Mitte gerückt, die
SPD seinerzeit mit Hartz IV nach rechts.
Welche Auswirkungen haben solche Ver-
änderungen auf die Mitgliedschaft?
Die Parteien haben sowohl in Bezug auf
ihre Wählerschaft als auch in Bezug auf ih-
re Mitgliedschaft einen Akzeptanzkorridor,

in dem sie sich bewegen können. Natür-
lich müssen Parteien auf gesellschaftliche
Veränderungen reagieren. Verlassen sie da-
bei aber den Akzeptanzkorridor, verlieren
sie Wähler und Mitglieder.

So wie die SPD nach Hartz IV?
Ja, das ging einem Teil der Klientel zu weit.

Und die Flüchtlingspolitik von Bun-
deskanzlerin Merkel?
Auch sie liegt außerhalb des Akzeptanzkor-
ridors sehr konservativ denkender Men-
schen. Dabei geht es nicht nur um Flücht-
linge, sondern um Wertevorstellungen über
das menschliche Zusammenleben. In den
vergangenen Jahren hat Frau Merkel in
mancherlei Hinsicht den Gral des Konser-
vativen geschleift und die Position ihrer
Partei in Richtung eines progressiv-libertä-
ren Wertesystems verschoben. Damit hat
sie ja durchaus Wähler gewonnen. Aber
auch einem Teil ihrer Wähler und Mitglie-
der zu viel zugemutet. Die haben bisher
mit der Faust in der Tasche gedacht: Na ja,

es gibt ja keine Alternative. Jetzt gibt es
aber doch eine, jedenfalls nennt sie sich so.

Also profitiert die AfD von dem Frust
in der Union?
Ja, auch. Aber am meisten Schaden durch
Wählerwanderung zur AfD hat bei den ver-
gangenen Landtagswahlen die FDP genom-
men, gefolgt von der Linkspartei. Erst dann
kommt die CDU und dann kommen abge-
schlagen Bündnis 90/Die Grünen.

Gehen die etablierten Parteien rich-
tig mit der AfD um?
Nein. Grundsätzlich gibt es drei Möglich-
keiten: Ignorieren, Stigmatisieren, Ausei-
nandersetzen. Lange ist die AfD ignoriert
worden. Nachdem sie nunmehr in zwei
Drittel der Landtage sitzt, ist das gewiss
keine Option mehr. Also wird sie von den
anderen Parteien in der Regel ausgegrenzt,
obwohl die behaupten, genau das täten sie
nicht. Tatsächlich stützen sie damit das Ar-
gumentationsmuster der AfD. Denn die
predigen ihrer Klientel: Eure Interessen

und Ängste interessieren die anderen Par-
teien längst nicht mehr; sie bezeichnen
euch als Pack und Pöbel. Aber: Wenn eine
Gruppe gesellschaftlich ausgegrenzt wird,
schließt sie sich intern enger zusammen.

Bleibt also die Auseinandersetzung.
Ja, die richtige und zugleich schwierigste
Kategorie des politischen Umgangs. Denn
sich auf Argumente wirklich einzulassen,
dagegen zu halten, indem man selbst die
besseren Argumente vorbringt, ist müh-
sam. Übrigens erreicht das den harten Kern
der AfD-Anhänger auch nicht. Schon fest
an die AfD gebunden sind aber nur 2 bis
2,5 Prozent der deutschen Gesamtwähler-
schaft, und die AfD wird weit überdurch-
schnittlich von Protestwählern gewählt, die
den anderen Parteien eins auswischen wol-
len. Und ein Teil dieser Wähler lässt sich
mit Argumenten durchaus erreichen.

Welche Rolle spielen Flüchtlinge?
Ihre Ablehnung eint die AfD-Wählerschaft.
Für fast alle AfD-Wähler ist die Flüchtlings-
krise das wichtigste Thema, und sie sind
sich in der Befürwortung einer restriktiven
Politik in diesem Bereich einig.

Was folgt daraus?
Wenn jemand die Flüchtlingspolitik falsch
findet und dieses Thema seine Wahlent-
scheidung dominiert, was bleibt ihm dann
an der Wahlurne? SPD und Union schei-
den als Regierungsparteien aus. Aber auch
die Opposition aus Linken und Grünen
vertreten keine andere Meinung. Bleiben
also eine Wahlverweigerung oder die AfD.
Da spielt es dann auch keine Rolle mehr,
dass Wähler von ganz links nach ganz
rechts wechseln. Die Botschaft an die etab-
lierte Politik lautet: In der Flüchtlingsfrage
bin ich anderer Meinung und durch die
AfD-Wahl protestiere ich gegen euren Kurs.

Welche Zukunft sehen Sie für die Par-
teiendemokratie?
Ich sehe keinen Grund, die Apokalypse an
die Wand zu malen. Wenn die gesellschaft-
liche Verankerung der Parteien zurückgeht,
muss das ja nicht heißen, dass auch ihre
Systemrelevanz nachlässt. Die Parteien
spielen nach wie vor die zentrale Rolle im
politischen System. Und so lange daran in-
stitutionell nichts verändert wird, bleibt
das so. Parteien können auch mit ver-
gleichsweise wenigen Mitgliedern Interes-
sen bestimmter Schichten vertreten. Bei-
spiele aus anderen Ländern zeigen das.
Problematisch wird es erst, wenn die Par-
teien nicht mehr genügend Leute haben,
um ihre Ämter zu besetzen. Davon sind
wir noch weit entfernt.

Das Gespräch führten Jörg Biallas und
Johanna Metz. T

Der Politikwissenschaftler Oskar Niedermayer © Deutscher Bundestag/Achim Melde

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Parteien spielen nach wie vor die zentrale
Rolle im politischen System.

Und so lange daran institutionell nichts geändert
wird, bleibt das auch so.

Oskar Niedermayer
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ZUR PERSON
Der Politikwissenschaftler Oskar
Niedermayer (64) leitet seit 1993 die
Arbeitsstelle Empirische Politische
Soziologie/Otto-Stammer-Zentrum
der Freien Universität Berlin und
lehrt am dortigen Otto-Suhr-Institut.
Sein Arbeitsschwerpunkt ist die
Parteien- und Wahlforschung. Seit
2001 gibt Niedermayer jährlich die
Parteimitgliederstudie heraus. Danach
haben die etablierten deutschen
Parteien seit 1990 die Hälfte ihrer
Mitglieder verloren; nur noch 1,2
Millionen Deutsche gehören einer
Partei an. Das Durchschnittsalter
liegt zwischen 50 und 60 Jahren.

»Das ist keine Apokalypse«

OSKAR NIEDERMAYER Die Blüte
der deutschen Parteien ist vorbei,

meint der Politikwissenschaftler. Im
Umgang mit der AfD warnt er vor

einer Stigmatisierung
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Strafanzeige wegen Airbase Ramstein
AUSWÄRTIGES Die Rolle des US-Luftwaffen-
stützpunktes Ramstein im Drohnenkrieg der USA
sorgt erneut für Diskussionen. Die Bundesregie-
rung hatte Ende November eingeräumt, dass sie
von der US-Seite darüber informiert worden sei,
dass die Airbase auch „Planung, Überwachung,
Auswertung von zugewiesenen Luftoperationen“
unterstütze. Bislang hieß es, es lägen keine Er-
kenntnisse zur konkreten Beteiligung des Stütz-
punkts an Drohnenoperationen vor.
In einer Aktuellen Stunde auf Antrag der Links-
fraktion warfen Vertreter der Opposition vergan-
gene Woche der Bundesregierung vor, das Parla-
ment über die tatsächliche Rolle Ramsteins ge-
täuscht zu haben. „Die Bundesregierung höhlt
die parlamentarische Kontrolle aus“, sagte An-
drej Hunko (Die Linke). Mit der „Duldung des
Drohnenkrieges“ nehme sie „gezielte Hinrich-
tungen“ durch die USA in Kauf. „Kein Gesetz,
keine Konvention der Welt gestattet die Führung
von Todeslisten und die Hinrichtung ohne vorhe-
riges Gerichtsverfahren“, sagte Hunko. „Schlie-
ßen Sie Ramstein für den US-Drohnenkrieg!“
Johann Wadephul (CDU) sagte hingegen, dass es
kriegsvölkerrechtlich zulässig sei, in militärischen
Auseinandersetzungen Kampfdrohnen einzuset-
zen. Es gebe in „asymmetrischen Auseinanderset-
zungen“ mit dem IS oder Al-Qaida nicht mehr die
„klassische völkerrechtliche Unterscheidung“

zwischen Zivilisten und Kombattanten. Klar sei:
„Es gibt keine aktive deutsche Beteiligung an
derartigen gezielten Tötungen“. Deutschland
müsse bündnisfähig bleiben. „Wir brauchen die
Zusammenarbeit mit den USA im Rahmen der
Nato.“
Hans-Christian Ströbele (Grüne) sagte, dass ge-
zielte Hinrichtungen mit dem Grundgesetz und
dem Verbot der Todesstrafe prinzipiell nicht zu
vereinbaren seien. Hinzu komme, dass die USA
solche Hinrichtungen sogar durchführe in Gebie-
ten, „wo überhaupt gar kein Krieg herrscht“. Die
Bundesregierung habe stets den Eindruck vermit-
teln wollen, dass sich die USA in Ramstein an
Recht und Gesetz halte. „Wir verlangen Wahrheit
und Klarheit“, sagte Ströbele. „Deshalb habe ich
Strafanzeige gegen die Verantwortlichen in
Deutschland und in den USA erstattet.“
Thomas Hitschler (SPD) räumte ein, dass Droh-
nenangriffe das Völkerrecht aufweichen würden.
„Aber per se völkerrechtswidrig sind sie eben
nicht.“ Nach derzeitigem Kenntnisstand nutze
die US-Seite die Airbase „im Rahmen des deut-
schen Rechts“. Stützpunkte wie Ramstein seien
Teil der Kooperation im Rahmen der Nato. „Eine
gute Zusammenarbeit mit den USA bleibt für die
Bundesrepublik sicherheitspolitisch von extrem
hoher Bedeutung.“ Sie aufzukündigen wäre eine
„Geisterfahrt“. ahe T

Startschuss für Aktionsplan
ENTWICKLUNG Der Nationale Aktionsplan
Wirtschaft und Menschenrechte (NAP) soll
noch vor Weihnachten am 21. Dezember 2016
vom Bundeskabinett verabschiedet werden.
Das erklärte der Parlamentarische Staatssekre-
tär im Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Tho-
mas Silberhorn (CSU), in der vergangenen Wo-
che im Entwicklungsausschuss.
Der Plan wurde von der Bundesregierung in ei-
nem zweijährigen Prozess zusammen mit Ver-
tretern der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft
erarbeitet und soll gewährleisten, dass deut-
sche Unternehmen auf freiwilliger Basis in ih-
ren Wertschöpfungs- und Lieferketten men-
schenrechtliche Sorgfaltspflichten einhalten.
Eigentlich sollte er bereits im Frühjahr verab-
schiedet werden, doch wegen inhaltlicher Ein-
wände seitens des Finanzministeriums befand
er sich weiter in der Ressortabstimmung.
Die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesre-
gierung, Bärbel Kofler (SPD), zeigte sich im
Ausschuss erleichtert darüber, dass es in den
Verhandlungen gelungen sei, den ursprüngli-
chen Entwurf weitgehend beizubehalten. Das
Ministerium habe den Begriff „Sorgfaltpflich-
ten“ streichen wollen, jedoch sei der Aktions-
plan ohne ihn „das Papier nicht wert, auf dem

er gedruckt ist“, stellte Kofler klar. Sie machte
darüber hinaus keinen Hehl daraus, dass sie
verbindlichere Regelungen in Form eines Ge-
setzes für notwendig hält.
Diese Forderung unterstützten im Ausschuss
auch zahlreiche Abgeordnete. Der NAP bleibe
in vielen Punkten hinter den Bemühungen an-
derer Länder, wie Frankreich, Großbritannien
oder den USA, zurück, bemängelte unter ande-
rem eine Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen. Die Linksfraktion kritisierte, der
Koalition fehle der Wille, die Leitprinzipien der
Vereinten Nationen für Wirtschaft und Men-
schenrechte tatsächlich umzusetzen. Da die
Regelungen auf Freiwilligkeit beruhten, müss-
ten die Unternehmen keine Konsequenzen
fürchten, wenn sie die im NAP verankerten
Sorgfaltspflichten nicht befolgten.
Ein Abgeordneter der SPD sagte, er hätte sich
gewünscht, dass nicht nur Unternehmen ab
500 Mitarbeitern verpflichtet würden, Berichte
über ihre Risiken und Aktivitäten im Men-
schenrechtsbereich abzugeben, sondern auch
kleinere.
Ein Vertreter der Unionsfraktion gab hingegen
zu Bedenken, dass weitere Berichtspflichten
und zu starre Vorgaben eine Belastung für die
Unternehmen darstellen könnten. joh T

Blick in den Spiegel
MENSCHENRECHTE Der erste Bericht zur Lage in Deutschland steht vor allem im Zeichen der Themen Flucht und Migration. Im Plenum sorgte das für Reibungen

Es ist der erste Bericht des Deutschen In-
stituts für Menschenrechte, der sich expli-
zit mit der Menschenrechtslage in
Deutschland beschäftigt. Im Plenum
sorgte er und der parallel vorgelegte Jah-
resbericht des Instituts vergangenen Frei-
tag für einen Schlagabtausch: Bernd Fa-
britius (CSU) zeigte sich „verwundert“,
dass das Institut in für eine „menschen-
rechtskonforme Asyl- und Migrationspo-
litik“ werbe. „Asylpolitik, deren Kern die
Umsetzung eines wichtigen Menschen-
rechts ist, ist tatsächlich ein sehr wichti-
ges Aufgabenfeld für dieses Institut. Für

Migrationspolitik hingegen gilt das
nicht.“ Es gebe kein Menschenrecht auf
Migration. Anja Hajduk (Bündnis 90/Die
Grünen) warf Fabritius daraufhin vor, das
Menschenrechtsinstitut „in einer Art Ab-
rechnung“ vorzuführen und diskreditie-
ren zu wollen.

Licht und Schatten Frank Schwabe (SPD)
hob hervor, dass der Bericht zur Situation
Deutschland zwar „viel Gutes“ zur Aufnah-
me von Flüchtlingen herausstreiche – auf
der anderen Seite aber mehr als tausend
Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte im
Berichtszeitraum registriere. Schwabe be-
zeichnete es außerdem als „nicht barmher-
zig“, wenn Deutschland über die Regelun-
gen zum subsidiären Schutz von Flüchtlin-
gen Familienzusammenführungen verhin-
dere. Dies sei zudem nicht im Sinne der
Integration.

Inge Höger (Die Linke) kritisierte die Ent-
scheidung, afghanische Flüchtlinge aus
Deutschland „zurück in den Krieg“ zu schi-
cken. „Mit dieser
organisierten
Unbarmherzig-
keit beugt sich
die Bundesregie-
rung dem rech-
ten Mob.“ Men-
schenrechte sei-
en keine Almo-
sen und kein
Gnadenakt. Die
Genfer Konven-
tion enthalte klare Schutzvorschriften, aber
diese Rechte würden auch hierzulande zu-
nehmend missachtet, sagte Höger und lenk-
te den Blick auf minderjährige Flüchtlinge:
„Stoppen sie die Abschiebung aus Schulen
und Jugendhilfeeinrichtung!“

Frank Heinrich (CDU) erinnerte daran,
dass weltweit 45 Millionen Menschen in
Sklaverei oder sklavenähnlichen Verhält-

nissen leben
würden, darun-
ter Kinder, die
auf Baumwoll-
feldern und in
Minen schuften,
teils „für Pro-
dukte, die wir
hierzulande
kaufen und
noch billiger ha-
ben wollen“. Ei-

ne Vielzahl globaler Indizes hätten sich
zwar nach dem Ende des Kalten Kriegs
„gravierend verbessert“: Die Statistiken zu
Armut, Gesundheit, zum Bildungszugang
für Mädchen hätten sich verbessert, die
Zahl der Getöteten in Konflikten sei ge-

fallen. Menschenrechte scheinen heute je-
doch „auf dem Rückzug“ zu sein, sagte
Heinrich. So würden Menschenrechtsver-
teidiger unter dem Vorwand der Terrorbe-
kämpfung in immer mehr Ländern zu-
rückgedrängt.

Staatenpflicht Tom Koenigs (Grüne) be-
tonte, dass die Achtung, der Schutz und die
Förderung der Menschenrechte Staaten-
pflicht sei. Das gelte auch in Europa und in
Deutschland, wo zunehmend „Feinde der
Menschenrechte“ mit ethnischen und reli-
giösen Diskriminierungen wieder aus „Lö-
chern“ kommen würden, sagte Koenigs
und verwies auf AfD-Politiker wie Alexan-
der Gauland und Beatrix von Storch. „Das
sind erklärte Angriffe auf den Kern der
Menschenrechte und auf die Menschen-
würde“, sagte Koenigs. Angegriffen würden
der „liberale, demokratische und tolerante

Rechtsstaat“ und seine Bürger. „Jede Diskri-
minierung trägt den Keim gewaltsamer
Auseinandersetzungen in sich. Jede Hassre-
de drängt zur Gewalt. Der Nationalismus
drängt in Europa zum Krieg, das wissen
wir doch aus der Geschichte“, warnte Koe-
nigs.
Keine Mehrheit fand die Linksfraktion für
ihren Entschließungsantrag (18/10678), in
dem sie unter anderem die Bundesregie-
rung aufgefordert hatte, das Fakultativpro-
tokoll zum UN-Sozialpakt zu unterzeich-
nen und dem Bundestag einen Gesetzent-
wurf zur Ratifizierung vorzulegen. Der Be-
richt zur Menschenrechtslage in Deutsch-
land wie auch der Jahresbericht des Insti-
tuts (18/10615, 18/10616) wurde die Aus-
schüsse überwiesen. Angenommen wurde
zudem der zum EU-Jahresbericht 2015
über Menschenrechte und Demokratie in
der Welt (18/10669). Alexander Heinrich T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Jede Diskrimi-
nierung trägt den
Keim gewaltsamer
Auseinandersetzung
in sich.«
Tom Koenigs (Grüne)
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ie EU wird im kommen-
den Jahr mit weniger
Geld auskommen müs-
sen. Die Mitgliedstaaten
und das Europäische Par-
lament (EP) haben sich

für 2017 auf einen Haushalt geeinigt, der
134,5 Milliarden Euro umfasst. Das EP
hatte in den Verhandlungen ursprünglich
knapp zwei Milliarden Euro mehr gefor-
dert. Damit wäre der Haushalt aber immer
noch deutlich geringer ausgefallen als in
diesem Jahr, in dem sich das Volumen auf
143,9 Milliarden Euro belief.
Trotz des Sparkurses will die EU für be-
stimmte Politikbereiche im kommenden
Jahr mehr Geld bereitstellen. Die Ausgaben
für die Bewältigung der Flüchtlingskrise
und den Grenzschutz sollen 2017 um elf
Prozent steigen, die für das Jugendaus-
tauschprogramm Erasmus+ um zwölf Pro-
zent. Das EP konnte sich mit seiner Forde-
rung durchsetzen, 500 Millionen Euro zu-
sätzlich für die Jugendinitiative bereitzu-
stellen, die jungen Menschen helfen soll,
Arbeit zu finden. „Wir haben unsere Ziele
erreicht“, sagte Jens Geier (SPD), Unter-
händler des Europäischen Parlaments.
Bernd Kölmel, der Haushaltsexperte der Li-
beral-Konservativen Reformer, ehemals Al-
fa, beklagte jedoch, dass der Haushalt „kei-
ne wegweisenden neuen Akzente“ setze.
„Auch im Jahr 2017 werden 72 Prozent der
EU-Mittel in die Kohäsions- und Agrarpoli-
tik fließen“, kritisierte er. Beide Politikbe-
reiche hält er für dringend reformbedürf-
tig.
Die Kohäsionspolitik hat indirekt dafür ge-
sorgt, dass der Haushalt 2017 so gering
ausfällt. Die Mitgliedsländer rufen die Gel-

der aus den Strukturfonds nicht im erwar-
teten Umfang ab. Die EU-Kommission
wird deshalb 2017 weniger Rechnungen er-
halten als noch in diesem Jahr. Der Rück-
stand bei den Strukturfonds könnte sich in
der Zukunft aber wieder ändern. Es ist gut
möglich, dass es sich um einen einmaligen
Effekt handelt.
Im kommenden Jahr wird sich die EU mit
der mittelfristigen Neuausrichtung ihrer
Ausgabenpolitik beschäftigen. Die Über-
prüfung der mittelfristigen Finanzplanung
steht im Arbeitsprogramm. Zuständig da-
für wird – wenn er seine Anhörung im Eu-
ropäischen Parlament erfolgreich hinter
sich bringt – Günther Oettinger (CDU).
Der deutsche Kommissar soll seinen alten
Aufgabenbereich, die Digitalwirtschaft, ab-
geben und das Ressort der bisher für Bud-
get verantwortlichen Vizepräsidentin Kris-
talina Georgiewa übernehmen.

Zu unflexibel Ein zentrales Problem der
EU-Finanzplanung liegt in der Starrheit
des Systems. Die Mehrheit der EU-Mittel
wird über einen Zeitraum von sieben Jah-
ren verplant. Bei unerwartet auftretenden
Problemen wie der Flüchtlingskrise feh-
len dann Mittel, um flexibel reagieren zu
können. Beim jüngsten EU-Gipfel Ende
vergangener Woche wurde deutlich, dass
eine Lösung des Syrienkonflikts nicht in
Sicht ist. Weitere Flüchtlinge könnten
sich auf den Weg in die Nachbarländer
machen, die dann Unterstützung benö-
tigten. Die Staats- und Regierungschefs
haben daher in Brüssel ihre Unterstüt-
zung für das Flüchtlingsabkommen mit
der Türkei bekräftigt. Die Mittel dafür
kommen teilweise aus dem EU-Haushalt.

Aber auch die Mitgliedstaaten müssen
verstärkt einspringen.
Dies wird auch der Fall sein bei dem EU-
Fonds für den Schutz von Migranten und
die Integration von Rückkehrern in Afrika,
den die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini am vergangenen Donnerstag
vor Beginn des EU-Gipfels vorstellte. Bisher
steuern Deutschland und Italien einen
Großteil der Mittel bei.
Die Neuausrichtung der EU-Finanzen gilt
als große Herausforderung. Empfänger be-
stimmter Zahlungen, etwa bei der Agrar-
und Kohäsionspolitik, haben sich bisher
standhaft gegen Änderungen gestemmt.
Mit dem Brexit verändert sich aber die Aus-
gangslage. Großbritannien zählte bisher zu

den Nettozahlern in der EU – ohne den
britischen Beitrag wird es im Haushalt
zwangsläufig zu Kürzungen kommen.
Frankreich hat sich in der Vergangenheit
entschieden gegen einen Sparkurs bei den
Agrarausgaben gewehrt. Seit 2014 hat sich
die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) für
Frankreich jedoch zu einem Minus-Ge-
schäft entwickelt. Beobachter gehen deswe-
gen davon aus, dass es seine Blockade ge-
gen eine Reform aufgeben wird.

Mehr Personal Hinter den Kulissen gab es
beim Haushalt 2017 teilweise erbitterten
Streit. Beim Europäischen Außendienst
sorgte für Enttäuschung, dass es im kom-
menden Jahr nicht mehr Geld für die stra-
tegische Kommunikationsabteilung geben
wird, die sich mit der Abwehr von politi-
scher Propaganda beschäftigt. Die EU-Mit-
gliedstaaten loben die Arbeit der Abteilung
regelmäßig, waren aber nicht bereit, mehr
Mittel zur Verfügung stellen.
Für handfesten Ärger sorgten die Fraktio-
nen im Europäischen Parlament, die
76 zusätzliche Stellen für sich reklamier-
ten. Sie haben sich durchgesetzt, allerdings
müssen die Posten auf Druck der Mitglied-
staaten nun an anderer Stelle im EP einge-
spart werden. Noch ist nicht klar, wo ge-
nau das passieren soll.
In anderen Institutionen gab es Kritik an
der „Selbstbedienungsmentalität“ der Frak-
tionen. Grundsätzlich hatten sich die euro-
päischen Institutionen 2013 geeinigt, bis
2017 schrittweise fünf Prozent Personal ab-
zubauen. Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Das Europäische Parlament wollte den Etat um knapp zwei Milliarden Euro anwachsen lassen, konnte sich mit dieser Forderung aber nicht durchsetzen. Stattdessen wird das Bud-
get für das kommenden Jahr nun um 1,6 Prozent gekürzt. © picture-alliance/ZB

Auf
Sparkurs
EU-HAUSHALT Die Gemeinschaft muss
2017 finanziell kürzer treten. Steigen
sollen die Ausgaben zur Bewältigung der
Flüchtlingskrise und zur Wachstums-
und Jobförderung

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Schutz von indigenen Völkern
KONVENTION Die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen ist mit einer Initiative zur Stärkung
der Rechte indigener Völker gescheitert. Die
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD
stimmten vergangene Woche für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe gegen einen
entsprechenden Antrag (18/4688), die Frakti-
on Die Linke votierte dafür. Die Grünen hat-
ten gefordert, umgehend die Konvention 169
der internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
über eingeborene und in Stämmen lebende
Völker zu ratifizieren. Deutschland habe zwar
2007 dieser Konvention zwar 2007 zuge-
stimmt, sie aber nicht unterzeichnet. Die Ar-
gumentation, dass Deutschland sich bereits
aktiv für die Erklärung der Vereinten Natio-
nen über die Rechte indigener Volker einge-
setzt habe, gleiche dies nicht aus, da nur die
ILO-Konvention rechtliche Verbindlichkeit ha-
be.
Ein Vertreter der Grünen betonte, dass es in
Deutschland keine indigenen Völker gebe: Es
würde sich vielmehr um eine „Solidar-Ratifi-
kation“ handeln, die darauf abziele, deutsche
Unternehmen in die Pflicht zu nehmen, indi-
gene Völker im Ausland etwa bei Bauvorha-

ben zu informieren und zu beteiligen. Eine
Vertreterin der Unionsfraktion argumentierte,
die Leitlinie widerspreche dem deutschen An-
satz etwa im Umgang mit Sinti und Roma im
eigenen Land: „Wir wollen Menschen inte-
grieren“, die Leitlinie stehe eher für einen
Ansatz zu separieren.
Die anderen Fraktionen widersprachen dieser
Argumentation: Wenn die Bundesregierung
so sehr an Integration interessiert sei, dann
stelle sich die Frage warum so viele zuge-
wanderte Roma und Sinti abgeschoben wür-
den, sagte eine Sprecherin der Linksfraktion.
Ein Vertreter der SPD-Fraktion machte deut-
lich, dass sich Roma und Sinti eindeutig nicht
als Gruppe sähen, die unter die ILO-Konventi-
on über eingeborene und in Stämmen leben-
de Völker fallen würde.
Eine Vertreterin des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales nannte die Möglichkeit
einer „solidarischen Ratifikation“ einen „in-
teressanten Weg“, meldete zugleich aber
fachliche Bedenken an: So zöge etwa die Un-
terzeichnung der Konvention womöglich
kaum vertretbare Änderungen im deutschen
Straf- und Arbeitsrecht nach sich. ahe T
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»Kein sicheres Land«
AFGHANISTAN Deutschland wird sich weiter-
hin an der Ausbildung von Polizei- und Armee-
kräften in Afghanistan beteiligen. In namentli-
cher Abstimmung votierten vergangenen Don-
nerstag 467 Abgeordnete für einen entspre-
chenden Antrag der Bundesregierung
(18/10347), 101 stimmten dagegen, es gab
neun Enthaltungen. Damit können bis zu 980
Bundeswehrsoldaten für ein weiteres Jahr im
Rahmen der Nato-Ausbildungs-, Beratungs-
und Unterstützungsmission „Resolute Support“
nach Afghanistan entsendet werden. Das Man-
dat ist bis Ende 2017 befristet. Die einsatzbe-
dingten Zusatzaufgaben werden auf rund 269
Millionen Euro beziffert.
Niels Annen (SPD) betonte in der Debatte, dass
noch immer Gewalt, Korruption und in Teilen
des Landes Hoffnungslosigkeit den Alltag prä-
gen würden. Es gebe jedoch Fortschritte zu ver-
zeichnen im Kampf gegen Armut, Analphabetis-
mus und fehlende medizinische Versorgung.
Mit Blick auf die „aufgeregte Diskussion“ um
die Abschiebung von afghanischer Flüchtlinge
aus Deutschland sagte Annen: „Afghanistan ist
kein sicheres Land.“ Gleichwohl sei es im
Grundsatz richtig, dass es Abschiebung gebe,
wenn der Rechtsweg ausgeschöpft sei.
Wolfgang Gehrcke (Die Linke) warf der Bundes-
regierung „Dreistigkeit“ vor: Sie beantrage die
Verlängerung des Mandats mit der Begründung,

dass die Sicherheit in Afghanistan noch immer
nicht gewährleistet sei. „Und gleichzeitig schie-
ben Sie Flüchtlinge mit der Begründung zurück
nach Afghanistan, dass es ein sicheres Her-
kunftsland ist. Das begreift keiner mehr.“
Roderich Kiesewetter (CDU) nannte die Situati-
on in Afghanistan „vielschichtig“. Klar sei je-
doch, dass das Land ohne das internationale
Engagement zerfallen wäre. Kiesewetter sprach
von „schleichenden Fortschritten“. Es gehe da-
rum, mit der „wärmenden Hand des Staates“
das Vertrauen der Afghanen zu gewinnen – et-
wa auf den Feldern der Energie-, Wasser- und
Gesundheitsversorgung. Es gehe eben nicht nur
um einen Militäreinsatz, „sondern auch um ei-
ne sinnvolle Begleitung des Wiederaufbaus“,
sagte Kiesewetter.
Omid Nouripour (Grüne) stritt Erfolge nicht ab,
warnte aber vor neuen „Signalen für einen Zer-
fall“ bis an die Spitze des Staates. Das liege
auch daran, dass Präsident Aschraf Ghani und
Regierungschef Abdullah nicht zusammenarbei-
ten und eine „Tribalisierung“ der Politik betrei-
ben würden. Heftig kritisierte Nouripour Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier (SPD): Diese
habe die Entwicklungszusammenarbeit unmit-
telbar mit der Annahme eines Rücknahmeab-
kommens verknüpft: „Dieser Tabubruch ist das
falscheste Signal, das man nach Afghanistan
senden kann.“ ahe T

Soldaten gegen die Katastrophe
BUNDESWEHR Einsätze im Südsudan und in Darfur um ein Jahr verlängert

Die blutigen Konflikte zwischen Rebellen
und Regierungstruppen im Südsudan so-
wie in der sudanesischen Provinz Darfur
verschärfen sich weiter. Die Kämpfe haben
in beiden Ländern bereits Zehntausende
Zivilisten das Leben gekostet, Millionen
Menschen sind auf der Flucht.
Angesichts der dramatischen Lage soll sich
die Bundeswehr ein weiteres Jahr an den
Unterstützungsmissionen der Vereinten
Nationen im Südsudan (UNMISS) und
Darfur (UNAMID) beteiligen. Deren
Hauptaufgabe ist es, die Binnenvertriebe-
nen zu schützen und humanitäte Hilfe zu
ermöglichen.
Für den Antrag der Bundesregierung zum
Südsudan (18/10547) stimmten am ver-
gangenen Donnerstag 530 Abgeordnete
und 59 dagegen. Für den Darfur-Einsatz
(18/10549) 526 Parlamentarier und 60 da-
gegen. In beiden Fällen gab es eine Enthal-
tung seitens der SPD-Fraktion.
Im Südsudan sind derzeit 13.000 UN-
Blauhelme vor Ort, darunter 16 Bundes-
wehrsoldaten. Christoph Strässer (SPD)
verwies in der Debatte darauf, dass
UNMISS sechs Schutzzonen für die Unter-
bringung von circa 200.000 Zivilisten ein-
gerichtet habe. Ihr Schutz sei in diesem Be-
reich „durch niemand anderen gewährleis-
tet als durch die Präsenz von UNMISS“.

Elisabeth Motschmann (CDU) ging auf
UN-Berichte ein, denen zufolge Frauen in
Schutzcamps massenhaft vergewaltigt wor-
den seien – trotz der dort stationierten
Blauhelme. Der UN-Menschenrechtsrat
wirft ihnen unterlassene Hilfeleistung vor.
„Diese Vorwürfe wiegen natürlich schwer“,
sagte Motschmann. Aber man habe Konse-
quenzen aus den Fehlern gezogen, Abläufe
und Befehlsketten geändert. Der Einsatz sei
und bleibe wichtig.

Frithjof Schmidt (Bündnis 90/Die Grünen)
forderte eine qualitative Aufstockung und
Verbesserung der Mission. „Sie reicht, so
wie sie ist, einfach nicht aus“, urteilte er.
Für Christine Buchholz (Die Linke) hat
UNMISS hingegen „nichts, aber auch gar
nichts zu Frieden und Entwicklung im
Südsudan beigetragen“. Ihre Fraktion lehn-
te beide Einsätze geschlossen ab.
Zum Einsatz in Darfur sagte Buchholz:
„Die sudanesische Bevölkerung braucht
keine deutschen Soldaten, kein UNAMID.“
Dort gebe es ein „großes Bündnis von Op-
positionellen“, das massive Proteste orga-
nisiere. Jürgen Coße (SPD) urteilte indes,
der Einsatz habe „unter äußerst schwieri-
gen Bedingungen Beachtliches geleistet“.
Volker Mosblech (CDU) sprach von einer
„unverzichtbaren Rolle“ bei der Verbesse-
rung der Sicherheitslage in der Provinz.
Vor einer Schwächung oder gar Beendi-
gung der Mission warnte Frithjof Schmidt:
Sie hätte „katastrophale Folgen für die
Menschen vor Ort“. Johanna Metz T

Tausende Südsudanesen fliehen Tag für
Tag nach Uganda.

©
pi

ct
ur

e-
al

lia
nc

e/
ZU

M
A

Pr
es

s

In eine neue Republik
TÜRKEI Während das Land vom Terror erschüttert wird, baut Präsident Erdogan seine Macht aus

W
enn sich Süha Yil-
maz in diesen Ta-
gen auf den Stra-
ßen seiner Hei-
matstadt Istanbul
umschaut, sieht er

Dinge, die ihm fremd sind in der Metropo-
le, die immer für ihr Laissez Faire bekannt
war. „Im Verkehr wird überhaupt keine
Rücksicht mehr genommen, und wenn
sich die Leute auf der Stra-
ße unterhalten, dann gibt
es in acht von zehn Fällen
einen lauten Streit: Alle
sind gestresst.“ Am Ende ei-
nes Jahres voller Gewalt
und wenige Tage nach dem
brutalen Doppelanschlag
im Stadtteil Besiktas sind
Istanbuler wie der 34-jähri-
ge Yilmaz pessimistischer
als je zuvor.
Mit einer 400 Kilogramm
schweren Autobombe war
ein kurdischer Extremist
am Abend des 10. Dezember in eine Grup-
pe Bereitschaftspolizisten gerast, die am
Stadion von Besiktas ein Fußballspiel si-
chern sollten. Fast gleichzeitig jagte sich
ein anderer Kurde bei einer Polizeikontrol-
le in der Nähe in die Luft. Insgesamt star-
ben 44 Menschen.
Die Regierung von Präsident Recep Tayyip
Erdogan kündigte „Rache“ an und ließ
mehrere hundert Politiker der legalen Kur-
denpartei HDP festnehmen.

Aus dem Gefängnis heraus verurteilte der
bereits seit Wochen inhaftierte HDP-Vorsit-
zende Selahattin Demirtas den Doppelan-
schlag von Besiktas. Doch Demirtas sieht
die eigentliche Verantwortung bei Erdogan
und dessen Regierungspartei AKP, die im
vergangenen Jahr die Friedensgespräche
mit der kurdischen Rebellengruppe PKK
abbrach und seit dem gescheiterten Putsch
im Juli verstärkt gegen Kritiker wie den

HDP-Chef selbst vorgeht.
„Sie sind es, die das Land
in einer Weise regieren, die
zu diesem Ergebnis geführt
hat“, schrieb Demirtas in
seinem Brief aus der Zelle.
Viel ändern wird er damit
nicht. Präsident Erdogan
betrachtet die HDP als ver-
längerten Arm der Terror-
gruppe PKK und sieht die
Türkei als Opfer von An-
griffen innerer und äußerer
Feinde. Dazu zählt er ne-
ben der PKK auch die Be-

wegung des islamischen Predigers Fethul-
lah Gülen, der von Erdogan für den
Putschversuch vom Sommer verantwort-
lich gemacht wird. Mehr als hunderttau-
send Beamte, Polizisten, Lehrer und Juris-
ten sind unter dem Verdacht der Mitglied-
schaft in der Gülen-Bewegung vom Dienst
suspendiert worden, fast 40.000 Menschen
sitzen in Untersuchungshaft. Seitdem gilt
der Ausnahmezustand im Land. Bis zum
10. Dezember gab es in der Türkei zwar

viel Kritik am Kriegsrecht, doch war vieler-
orts zu hören, dass die starke Präsenz von
Polizei und Armee auf den Straßen des
Landes mehr Sicherheit gebracht habe. Ins-
besondere Istanbul war seit Jahresbeginn
das Ziel von einem halben Dutzend schwe-
ren Anschlägen von militanten Kurden,
Linksextremisten und Anhängern des „Isla-
mischen Staates“ (IS).
Seit der Putschnacht des 15. Juli war es ru-
hig geblieben in der Stadt.
Doch der Doppelanschlag
von Besiktas hat die Illusi-
on von Sicherheit zerstört.
„In der U-Bahn, im Ein-
kaufszentrum – überall hat
man Angst“, sagt Süha Yil-
maz.
Kritik an der Regierung
wird dennoch nur hier und
da geäußert: Oppositions-
politiker wie Demirtas und
viele kritische Journalisten
sitzen im Gefängnis, und
die meisten Medien sind
auf Regierungslinie. Schon geringe Abwei-
chungen davon können schwere Folgen
haben. Als ein türkisch-syrischer Journalist
kürzlich die Reaktion Ankaras auf den
Krieg im südlichen Nachbarland kritisierte,
wurde er von der Polizei abgeholt. Auch
anti-westliche Töne werden stärker. Erdo-
gan und andere Politiker werfen den EU-
Staaten vor, PKK- und Gülen-Anhänger zu
schützen. Deutschland steht dabei in vor-
derster Reihe, unter anderem weil es türki-

schen Dissidenten öffentlich Schutz vor
Verfolgung versprochen hat. Prominente
Erdogan-Kritiker wie der Journalist Can
Dündar haben hier Zuflucht gefunden. Es
gebe Länder, die Feinde der Türkei unter-
stützten, statt der Türkei im Kampf gegen
den Terror zu helfen, sagte Erdogan nach
dem Anschlag von Besiktas.
Howard Eissenstat, Türkei-Experte an der
Universität St. Lawrence im US-Bundes-

staat New York, beobachtet
in der Türkei schon seit
Jahren eine Zunahme anti-
westlicher Tendenzen. „Eu-
rasische Fantasien – die
Vorstellung, dass die Türkei
in Russland oder Asien bes-
sere Freunde findet – sind
seit Jahrzehnten ein Ele-
ment bei den türkischen
Eliten, aber heute werden
sie ernsthafter vorgetragen
denn je“, sagte Eissenstat
dem „Parlament“. Zwar sei
der Westen wirtschaftlich

und militärisch für die Türkei nach wie vor
von hoher Bedeutung. „Inzwischen halte
ich einen Bruch aber nicht mehr für ausge-
schlossen“, urteilt er.
Unterdessen beschwört Erdogan eine „na-
tionale Mobilmachung“ gegen die PKK
und Gülen und vergleicht die Lage im
Land mit dem Befreiungskrieg, mit dem
nach dem Ersten Weltkrieg die türkische
Republiksgründung ermöglicht wurde.
Auch Erdogan will eine neue Republik –

ein Präsidialsystem, das die parlamentari-
sche Demokratie ablösen soll. Der am Tag
des Anschlags von Besiktas ins Parlament
eingebrachte Entwurf für die neue Ord-
nung sieht weitreichende Vollmachten für
das bisher vorwiegend auf repräsentative
Aufgaben ausgerichtete Amt des Staats-
oberhauptes vor.

Volksabstimmung geplant Im Parlament
hat sich Erdogans AKP mit der Nationalis-
tenpartei MHP zusammengetan, um die
nötige Mehrheit von 330 Stimmen für die
Anberaumung einer Volksabstimmung im
kommenden Frühsommer zu erreichen.
Läuft alles nach Plan, wird Erdogan ab
dem Inkrafttreten des neuen Systems 2019
endgültig alle Macht im Land an sich gezo-
gen haben: Dann wird das Kabinett nicht
mehr dem Parlament, sondern dem Präsi-
denten verantwortlich sein. Das Staats-
oberhaupt kann Dekrete mit Gesetzeskraft
erlassen, ist Oberbefehlshaber der Streit-
kräfte und wird auch die Volksvertretung
auflösen können. Bis zum Jahr 2029 könn-
te Erdogan so regieren.
Kein Wunder, dass manche Türken mit Pes-
simismus in die Zukunft schauen. Auswan-
dern bringe aber nichts, ist Süha Yilmaz
überzeugt. „Selbst in Paris herrscht die
Angst vor Terror.“ Er will die kommenden
schweren Zeiten in seiner Heimat am Bos-
porus durchstehen. Susanne Güsten T

Die Autorin ist freie Journalistin
in der Türkei..

Abgeordnete aller vier Bundestagsfraktionen bekundeten am 13. Dezember vor dem Reichstag ihre Solidarität mit verfolgten Mitgliedern der Kurdenpartei HDP. Nach dem Doppelanschlag von Istanbul hatten die türkischen
Behörden landesweit mindestens 237 ranghohe Politiker der Oppositionspartei festgenommen. © picture-alliance/Rainer Jensen/dpa

»Die AKP re-
giert das Land
in einer Weise,
die zu diesem

Ergebnis
geführt hat.«

Selahattin Demirtas (HDP)

»Einen Bruch
mit dem

Westen halte
ich nicht mehr

für ausge-
schlossen.«
Howard Eissenstat
(Türkei-Experte)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Bundestag
verurteilt
Anschläge
AKTUELLE STUNDE Es waren Tage der Ge-
walt: Am 9. Dezember starben mindestens
57 Menschen durch zwei Selbstmordan-
schläge der Terrormiliz Boko Haram in Ni-
geria. Einen Tag darauf tötete eine kurdi-
sche Extremistengruppe 38 Menschen in
Istanbul. Mindestens 45 Opfer forderte am
11. Dezember ein islamistischer Anschlag
auf eine koptische Kirche in Kairo. Am sel-
ben Tag tötete eine Autobombe, gezündet
von der sunnitischen Terrormiliz al-Sha-
baab, in der somalischen Hauptstadt Mo-
gadischu mindestens 30 Menschen.
Vier Länder und 170 Terrortote in nur drei
Tagen – für den Bundestag in der vergange-
nen Woche Anlass, in einer von CDU/CSU
und SPD anberaumten Aktuellen Stunde
über die daraus resultierenden Herausfor-
derungen für die internationale Politik zu
debattieren. Jürgen Hardt (CDU) sprach
sich darin unter anderem für eine Intensi-
vierung der Polizei- und Geheimdienstzu-
sammenarbeit aus. Deutschland müsse
sich „ optimal austauschen mit befreunde-
ten Regierungen, aber auch mit Regierun-
gen von Ländern, mit denen wir nicht so
gute und intensive Beziehungen unterhal-
ten, sodass wir uns rechtzeitig warnen kön-
nen, wenn irgendwo Terroristen unterwegs
sind“, betonte der außenpolitische Spre-
cher der Unionsfraktion. Auch nach An-
sicht von Ute Finkh-Krämer (SPD) hilft
beim Kampf gegen den Terrorismus vor al-
lem Prävention, etwa „das Vorgehen gegen
soziale Ungerechtigkeiten in den Ländern,
wo Terrorismus im Augenblick ein beson-
ders dringendes Problem ist“. Deutschland
müsse zudem seine Erfahrungen mit poli-
zeilichen Maßnahmen und Rechtsstaatlich-
keit weitergeben.
Michelle Münterfering (ebenfalls SPD)
schickte eine Warnung in Richtung des tür-
kischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan,
der nach dem Anschlag in Istanbul Mitglie-
der der Kurdenpartei HDP verhaften ließ,
obwohl diese die Gewalttaten klar verur-
teilt hatte. „Die Verhältnismäßigkeit ist
längst außer Kraft“, urteilte Münterfering.
Dass die Gewalt in der Türkei wieder zuge-
nommen habe, liege auch an der Abwen-
dung Erdogans von der EU und am „De-
mokratieabbau“.

Falsche Partner Der Fraktionsvorsitzende
der Linken, Dietmar Bartsch, warf der Bun-
desregierung eine verfehlte Außenpolitik
vor. Sie kooperiere mit Ländern, „die den
islamistischen Terror exportieren, wie Sau-
di-Arabien und Katar“ und lasse Waffen an
Staaten liefern, die auch in Deutschland
radikal-islamistische, salafistische, antide-
mokratische Ideologien förderten. „Damit
gefährden Sie die Sicherheit der Bevölke-
rung in Deutschland“, sagte Bartsch. Er for-
derte: „Wir müssen die Unterstützung der
Förderer des islamistischen Terrors stop-
pen.“
Die Wahl falscher Partner kritisierte auch
Omid Nouripour (Bündnis 90/Die Grü-
nen). Erdogan habe den Friedensprozess
mit den Kurden aus wahltaktischen Grün-
den aufgekündigt. Im Irak lasse die Regie-
rung von Masud Barzani Berichten zufolge
„systematisch“ sunnitische Dörfer zerstö-
ren. Und Saudi-Arabien finanzierte dschi-
hadistische Gruppen weltweit, auch in
Deutschland. „Suchen Sie sich andere Part-
ner“, forderte Nouripour. „Gehen Sie an
die Zivilgesellschaften heran!“ Es sei rich-
tig, dass muslimische Gesellschaften die
„besten Partner“ sind, „die wir im Kampf
gegen Dschihadismus haben“. Jedoch nicht
„Dikatoren, denen Sie den roten Teppich
ausrollen“. joh T
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Aktuelle Entscheidungen der EU machen es ausländischen Konzernen

noch einfacher, sich an unserem Gesundheitssystem zu bereichern.

Internationale Versandhändler wollen sich die Rosinen aus der Arznei-
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Unser Gesundheitssystem orientiert sich am Wohl des Patienten. Es ist

auf Leistung, Qualität und Sicherheit ausgerichtet – nicht auf Gewinne

und Renditen. Das soll so bleiben!
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Auftrag zum Brückenbau
KULTUR Koalitionsantrag zur Integration angenommen

Die Koalitionsfraktionen wollen die Kul-
turpolitik verstärkt zur Integration von
Flüchtlingen und Menschen mit Migrati-
onshintergrund nutzen. Diese würden ihre
Lebenssituation in Deutschland vor allem
dann als positiv bewerten, „wenn sie auch
in das kulturelle Geschehen vor Ort einge-
bunden sind“, heißt es in dem gemeinsa-
men Antrag der CDU/CSU- und der SPD-
Fraktion (18/10634), den der Bundestag
am vergangenen Freitag ohne Gegenstim-
men annahm. Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen enthielten sich der Stimme.
Konkret fordern Union und Sozialdemo-
kraten die Bundesregierung auf, die inter-
kulturelle Öffnung von Kultureinrichtun-
gen und –angeboten des Bundes weiter vo-
ranzutreiben. So soll beispielsweise das
Programm „Kultur macht stark“ in der
zweiten Förderphase nach 2017 unter dem
Aspekt der kulturellen Teilhabe von Flücht-
lingskindern ausgebaut werden.
Die Unionsabgeordnete Ute Bertram erin-
nerte in der Debatte an die Aufnahme von
annähernd einer Million Flüchtlingen seit
dem Sommer 2015. Viele ehrenamtliche
Helfer hätten ein beeindruckendes Beispiel
für eine Willkommenskultur abgelegt –
auch im kulturellen Sektor. Dieses Engage-
ment müsse weiter gefördert werden. „Kul-
tur kann Brücken bauen“, sagte Bertram.

Allerdings müsse klar sein, dass Menschen
aus anderen Kulturkreisen die in Deutsch-
land geltenden Gesetze und Werte respek-
tieren müssen, stellte Bertram klar.
Bei den Oppositionsfraktionen stieß der
Antrag auf teilweise harte Kritik. Harald
Petzold (Die Linke) sagte, die Koalition ha-
be ein „bunt verpacktes Geschenk“ ohne
großen Inhalt präsentiert. Noch immer
verweigere die Koalition eine Aufhebung
des Kooperationsverbotes. Dies sei aber
dringend nötig, damit der Bund Kultur-
und Bildungsangebote in den Kommunen
auch finanziell unterstützen kann.
Ulle Schauws (Bündnis 90/Die Grünen)
monierte, dass sich der Antrag von Union
und SPD weitestgehend darauf beschränke,
die von der Bundesregierung bereits ange-
stoßen Initiativen und Projekte zu loben.
Ein echtes Konzept für einen interkulturel-
len Dialog „auf Augenhöhe“ habe die Ko-
alition jedoch nicht vorzuweisen.
Diese Kritik wies Burkhart Blienert (SPD)
zurück. Es gehe eben nicht um eine Art
von Leitkultur, wie auch die „Bild“-Zeitung
in ihrer Berichterstattung behauptet habe.
Der Begriff „Leitkultur“ werde im Antrag
überhaupt nicht genannt. Integration be-
deute eben nicht die Übernahme der
Mehrheitskultur bei gleichzeitiger Aufgabe
der eigenen Kultur. aw T

Workshop für
Jungjournalisten
BUNDESTAG Auch im kommenden Jahr
können wieder 30 jungen Journalistinnen
und Journalisten an einem Medien-Work-
shop des Bundestages mit dem Titel „Glau-
bensfragen? – Religion und Gesellschaft
heute“ teilzunehmen. Gemeinsam mit der
Jugendpresse Deutschland und der Bun-
deszentrale für politische Bildung wird den
Teilnehmern vom 5. bis 11. März 2017 ein
abwechslungsreiches Programm geboten.
Interessierte zwischen 16 und 20 Jahren
können sich bis zum 8. Januar 2017 auf
der Webseite der Jugendpresse Deutsch-
land (http://www.jugendpresse.de/bundes-
tag/) bewerben.
Die Jungjournalisten können in einer
Hauptstadtredaktion hospitieren, Abgeord-
nete treffen, hinter die Kulissen des Bun-
destages schauen und darüber in einem ei-
genen Artikel in der Veranstaltungszeitung
„politikorange“ berichten. Wer sieben Tage
lang diskutieren, in die aktuellen Debatten
zur Religion eintauchen und in direkten
Austausch mit Experten treten will, sollte
die Herausforderung annehmen und sich
bewerben. Dazu muss ein journalistischer
Beitrag zum Workshopthema „Glaubens-
fragen? – Religion und Gesellschaft heute“
eingereicht werden, sei es als Bewerbungs-
text, als Audio- oder als Videobeitrag, die
auf der Webseite der Jugendpresse
Deutschland direkt hochgeladen werden
können. vom T

Angebot nach
30 Jahren
BUNDESARCHIV Unterlagen und Akten öf-
fentlicher Stellen des Bundes sollen zukünf-
tig früher an das Bundesarchiv übergeben
und die Schutzfristen für das Archivgut ver-
kürzt werden. Der Kulturausschuss billigte
in der vergangenen Woche den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung (18/9633) in der
durch den Ausschuss geänderten Fassung
mit den Stimmen von CDU/CSU und SPD
gegen das Votum von Bündnis 90/Die Grü-
nen. Die Linke enthielt sich. Ziel der Novel-
le ist es, das Bundesarchivgesetz nutzer- und
wissenschaftsfreundlicher zu gestalten und
an die Anforderungen der digitalen Infor-
mationsgesellschaft anzupassen.
So sollen alle öffentlichen Stellen des Bun-
des verpflichtet werden, ihre Akten nach
spätestens 30 Jahren dem Bundesarchiv zur
Archivierung anzubieten. Eine Ausnahme
soll für Geheimdienste gelten. Diese sollen
Akten nur dann anbieten müssen, „wenn
sie deren Verfügungsberechtigung unterlie-
gen und zwingende Gründe des nachrich-
tendienstlichen Quellen- und Methoden-
schutzes sowie der Schutz der Identität der
bei ihnen beschäftigten Personen einer Ab-
gabe entgegen stehen“. Im ursprünglichen
Gesetzentwurf war die Einschränkung noch
an „überwiegende Gründe“ gekoppelt, aber
die Koalitionsfraktionen verschärften die
Formulierung durch einen Änderungsan-
trag.
Linke und Grünen lehnte den Passus je-
doch trotz der Verschärfung ab. Der NSU-
Skandal habe gezeigt, dass die Nachrich-
tendienste „schamlos“ seien, wenn es um
die Vernichtung von Akten geht, kritisier-
ten die Grünen. Die Linken monierten, es
sei nicht Sache der Nachrichtendienste da-
rüber zu befinden, welche Akten archiviert
oder vernichtet werden sollen. Union und
SPD verteidigte den Passus als Kompro-
miss zwischen dem Ansinnen auf Transpa-
renz und berechtigten Gründen der Ge-
heimhaltung. Alexander Weinlein T

Mehr Rechte und bessere Honorare für arme Poeten
RECHT Bundestag stärkt die Urheber gegenüber den Verwertern. Die Opposition hält dies nicht für ausreichend

Künstler, Journalisten und Autoren, viele
von ihnen freischaffend und dürftig hono-
riert, werden es mit Erleichterung verneh-
men: Der Bundestag hat am vergangenen
Donnerstag einen Gesetzentwurf der Bun-
desregierung (18/8625, 18/10637) verab-
schiedet, der ihre Rechtsstellung gegenüber
den Verwertern ihrer Werke wie Verlegern
und Produzenten stärken soll.
Verändert werden unter anderem Vorschrif-
ten für gemeinsame Vergütungsregeln, wie
sie beispielsweise zwischen Verbänden der
Filmschaffenden und der Filmproduzenten
getroffen werden. Künstler, die auf Einhal-
tung dieser Regeln pochen, müssen derzeit
befürchten, nicht mehr engagiert zu wer-
den. In einer ähnlichen Position sind oft
freie Journalisten. Künftig können ihre In-
teressenverbände die Ansprüche für sie ein-
fordern. Eine weitere Neuerung ist der
jährliche Auskunftsanspruch von Urhebern
über die Nutzung ihrer Werke. Bisher wird
oft ein einmal honoriertes Werk noch in
vielfältiger anderer Weise verwertet, ohne
dass der Autor davon erfährt, geschweige
denn dafür vergütet wird.
Eingeschränkt wird die zudem Möglich-
keit, einem Kreativen durch ein sogenann-
tes ausschließliches Nutzungsrecht jede
Form der Rechteverwertung mit einer ein-
maligen Pauschale abzukaufen. Künftig

soll der Urheber sein Werk nach Ablauf
von zehn Jahren wieder frei verwerten kön-
nen, etwa für eine Neuverfilmung. Dem
Rechteverwerter verbliebe in diesem Fall
aber ein einfaches Nutzungsrecht, er könn-
te also beispielsweise das von ihm verlegte
Buch des Autoren weiterhin verkaufen.
Schließlich reagiert der Gesetzgeber auf ei-
ne Entscheidung des Europäischen Ge-

richtshofs, der die Praxis der gemeinsamen
Verwertung von Urheberrechten durch Au-
toren und Verleger für unzulässig erklärt
hat. Jetzt wird im Gesetz die Möglichkeit
verankert, weiter so zu verfahren.
Die Opposition kritisierte die Verbesserun-
gen für Urheber als unzulänglich. So bekä-
men sie nur einen Auskunftsanspruch, statt
eine Auskunftspflicht für Verleger einzu-

führen, klagte Petra Sitte (Linke). Auch
bleibe die Bestimmung, nach der Interes-
senverbände die Einhaltung von Vergü-
tungsregeln durchsetzen können, hinter ei-
nem echten Verbandsklagerecht zurück.
Renate Künast (Grüne) beklagte darüberhi-
naus unbestimmte Begriffe wie „angemes-
sene Vergütung“ im Gesetz. Ein Entschlie-
ßungsantrag der Linken (18/10660) und
ein Antrag der Grünen (18/7518) mit wei-
tergehenden Forderungen wurden aller-
dings mit den Stimmen der Koalition ab-
gelehnt, so wie auch ein weiterer Antrag
der Grünen (18/8245), der für Bildung
und Wissenschaft einen Zugang zu Publi-
kationen ohne urheberrechtliche Beschrän-
kungen fordert.
Vertreter der Koalition hoben die Verbesse-
rungen für Urheber hervor. Silke Launert
(CSU) bedauerte jedoch, dass „viel zu we-
nige Kreative in Verbänden und Vereini-
gungen organisiert“ seien. Das mindere ih-
re Durchsetzungsfähigkeit gegenüber den
Verwertern. pst T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Rund 9,2 Milliarden Euro haben der deutsche Buchhandel und Verlage 2015 an Einnah-
men erzielt. Die Autoren profitierten aber nicht immer angemessen. © picture-alliance/dpa

Wie geheim darf es sein?
MEDIEN Linke und Grüne wollen Journalisten vor Strafverfolgung wegen Landesverrats schützen

F
ür die einen war es ein „Ab-
grund von Landesverrat“, für
die anderen ein Glanzstück der
Pressefreiheit. Der „Spiegel“-Ar-
tikel „Bedingt abwehrbereit“
über Mängel bei der Bundes-

wehr löste 1962 eine Affäre aus, in deren
Verlauf Mitarbeiter des Blattes in Untersu-
chungshaft kamen und Verteidigungsmi-
nister Franz Josef Strauß (CSU) seinen Hut
nehmen musste.
Ganz so gravierend wie die
Spiegel-Affäre war die
jüngste Affäre um Landes-
verrat und Pressefreiheit
nicht. Aber immerhin führ-
te sie zur Entlassung von
Generalbundesanwalt Ha-
rald Range und zu Rück-
trittsforderungen gegen
Bundesjustizminister Hei-
ko Maas (SPD).
Auslöser war diesmal kein
Leitmedium, sondern der
Internetblog „netzpoli-
tik.org“. Der veröffentlichte im Frühjahr
2015 Ausschnitte eines als „VS-vertraulich“
eingestuften Berichts des Bundesamtes für
Verfassungsschutz über den Aufbau einer
neuen Einheit zur Internetüberwachung.
Der Präsident des Amtes, Hans-Georg Maa-
ßen, erstattete deswegen Strafanzeige und
Range leitete ein Ermittlungsverfahren we-
gen des Verdachts auf Landesverrat gegen

den Autor, den Blogbetreiber und gegen
Unbekannt ein. Die Reaktionen darauf wa-
ren heftig. Von einem „unzulässigen Ver-
such, zwei kritische Kollegen mundtot zu
machen“, sprach etwa der damalige Vorsit-
zende des Deutschen Journalistenver-
bands, Michael Konken. Auch Justizminis-
ter Maas ging auf Distanz.
Zusätzliche Brisanz erhielt die Affäre durch
eine Erklärung Ranges, das Justizministeri-

um habe ihn aufgefordert,
das Ermittlungsverfahren
gegen die Blogger einzu-
stellen. Dies wäre eine poli-
tische Einflussnahme auf
ein Ermittlungsverfahren
gewesen, ähnlich wie sie
Strauß seinerzeit vorgewor-
fen worden war – nur mit
umgekehrten Vorzeichen.
Allerdings bestritt Maas ve-
hement, dass es eine solche
Weisung gegeben habe,
und versetzte Range in den
Ruhestand. Im August 2015

befragte der Rechtsausschuss des Bundesta-
ges Maas und Range dazu. Als ein Jahr spä-
ter das Protokoll dieser nicht-öffentlichen
Sitzung veröffentlicht wurde, und zwar
ausgerechnet bei netzpolitik.org, erhielt
die Affäre ihre letzte Drehung. Maas sprach
von einem Versehen seiner Pressestelle,
von der das Protokoll stammte, und ent-
schuldigte sich.

Vergangene Woche nun debattierte der
Bundestag über Schlussfolgerungen aus der
Affäre. Anlass waren drei Anträge der Op-
position. Die Linke (18/5839) fordert, dass
Straftatbestände wie Landesverrat nicht
mehr auf Personen angewandt werden sol-
len, die eingestufte Dokumente lediglich
veröffentlichen. Zudem sollten Hinweisge-
ber besser vor straf- oder auch arbeitsrecht-
lichen Konsequenzen geschützt werden.
Die Grünen (18/10036) wollen zum einen
Ermittlungen wegen Landesverrats gegen
Medien oder ihre Mitarbeiter strengeren
Voraussetzungen unterwerfen sowie präzi-
ser definieren, was ein Staatsgeheimnis ist.
Zum anderen beantragen die Grünen
(18/10037), das Weisungsrecht des Bun-
desjustizministers gegenüber dem General-
bundesanwalt einzuschränken.
Hans-Christian Ströbele (Grüne) begrün-
dete die Anträge seiner Fraktion damit,
dass für jeden, der über die Veröffentli-
chung einer Information nachdenke, klar
erkennbar sein müsse, was ein Staatsge-
heimnis ist und was nicht. Des Weiteren
müsse sichergestellt sein, dass die Veröf-
fentlichung eines Staatsgeheimnisses dann
nicht strafbar ist, wenn das öffentliche In-
teresse das staatliche Geheimhaltungsinte-
resse übertrifft. Als Beispiel nannte er
Grundrechtsverletzungen oder schwere
Verbrechen, die durch die Veröffentlichung
aufgedeckt werden können. Die Pressefrei-
heit sei „als Vierte Gewalt im Staate unver-

zichtbar. Die Demokratie lebt davon“,
schloss Ströbele.
Einen Bogen von der Türkei, in der 347
Medienleute unter dem Vorwurf des Lan-
desverrats oder der Unterstützung des Ter-
rorismus im Gefängnis säßen, zur Netzpo-
litik-Affäre zog Harald Petzold (Linke). Es
sei „schon ein Skandal, dass auch bei uns
Journalistinnen und Journalisten Gefahr
laufen, des Landesverrats angeklagt zu wer-
den, wenn sie über Dinge berichten, die
der Regierung oder dem Bundesamt für
Verfassungsschutz nicht passen“. Die Öf-

fentlichkeit habe ein Recht darauf zu erfah-
ren, „was das Bundesamt für Verfassungs-
schutz vorhat, um alle Lebensbereiche der
Bürgerinnen und Bürger dieses Landes aus-
zuspähen“, sagte Petzold.
Patrick Sensburg (CDU) nannte den zur
Debatte stehenden Antrag der Linken ei-
nen „Rundumschlag gegen die Sicherheits-
behörden“. Es sei richtig gewesen, nach der
Veröffentlichung in Netzpolitik.org zu er-
mitteln, sagte Sensburg, „sonst würden wir
die Integrität des Staates gar nicht mehr
ernst nehmen, wenn alles, was eingestuft
ist, einfach nach draußen gelangen kann“.
Es gebe eine „dezidierte Rechtsprechung“,
die sehr gut zwischen Geheimhaltungsinte-
resse einerseits und Veröffentlichungsinte-
resse andererseits abwäge, betonte Sens-
burg. Der Generalbundesanwalt wäre wohl
zu dem Ergebnis gekommen, dass kein
Straftatbestand vorliegt, wenn er „nicht
eingebremst“ worden wäre.
Etwas anders bewertete Johannes Fechner
(SPD) den Fall. Die Pressefreiheit sei eines
der wichtigsten Verfassungsgüter, und des-
halb dürfe „gar nicht der Eindruck entste-
hen, eine Behörde übe Druck auf sie aus“.
Die Anträge der Opposition seien ihm aber
zu unbestimmt. Fechners Fraktionskollege
Matthias Bartke erinnerte daran, dass der
letzte vergleichbare Fall mehr als ein hal-
bes Jahrhundert zurückliege, und folgerte:
„Dringender Handlungsbedarf sieht anders
aus.“ Peter Stützle T

Die Presse wird gerne als „vierte Macht im Staat“ bezeichnet. Doch bei der Kontrolle staatlicher Einrichtungen kann sie an Grenzen stoßen, wenn beispielsweise die Sicherheit Deutschlands betroffen ist. © picture-alliance/ZB

»Wir
wollen auch,

dass
Whistleblower

geschützt
werden.«

Hans-Christian Ströbele
(Grüne)

> STICHWORT
Pressefreiheit / Staatsgeheimnis

> Artikel 5 Grundgesetz „Jeder hat das
Recht, seine Meinung (...) frei zu äußern
und zu verbreiten und sich aus allge-
mein zugänglichen Quellen ungehindert
zu unterrichten. Die Pressefreiheit und
die Freiheit der Berichterstattung (...)
werden gewährleistet.“

> Paragraf 97 Strafgesetzbuch Bei der
Veröffentlichung von Staatsgeheimnis-
sen drohen bis zu fünf Jahre Freiheits-
strafe, „wenn dadurch fahrlässig die Ge-
fahr eines schweren Nachteils für die
äußere Sicherheit“ verursacht“ wird.
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Die Last des Regierens
IDEENGESCHICHTE Wolfgang Fach über Frust und Unlust

Die Wahl von 1780 im Wahlbezirk Bristol
im Südwesten Englands wird Edmund Bur-
ke (1729-1797) in wenig guter Erinnerung
geblieben sein. Gerade einmal 18 Stimmen
konnte der in Dublin geborene Staats-
mann auf sich vereinen. Sechs Jahre zuvor
waren es noch 2.707 Stimmen gewesen,
was Burke einen Sitz im House of Com-
mons bescherte.
Eine krachende Niederlage, die, so lassen
es die Ausführungen des Politikwissen-
schaftlers Wolfgang Fach in „Regieren: Die
Geschichte eine Zumutung“ schließen, auf
einem großen Missverständnis zwischen
Repräsentant und Repräsentierten beruhte.
Burke war der Ansicht, dass er zwar von
den Wähler Bristols ins Parlament ge-
schickt worden war, es aber arg kleingeistig
gewesen wäre, dort nur deren Interessen zu
vertreten und sich ihnen zu beugen, gehe
es doch um das große Ganze. Dass er sich
für den freien Handel mit Irland – klar ge-
gen die Präferenzen seines Wahlbezirks –
und für eine Besserstellung der Katholiken
einsetze, sorgte dann für das Ende seiner
Karriere in Bristol. Burke saß danach für
den Bezirk Malton im Parlament, wo die
Wahl nicht von Wählern, sondern vom gu-
ten Willen des örtlichen Marquis abhing.
Sicher ist sicher.
Die Frage, wie eigentlich Repräsentation in
einer Demokratie aussehen könnte, ist nur
einer der zahlreichen Aspekte, die Fach in

seiner Grundsatzauseinandersetzung mit
dem Verhältnis zwischen jenen, die in ir-
gendeiner Form regieren, und jenen, die
regiert werden, aufgreift. Das reicht von der
Frage, wie „natürlich“ eigentlich das Re-
giertsein ist, hin zu klassischen Debatten
über das Dauerthema, wie sehr man dem
Wahlvolk eigentlich trauen sollte.
Für die Gegenwart konstatiert Fach in sei-
nem gut lesbaren Werk eine mehrfache Zu-
mutungskaskade: Die Regierenden hätten
teils die Lust am Regieren verloren und
sich neoliberal aus der Affäre gezogen.
Und den Regierten ist offenbar die Kom-
plexität einer relativen Unregiertheit zu
viel und sie entscheiden sich, nicht zum
ersten Mal, trotzig für die „Verweigerung
von Komplexität“, deren Verkörperung in
den USA im Januar als Präsident vereidigt
wird. Sören Christian Reimer T

Wolfgang Fach:

Regieren:
Die Geschichte
einer Zumutung

Transcript Verlag,
Bielfeeld 2016;
168 S., 22,90 €

KURZ REZENSIERT

Es gelingt längst nicht immer, dass ein
Titel den Tenor des ihm folgenden Sach-
buches treffend zusammenfasst. Bei
„Europa ist tot, es lebe Europa!“ von
Thomas Schmid ist das anders.
Der Berliner Publizist hat eine pointierte
Analyse der Defizite der Europäischen
Union vorgelegt, die in vielerlei Hinsicht
zu dem Schluss kommt, dass die Ge-
meinschaft in der bestehenden Form kei-
ne Zukunft hat. Gleichzeitig plädiert er
für Reformen, bietet Lösungsansätze
und schürt Zuversicht. Zwischen den Zei-
len outet sich Schmid so als überzeugter
Europäer, dem die Irrungen und Wirrun-
gen der EU nicht Ansatz für polemisches
Wehklagen, sondern konstruktive Er-
neuerung sind.
Voraussetzung dafür ist allerdings zu-
nächst eine Analyse des Bestehenden.
Und da spart Schmid nicht mit deutli-
chen Worten: Die Währungsunion ist
überholt; die Ost-Ausdehnung der EU
missglückt; die Koordination der Außen-
beziehungen nicht harmonisch genug.
Als Lösung bietet Schmid: Flexibilität.
Wenn es nicht gelingt, aus einem Europa
der Dogmen ein Europa der individuellen
Lösungen für die einzelnen Mitglieder zu
kreieren, wird der Kontinent sich weiter
auseinanderleben. Insofern könnte dem
Brexit, der allgemein als ein zuvor kaum
vorstellbarer Tiefpunkt europäischen Ge-
meinsinns empfunden wird, sogar ein
neuer Anfang innewohnen.
Schmids Werk basiert auf umfangreicher
Recherche und vielen Jahren Erfahrung
als politischer Analytiker. Obwohl das
verhandelte Thema ausgesprochen fa-
cettenreich ist, präsentiert der Autor sei-
ne Erkenntnisse in klarer, eingängiger
Sprache und nie, ohne den roten Faden
seiner Argumentation zu verlieren.
Dabei ist manche These durchaus steil
formuliert und lädt zum Diskurs ein. Et-
wa wenn Schmid zwei separate Wäh-
rungsgebiete für die Euro-Zone vor-
schlägt. Kurzum: ein Lesevergnügen,
gleichermaßen für EU-Befürworter wie
für EU-Skeptiker. Jörg Biallas T

Thomas Schmid:

Europa ist tot,
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Erfahrene Propheten warten die Ereignisse
ab, lautet ein beinahe vergessenes Sprich-
wort. Prognosen werden jedoch zu ernst
genommen, etwa die der mit dem Titel
„Die fünf Weisen“ geschmückten Sachver-
ständigen. Ob deren Zahlen erreicht, unter-
schritten oder überschritten wurden, fragt
später kein Mensch. Gewartet wird wieder
auf die nächste Prognose. Doch die Zeiten
ändern sich: Gerade Volkswirte erleben ei-
nen Vertrauensverlust. 80 Prozent der Bun-
desbürger meinen, es gehe auch ganz gut
ohne diese Wissenschaft.
Philipp Plickert, Redakteur der „Frankfurter
Allgemeinen Zeitung“, befasst sich in sei-
nem Buch „Die VWL auf Sinnsuche“ mit
dem Problem. Er konstatiert, dass die von
fast keinem Ökonomen vorausgesagte Fi-
nanzkrise 2007 das Vertrauen in die Zunft
nachhaltig gestört hat. Plickert beschränkt
sich in dem Buch keineswegs auf histori-
sche und aktuelle Irrtümer, sondern spricht
auch Probleme mit der Geldflut durch No-
tenbanken und mit den Banken („Die Ban-
ken sind fett und gefährlich“) an. Er be-
zweifelt Aussagen, die Staaten wollten kei-
ne Banken mehr retten, weil ein genauer
Blick in die EU-Abwicklungsrichtlinie „tat-
sächlich eine Vielzahl von fragwürdigen
Ausnahmen und Schlupflöchern“ zeige.
Übrigens lagen die Wirtschaftswissenschaf-
ten nicht immer daneben. Plickert erinnert,
nach dem Maastrichter Vertragsschluss von
1992 hätten 60 angesehene Ökonomen,
darunter der frühere Wirtschaftsminister
Karl Schiller, ein Manifest („Die EG-Wäh-
rungsunion führt zur Zerreißprobe“) ver-
fasst. Und 1998 hätten 155 Wirtschaftswis-
senschaftler einen Aufruf unterzeichnet
(„Der Euro kommt zu früh“). Diese und
spätere Warnungen vor zu hoher Staatsver-
schuldung hatte Helmut Schmidt 2011 als
„leichtfertiges Geschwätz“ abgetan. Pli-
ckert kontert mit dem Harvard-Professor
Martin Feldstein, der die Staatsschuldenkri-
se nicht als Unfall oder Folge von Missma-
nagement ansieht, sondern als unvermeid-
liche Folge davon, „einer sehr heterogenen
Gruppe von Ländern eine Einheitswährung
aufzuerlegen“. Hans-Jürgen Leersch T
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Teures Problem für die Ewigkeit
ATOMENERGIE Bernward Janzings kritische Analyse von Aufstieg und Niedergang

Es sind keine erbaulichen Aussichten, mit
denen Bernward Janzing seine Leser ent-
lässt. Eindringlich legt der Freiburger Fach-
journalist für Energiepolitik dar, dass der
Beschluss zum Atomausstieg keineswegs ei-
nen Schlussstrich unter die Kernenergie in
Deutschland markiert. Zum einen wird die
Entsorgung des hochradioaktiven Mülls
noch Generationen zu schaffen machen.
Schwer zu widerlegen sein dürften zum an-
deren die Kalkulationen des Autors über
die immensen Kosten der Kernkraft, die
bereits von den Bürgern gestemmt worden
sind und die wegen der Verwahrung des
Strahlenabfalls künftig auf die Steuerzahler
zukommen werden.
Die Atomenergie war, wie Janzing vorrech-
net, schon immer teuer, sofern man die
enormen staatlichen Fördergelder berück-
sichtigt. Zudem wird nach den Prognosen
des Verfassers der Rückbau der Reaktoren
erheblich länger dauern als angenommen
und wesentlich teurer werden. Beispiels-
weise wurden in Stade und Rheinsberg
Kontaminationen im Sockel des Reaktorge-
bäudes und im Boden ermittelt, die es gar

nicht geben dürfte. Vor allem aber weiß
niemand, wie hoch die „Ewigkeitskosten“
für die Endlagerung des Nuklearmülls sein
werden. Janzing ist mit guten Gründen
überzeugt, dass die Rückstellungen der
Konzerne in Höhe von 40 Milliarden Euro
für die Abwicklung des Atomausstiegs nie-
mals reichen werden und deshalb der Staat
gefordert sein wird. Die Betreiber würden
„Profit auf Kosten der Allgemeinheit“ er-
zielen, lautet das Verdikt des Buches.
Als Kritiker der Kernkraft ergreift Janzing
Partei – freilich nicht in Form eines Pam-
phlets, sondern als fundierte Auseinander-
setzung. So gehören zur Schilderung der
Geschichte der Atomkraft von der Eupho-
rie der 1950er Jahre bis zum Ausstieg auch
zahlreiche Faktenchecks: Etwa mit Daten
über den Aufschwung der erneuerbaren
Energien, deren Leistungsfähigkeit einst
von der Nuklearbranche kleingerechnet
worden war.
Nach Janzings Analysen ist die Atomindus-
trie nicht zuletzt an sich selbst gescheitert,
besonders an den Katastrophen in Tscher-
nobyl und Fukushima. Aber natürlich ha-
ben auch die Massenproteste in Wyhl,
Brokdorf, Wackersdorf, Gorleben und an-
derswo den Ausstieg vorangetrieben.
Die üppig bebilderte Darstellung der His-
torie der Kernenergie bietet auch viel leich-
ten Lesestoff und ruft manch Vergessenes
in Erinnerung. Wer kennt noch den Bür-

gerrechtler Jens Pflugbeil, der in der Wen-
dezeit den DDR-Nuklearsektor abwickelte?
Und wem ist noch die dänische Studentin
Anne Lund ein Begriff, die 1975 am Kü-
chentisch eine rote Sonne auf gelbem
Grund mit dem Spruch „Atomkraft? Nein
danke!“ zeichnete, später das Logo der Wi-
derständler?
Vor 70 Jahren kursierte die Mär, die Kern-
energie werde so billig sein, dass sich die
Installierung von Stromzählern nicht mehr
lohne. Auf dem Wappen von Gundrem-
mingen ist noch heute ein Atomkraft-Sym-
bol zu sehen. Aus der Ära der Atom-Eu-
phorie in den USA stammt das Modell ei-
nes flotten Autos, das einmal mit einer
„Tankfüllung“ Uran 8.000 Kilometer schaf-
fen sollte. Janzings Buch ist auch eine
Fundgrube für seltsame Phantasien einer
merkwürdigen Epoche. Karl-Otto Sattler T
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Überleben statt Utopie
KUBA Hannes Bahrmann zieht eine kritische Bilanz über die Revolution von 1959 und ihre Folgen

K
uba polarisiert – bis heute:
Für die einen ist das Land
„letzter Hort“ der „sozialis-
tischen Utopie“, für die an-
deren bedeutet es bitteren
Mangel und Menschen-

rechtsverletzungen.
Und Kuba boomt: Im vergangenen Jahr
reisten 3,5 Millionen Touristen auf die Ka-
ribikinsel, ein Besucherrekord. Zu den Pau-
schaltouristen, die auf der Halbinsel Vara-
dero in Resorts mit All-Inclusive-Armbän-
dern den Urlaub verbringen, kommen
auch immer mehr diejenigen, die Kuba
„noch einmal ohne McDonalds- und Star-
bucks-Filialen“ erleben wollen. Auch der
Journalist Hannes Bahrmann ist im No-
vember 2015 wieder dorthin gereist. Inmit-
ten des „Dufts von Veränderung“ über-
kommt ihn vor allem Schwermut, alles se-
he immer noch so aus wie beim letzten Be-
such, schreibt er in seinem Buch „Abschied
vom Mythos“. Bahrmann, 1952 in Ost-Ber-
lin geboren und studierter Lateinamerika-
wissenschaftler, kennt Kuba gut. Er hat das
Land in den 1980er Jahren oft bereist. In
den 1990er Jahren habe er den Zusam-
menbruch des Sozialismus auf der Insel er-
lebt – „und ich war im Sozialismus nicht

auf Urlaub, sondern habe zuvor 37 Jahre
in der DDR gelebt und erkenne Details
und Strukturen wieder“, fügt er hinzu. Die-
se Erfahrung prägt seine Perspektive auf die
kubanische Geschichte, die er auf 250 Sei-
ten erzählt. Er zeigt keinerlei Verständnis
für wirtschaftliche Fehlentscheidungen
und Repression der kuba-
nischen Führung.
Die Darstellung beginnt im
vorrevolutionären Kuba:
Als „reich, modern und un-
gerecht“ charakterisiert
Bahrmann die Insel in der
Ära des korrupten Dikta-
tors Fulgencio Batista. Ku-
ba sei damals eines der
wohlhabendsten und tech-
nisch entwickelsten Länder
Lateinamerikas, aber auch
„Jackpot“ der Wettmafia
und „Bordell der USA“ ge-
wesen. 1952 setzte Batista einen brutalen
Repressionsapparat ein, Wahlen fanden
nun nicht mehr statt. Fidel Castro, junger
Anwalt und Kandidat der „Bürgerlichen
Partei des Kubanischen Volkes“, dachte da-
mals noch nicht an die Revolution, statt-
dessen wendete er sich 1953 wegen Verfas-

sungsbruchs an das Oberste Gericht. Erst
als das die Klage nicht annahm, kündigte
er aktiven Widerstand an, weiß Bahrmann
über die Anfänge der Revolution zu berich-
ten. Die folgenden Kapitel rekonstruieren,
wie Fidel Castro in Mexiko durch Ernesto
„Che“ Guevara radikalisiert wurde, wie die

Revolutionäre 1959 siegten
und fortan an das Land so-
zialistisch umbauten. Der
„Máximo líder“ und seine
Mitstreiter erscheinen in
Bahrmanns Ausführungen
in keinem guten Licht: Ihr
mangelnder ökonomischer
Sachverstand habe das
Land an den Rand der öko-
nomischen Pleite gebracht.
Die Frage, welche Rolle das
US-Embargo bei der wirt-
schaftlichen Entwicklung
des Landes spielte, behan-

delt Bahrmann allerdings nur am Rande.

Tauwetter Hochaktuell beschreibt Bahr-
mann das Tauwetter zwischen Washington
und Havanna. Auch den Stand der Diskus-
sion über eine komplette Aufhebung des
Embargos und Entschädigungszahlungen

an enteignete US-Unternehmen und Exil-
kubaner fasst er prägnant zusammen.
Das Buch bietet einen kompakten Über-
blick der postrevolutionären kubanischen
Geschichte, ansprechend geschrieben und
mit unterhaltsamen Anekdoten angerei-
chert. So erfährt man etwa, dass „Che“
Guevara aufgrund eines Missverständnisses
zum Chef der Zentralbank geworden sei:
Castro habe im Revolutionsrat gefragt, ob
unter den Anwesenden ein „economista“
(Ökonom) sei. Der unaufmerksame „Che“
habe „comunista“ (Kommunist“) verstan-
den und sich gemeldet.
Obgleich der Autor betont, dass er keinen
wissenschaftlichen Beitrag leisten möchte,
wäre eine genauere Kennzeichnung der
Quellen wünschenswert gewesen. Seltsam
wirkt, dass Bahrmann Fidel Castro aus der
„Autobiografie“ zitiert, die der regimekriti-
sche Schriftsteller Norberto Fuentes im Exil
verfasst hat – und die fiktiv ist.
Vor allem für Leser, die sich bislang nicht
intensiv mit der Geschichte Kubas befasst
haben, ist das Buch empfehlenswert. Wer
allerdings eine originelle Einordnung oder
eine tiefgründige Analyse erwartet, wird
nach der Lektüre enttäuscht sein. Der Au-
tor vermeidet eine klare Position. Die Leit-

frage „Hat sich das große Gesellschaftsex-
periment gelohnt?“, mag er nicht direkt
beantworten; die Antwort müsse jeder
selbst finden. Schon im Folgeabsatz nimmt
er die Schlussfolgerung aber eigentlich vor-
weg: Die Utopie einer neuen Gesellschaft
hat nur wenige Jahre gehalten, die Zeit des
Überlebens dauert hingegen schon Jahr-
zehnte. Auch im Abschlusskapitel „Ist Ku-
ba eine Diktatur?“ soll der Leser sich eine
eigene Meinung bilden. Bahrmann gibt da-
zu einen Katalog politikwissenschaftlicher
Kriterien an die Hand. Wer bei der Lektüre
aufmerksamer war, als einst „Che“, dürfte
die Antwort kennen. Eva Bräth T

Abschied vom Revolutionsführer: Ein kubanischer Junge trauert am Straßenrand in Havanna über den Tod von Fidel Castro, der die Geschicke der Karibikinsel mehr als 50 Jahre bestimmte. © picture-alliance/dpa
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Hauptstadt der Galle
DRESDEN Peter Richters Hommage an seine Heimat

Peter Richter arbeitet in einer der span-
nendsten Städte der Welt: als Kulturkorres-
pondent der „Süddeutschen Zeitung“ in
New York. Und dennoch lässt ihn seine
Heimat nicht los – Dresden, die „im Mo-
ment unbeliebteste Stadt Deutschlands“.
Hier wurde er 1973 geboren und auf sie
schaut der Journalist und Schriftsteller mit
einiger Fassungslosigkeit. Seit hier jeden
Montag „Patriotische Europäer gegen die
Islamisierung des Abendlandes“ demons-
trieren und ihren Hass gegen Fremde und
die eigene Regierung artikulieren, findet
sich die sächsische Landeshauptstadt sogar
in der US-Berichterstattung wieder. Dres-
den, so Richter, sei gerade eine umstrittene
Stadt und sicher die zerstrittenste des Lan-
des: „Und darin ist sie vielleicht dann wie-
derum tatsächlich repräsentativer, als viele
außerhalb von Dresden meinen. Vielleicht
nicht unbedingt eine Hauptstadt der Her-
zen, eher eine der Galle.“
Auf 160 Seiten mischt Richter mit leichter
Hand Reflexionen zu seiner Kindheit und
Beobachtungen aus den vergangenen Jah-
ren, gespickt mit vielen Anspielungen und
Anekdoten auf Historie, Kultur und gesell-
schaftliche Debatten über eine Heimat,
„die einen nicht fortlässt“. Es ist auch eine
Liebeserklärung an seine Stadt, aus der zu
stammen im Rest der Bundesrepublik eher
„ein Grund für besorgte Nachfragen, für
Mitleid, Hohn, auch Abscheu“ sei. Den-
noch ist Richters Diagnose klar: Fast alle
Deutschen seien „gegenwärtig in gewisser
Weise Dresdner“, ob sie wollen oder nicht.
„Und die, die nicht wollen, ganz beson-
ders.“ Richter schlägt auch den Bogen zu

seiner neuen Heimat und beschreibt die
Parallelen zwischen den Deutschen, die
bei Pegida mitlaufen, und den Amerika-
nern, die sich begeistert zeigen von Donald
Trump – der in der Zeit, als Richter seinen
Essay verfasste, noch eine skurrile Episode
zu sein schien und inzwischen gewählter
Präsident ist.
Dies- und jenseits des großen Teichs hätten
sich Ventile geöffnet, habe sich ein „erlö-
sendes Gegengift zur Political Correctness“
ergossen. Hier wie dort funktioniere die
Taktik, sich für Fremde so unattraktiv wie
möglich zu machen. „Aber sie hat eben oft
auch den Effekt, dass dann nicht nur die
Fremden deswegen manchmal schnellstens
wegwollen.“ Und doch endet Richter ver-
söhnlich: Mit dem Wunsch, dass die „frus-
trierten jungen Männer aus Nordafrika
künftig gemeinsam mit den frustrierten äl-
teren Männern aus Ostsachsen montags ei-
ne Runde spazieren gehen“ – und sich das
Bild seiner Heimatstadt „noch einmal um-
drehen ließe“. Er wird aus New York verfol-
gen, ob es gelingt. Susanne Kailitz T
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Janusköpfige Söhne der Freiheit
USA Michael Hochgeschwenders differenzierter Blick auf die Amerikanische Revolution

„Wir halten diese Wahrheiten für ausge-
macht, daß alle Menschen gleich erschaf-
fen worden, daß sie von ihrem Schöpfer
mit gewissen unveräußerlichen Rechten be-
gabt worden, worunter sind Leben, Frey-
heit und das Bestreben nach Glückselig-
keit.“ Bereits einen Tag nach ihrer Verab-
schiedung durch den Kontinentalkongress
veröffentliche in Philadelphia der „Penn-
sylvanische Staatsbote“ die erste deutsche
Übersetzung der Amerikanischen Unab-
hängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776.
In den Genuss der „unveräußerlichen
Rechte“ jedoch sollten in den 13 Kolonien,
die sich vom britischen Mutterland lossag-
ten, zunächst nur freie, männliche Weiße
kommen – für Frauen galten sie bestenfalls
mit Einschränkungen. Sklaven oder India-
ner, für die die amerikanische Unabhän-
gigkeit „wortwörtlich vernichtend“ endete,

standen außerhalb der naturrechtlichen
Freiheits- und Gleichheitsvorstellungen.
Es sind nicht zuletzt die Kapitel über diese
„marginalisierten“ Gruppen, die Michael
Hochgeschwenders fundierte und span-
nend geschriebene Monografie über die
Amerikanische Revolution so lesenswert
machen. Überhaupt präsentiert der Ameri-
kanist von der Universität München einen
höchst differenzierten Blick auf die Men-
schen in diesem epochalen Ereignis. Der
einfache amerikanische Milizionär oder
der von Großbritannien angeworbene hes-
sische Grenadier findet ebenso Hochge-
schwenders Interesse wie die Protagonisten
im historischen Rampenlicht.
Abseits gängiger Klischees beschreibt
Hochgeschwender den in den USA bis
heute mythologisch überhöhten Kampf
zwischen patriotischen, freiheitsliebenden
Kolonisten und ihren brutalen, britischen
Unterdrückern als einen blutigen Bürger-
krieg, dessen Fronten quer durch alle so-
zialen Schichten, Konfessionen, Ethnien
und selbst Familien verlief. So standen den
geschätzt 35 bis 40 Prozent revolutionär
gesinnten Whigs unter den amerikanischen
Kolonisten immerhin 20 bis 25 Prozent
königstreue Torys gegenüber. Und zwi-
schen den Fronten versuchten sich bis zu
40 Prozent Neutrale, „Apolitische und
Apathische“, die in vielen Regionen die
satte Mehrheit der Bevölkerung bildeten,

mit der einen oder anderen Seite zu arran-
gieren – und dies meist unter Zwang..
Die Motivationen der Revolutionäre selbst
waren auch viel zu unterschiedlich und
von handfesten wirtschaftlichen Interessen
geprägt, als dass sich die Revolution auf ei-
nen Nenner bringen ließe. Das Ideal der
Freiheit ging im Sinne des Liberalismus
von John Locke Hand in Hand mit wirt-
schaftlichen Eigentum. Speiste sich der
Kampf der „sons of liberty“ etwa aus dem
Widerstand gegen die britische Steuer- und
Zollpolitik, ging es Siedlern im Westen
ebenso um die Eroberung von Land auf
Kosten der Indianer, den die englische Kro-
ne zumindest einzuhegen versucht hatte,
und die Plantagenbetreiber im Süden wa-
ren erbost über die sich in Großbritannien
abzeichnende Ablehnung der Sklaverei.
Insgesamt zeichnet Hochgeschwender das
Bild einer vormodernen Revolution, die im
Gegensatz zur Französischen „nicht den
Neuen Menschen, sondern die Freiheit des
Alten“ hervorbringen wollte. Im Ergebnis
sei eine letztlich bis heute „unvollendete
Nation“ entstanden. Alexander Weinlein T
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Geschichten vom Zarenhof
RUSSLAND Simon Sebag Montefiores schillernde Darstellung der Romanows

Demokratischer ging es damals nicht: 1613
wählte die Landesversammlung Mosko-
wiens den Begründer der Romanow-Dy-
nastie, Michail I., zu ihrem Zaren. Dabei
wollte der 16-Jährige gar nicht auf den Za-
renthron. Erst nachdem die Bojaren den
jungen Mann lange „demütig“ angefleht
hatten, nahm er die dargebotene Krone an.
Rund 300 Jahre später fand die russische
Monarchie als Folge der Februar-Revoluti-
on von 1917 ihr blutiges Ende. Die bol-
schewistische Diktatur sorgte für klare Ver-
hältnisse, indem sie 18 Mitglieder der en-
geren Zarenfamilie ermordete. Zu ihren
Vorfahren gehörten schillernde Gestalten
wie Iwan der Schreckliche oder der charis-
matische Reformer Peter der Großen. Un-
ter den 20 Romanow-Zaren war Russland
jährlich um rund 52.000 Quadratkilome-
ter expandiert und beherrschte 1917 ein
Sechstel der Erdoberfläche.
Bereits mit seiner ausgezeichneten Stalin-
Biografie hatte der britische Historiker Si-
mon Sebag Montefiore größere Bekannt-
heit erlangt. Daran schloss sich eine unter-
haltsame und quellensichere Monografie
über die Regierungszeit Katharinas II. an.
Auch intime Details aus dem Privatleben
der Zarin kamen darin nicht zu kurz, wie
die Beziehung zu ihrem heimlichen Ehe-
mann Fürst Potemkin. Nunmehr liegt
Montefiores jüngsten Werk zur Geschichte
der Romanows vor.

Auf der Grundlage russischer Originalquel-
len hat der Historiker ein Sachbuch vorge-
legt, das erneut in einer allgemeinverständ-
lichen Sprache daherkommt und sich an
ein breites Publikum richtet. Diesem Ziel
mag es auch geschuldet sein, dass Monte-
fiore die politisch-historischen Hintergrün-
de und die wirtschaftliche Entwicklung des
russischen Imperiums ausblendet. Stattdes-
sen konzentriert er sich ganz auf die Fami-
liengeschichte. Zuweilen erinnert sein
Buch jedoch an einen der unzähligen Mit-
telalter-Romane, gespickt mit edlen Burg-
fräuleins und ränkeschmiedenden Gestal-
ten am Hofe.
Entsprechend unvermittelt findet sich der
Leser denn auch in der Russischen Revoluti-
on von 1917 wieder. Nahezu alle politi-
schen Kräfte des Landes, darunter Mitglie-
der der Romanow-Familie, wollten Zar Ni-

kolaus II. zur Abdankung bewegen: „Sie
sagten mir, ich müsse das Vertrauen der Be-
völkerung zurückgewinnen. Ist es nicht viel-
mehr so, dass mein Volk mein Vertrauen zu-
rückgewinnen muss?“ Als der Zar schließ-
lich auch von der Armee unter Druck ge-
setzt wurde, verzichtete er am 2. März 1917
auf den Thron und bestimmte seinen Sohn
Alexei zu seinem Nachfolger. Kurz darauf
entschied er jedoch, „gleichzeitig in mei-
nem und auch seinem Namen abzudanken,
da ich nicht von ihm getrennt sein will“.
Dadurch avancierte Nikolaus‘ Bruder, Groß-
fürst Michael, für einen Tag zum letzten rus-
sischen Zaren. Die Minister der Provisori-
schen Regierung überzeugten ihn, auf den
Thron zu verzichten.
In der letzten Phase der Romanows verliert
Montefiore die kritische Distanz und folgt
zu sehr den Tagebuch-Eintragungen und
Briefen der Zaren. Die Meinungen Außen-
stehender kommen deutlich zu kurz. So
war Zar Nikolaus davon überzeugt, alle
hätten ihn „verraten“. Die russische Gesell-
schaft hingegen glaubte, der Thron habe
sie „verraten“, betont der bekannte russi-
sche Historiker Wladimir Buldakow.
Simon Sebag Montefiore untersucht auch
die Wirkung der absoluten Macht auf die
Persönlichkeiten in Russland bis zu Präsi-
dent Wladimir Putin. Und dieser, so ver-
mutet der Historiker, werde nicht freiwillig
abdanken. Aschot Manutscharjan T
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L
ebensläufe von Spitzenfunktio-
nären waren in Staaten wie der
DDR parteiamtlich betreute
Narrative, in denen die Treue
des Genossen zur kommunisti-
schen Sache beschworen wurde.

In solchen Kontinuitätsbiografien durfte es
keine Abweichungen von der Parteilinie ge-
ben, weil sonst die Vorbildfunktion des Spit-
zengenossen in Frage gestellt und „gegneri-
schen Angriffen“ Munition geliefert werden
konnte. „Proletarische Herkunft, makellose
Gesinnung, heroischer Antifaschismus, unbe-
dingte Verlässlichkeit, vielseitige Verwen-
dung, angemessene Ehrung“, das mussten die
Ingredienzien offizieller Lebensläufe der Ge-
neration der Altkommunisten sein, die in der
DDR politische Spitzenfunktionen ausübten,
schreibt Martin Sabrow in seiner Biografie
über den jungen Erich Honecker. Dessen ers-
te dramatische Lebenshälfte ist zu Unrecht
weitgehend vergessen. Sabrow schreibt weder
eine Helden- noch eine Schurkengeschichte.
Der Berliner Historiker und Direktor des
Zentrums für Zeithistorische Forschung in
Potsdam unterzieht erstmals wissenschaftlich
den „über Jahrzehnte gebildeten und ge-
schützten Heiligenschein“ von Honeckers Le-
bensgeschichte einer Überprüfung. „Nicht als
Biografie eines Bedeutenden lohnt die Be-
trachtung von Honeckers Lebensweg vor sei-
ner Nachkriegskarriere“, so Sabrow, „sondern
wegen der Bedeutung des Biographischen in
der Machthierarchie des SED-Staates.“
Er weist nach, dass in Honeckers 1980 er-
schienenen Memoiren „Aus meinem Leben“
Ghostwrighter und SED-Historiker kräftig re-
tuschiert, weggelassen und geradegebogen
haben, was nicht stimmig war. Allerdings gab
es wohl keine schweren Makel, die den Auf-
stieg des späteren DDR-Partei- und Staats-
chefs ernsthaft gefährden konnten. Während
sich den Menschen in den letzten Jahrzehn-
ten von Honeckers Leben bis zum Tod 1994
im chilenischen Exil das Bild des grauhaari-
gen, maskenhaften Apparatschiks mit Horn-
brille und leiernder Rhetorik eingeprägt hat-
te, schildert Sabrow den jungen Sprössling ei-
ner kommunistischen Arbeiterfamilie aus
dem Saarland als stürmisch, jung, gutausse-
hend und mutig. Langweilig war er nicht.

Gefährliche Mission Als Chef des kommu-
nistischen Jugendverbands an der Saar galt
der 1912 geborene Honecker als redegewandt
und talentiert. Er wurde deshalb von der
KPD 1930/31 als hoffnungsvoller Nach-
wuchskader zur Lenin-Schule nach Moskau
geschickt. Nach 1933 wurde der getreue Par-
teisoldat an die Ruhr und in den Südwesten
entsandt, um dort im gefährlichen Auftrag
im nationalsozialistischen Deutschland die
KP-Jugend im Untergrund zu führen. Im
„Saarkampf“ agitierte er gegen den An-
schluss seiner Heimat an Hitler-Deutsch-
land. Als er Ende 1935 in Berlin aktiv wurde,
wurde er verhaftet und 1937 vom Volksge-
richtshof, der Honecker als „überzeugten
und unbelehrbaren Kommunisten“ bezeich-
nete, zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt.
Bis April 1945 saß er die Haft im Zuchthaus
Brandenburg/Havel fast vollständig ab.
Zu Sabrows Verdiensten gehört, dass er sich
intensiv mit den nach 1945 wabernden Ge-
rüchten auseinandersetzt, Honecker habe der
Gestapo entgegen seiner antifaschistischen
Legende Genossen verraten. Das wird wider-
legt. Als Unebenheit bleibt seine Beziehung
zu einer NS-Gefängniswärterin, die er 1945
bei einem Arbeitseinsatz in Berlin kennenge-
lernt und Ende 1946 sogar geheiratet hatte.
Sie starb schon 1947. So konnte er die Frau
ganz aus seinen Biografien verbannen.
Klar wird, dass Honeckers späterer Starrsinn,
gegen den auch Sowjet-Präsident Gorba-
tschow 1989 mit seinem Ruf „Wer zu spät
kommt, den bestraft das Leben“ nicht an-
kam, aus der Zeit bis 1945 herrührte. „Sein
politischer Zielkatalog“, so der Autor, „änder-

te sich nie, und er formulierte 1990 nicht an-
ders, als er es 1930 getan hätte.“ Sabrow
spricht vom „eingefrorenen Erfahrungs-
schatz“, bei dem Leitbilder die fehlende Bil-
dung (selbst die 1928 begonnene Dachde-
ckerlehre hatte der Jungkommunist Hone-
cker nach zwei Jahren abgebrochen) ersetz-
ten: Thälmann, Wehner – Anführer während
des „Saarkampfs“ –, Stalin, Ulbricht waren
für Honecker lebenslang Leitbilder. Ex-Polit-
büromitglied Hermann Axen sagte nach der
Wende: „Erich hat noch im Alter die Ideale
aus den Dreißigerjahren gehabt: ein Dach
überm Kopf, genug zu essen, warme Klei-
dung, genug Geld für eine Eintrittskarte zum
Kino am Wochenende und ein Kondom.“

Honecker wurde früh Berufsrevolutionär, der
alles der Partei unterordnete. Sein Lebenssinn
war laut Sabrow „nicht persönliches Fort-
kommen“, sondern das „Selbstopfer für eine
übergeordnete Sache“. Das war nach 1933
der aussichtslose und teils selbstmörderische
Kampf der Kommunisten gegen die Nazis.
Nach 1945 deutete nichts darauf hin, dass
der freigekommene Häftling, der zehn Jahre
vom realen Leben abgeschnitten war, im ent-
stehenden „deutschen Arbeiter- und Bauern-
staat“ als FDJ-Chef und später Generalsekre-
tär des ZK der SED einmal eine Spitzenrolle
spielen würde. Warum es Honecker trotz der
ihm attestierten Mittelmäßigkeit nach 1945
möglich wurde, die Macht in der DDR zu er-

obern und diese 18 Jahre lang zu halten, will
Sabrow im nächsten Band darlegen. Da kann
man gespannt sein. . Hans Krump T

Blick in die Vergangenheit: Bilder von Erich Honecker hingen bis 1989 in den Amtsstuben der DDR. © picture-alliance/dpa

Der Unbeirrte
ERICH HONECKER Der Historiker Sabrow durchleuchtet das
Leben des jungen Kommunisten vor seinem steilen Aufstieg
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Buntes Parlament
BUNDESTAG Migrationsgeschichten von Abgeordneten

Im Mai 2014, zur Feier des 65-jährigen Be-
stehens des Grundgesetzes, hielt der
Schriftsteller Navid Kermani eine vielbe-
achtete Rede vor dem Bundestag. Die Bun-
desrepublik habe seit ihrem Bestehen und
ohne es eigentlich zu merken eine „gran-
diose Integrationsleistung“ vollbracht.
„Dass heute ein Kind von Einwanderern an
die Verkündung des Grundgesetzes erin-
nert, das noch dazu einer anderen als der
Mehrheitsreligion angehört – es gibt nicht
viele Staaten auf der Welt, in denen das
möglich wäre“, sagte Kermani.
Zwei Jahre später gibt es gute Gründe, sich
diese Rede erneut anzuhören – gerade weil
die Situation und auch die Debattenkultur
in den sogenannten sozialen Netzwerken
eine andere ist als damals. Daran zu erin-
nern, dass kulturelle Vielfalt seit Jahrzehn-
ten zu Deutschland gehört und sie stärker
prägt als es Vielen erscheint, ist auch das
Ziel des kleinen Sammelbandes „Politik
ohne Grenzen. Migrationsgeschichten aus
dem Deutschen Bundestag.“
Niemals zuvor gab es in einem deutschen
Parlament so viele Abgeordnete mit einem
Einwanderungshintergrund wie in dieser
Legislaturperiode. „Manchen von uns sieht
man es an, bei anderen wiederum würde
man den Migrationshintergrund über-
haupt nicht vermuten. Trotz der Unter-
schiede eint sie der Glaube an unsere Ver-
fassung und die Demokratie“, schreibt Öz-
can Mutlu, Abgeordneter der Grünen und
Herausgeber des Bandes. 21 Abgeordnete
quer durch alle Fraktionen beschreiben da-
rin, wie sie eigene Zuwanderungserfahrun-
gen oder die der Eltern und Großeltern

persönlich geprägt und wie sich diese auf
ihren politischen Werdegang ausgewirkt
haben. Deutlich wird auch hier, dass es
„den“ Migranten ebenso wenig gibt wie
„den“ Deutschen sondern vielmehr unter-
schiedlichste biografische Entwürfe.
Wer würde schon vermuten, dass sich hin-
ter dem Namen Niels Annen eine Migrati-
onsgeschichte verbirgt, auch wenn sie
„nur“ eine belgische ist? Annen selbst
schreibt, dass die Herkunft seiner Mutter
aus Antwerpen nie zu Diskriminierung ge-
führt hat. Andere Abgeordnete machten
andere Erfahrungen. „Wie, ich dachte, da
kommt eine Studentin, und jetzt kommt
eine Ausländerin“, beschreibt etwa Ekin
Deligöz eine Episode, als sie sich als Stu-
dentin für eine Mietwohnung bewarb.
So unterschiedlich die Biografien, so ver-
schieden ist auch der Stil der Selbst-Por-
träts. Manche sind persönlicher, andere et-
was staatstragender gehalten. So bleibt die
Lektüre des Bandes facettenreich und ge-
eignet für alle, die nicht nur „eine“ Ant-
wort suchen. Claudia Heine T
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WEIHNACHTSRÄTSEL 2016

Lesen, Rätseln
und Gewinnen
Eine Reise nach Berlin für zwei Personen
inklusive eines Besuchs des Bundestags –
das ist der Hauptpreis des diesjährigen
Weihnachtsrätsels von „Das Parlament“.
Und so können Sie gewinnen:
Die vorliegende Ausgabe von „Das Par-
lament“ gründlich lesen, die folgenden
zehn Fragen richtig beantworten und die
Lösung an die Redaktion schicken.
Wenn es mit dem Hauptpreis nicht
klappt, werden unter den richtigen Ein-
sendungen übrigens noch weitere Sach-
preise verlost. Also: Viel Spaß beim Le-
sen, Rätseln und Gewinnen!

1. Bis wann müssen die Energiefirmen
den Grundbetrag für die Entsorgung des
Atommülls in den öffentlich-rechtlichen
Fonds einzahlen?

2. In welchen beiden Parteien war
Hubertus Zdebel bisher Mitglied?

3. Wofür steht die Abkürzung AMVSG?

4. Bei wie viel Prozent wird der Beitrags-
satz zur allgemeinen Rentenversicherung
im Jahr 2017 liegen?

5. Wie viele Bundesminister wurden im
Abgas-Untersuchungsausschuss am
15.12.2016 als Zeugen gehört?

6. Wie viel Prozent der Gesamtwähler-
schaft sind laut Politologe Oskar Nieder-
mayer fest an die Partei AfD gebunden?

7. Wie hoch ist der EU-Haushalt für das
kommende Jahr?

8. Wie heißt der seit Wochen inhaftierte
Vorsitzende der türkischen Kurdenpartei
HDP?

9. In welchem Jahr ereignete sich die
„Spiegel-Affäre“?

10. Wer gründete den Chor der Musikge-
meinschaft Deutscher Bundestag?

Ihre Antworten bitte per Post oder E-
Mail an:

Redaktion „Das Parlament“
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de
Stichwort: Weihnachtsrätsel

Einsendeschluss ist der 8. Januar 2017.

Barauszahlungen sind nicht möglich.
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

LESERPOST

Zum Veto des US-Präsidenten Barack
Obama gegen den Aixtron-Verkauf an
einen chinesischen Investor:
Alle Welt redet von Donald Trump, aber
was macht eigentlich US-Präsident Ba-
rack Obama in seinen letzten Amtsta-
gen? Nach langwierigen Versuchen, das
Transatlantische Handelsabkommen
(TTIP) und das Transpazifische Handels-
abkommen (TPP) abzuschließen,
scheint er nun von seiner Freihandels-
maxime abzurücken. Nachdem ein chi-
nesischer Investor den deutschen Tech-
nologiehersteller Aixtron kaufen wollte,
meinte Obama, er könne ein Veto dage-
gen einlegen. Was ist denn das für ein
Freihandel? Scheinbar fürchten die bis
an die Zähne bewaffneten USA, China

könnte militärisch Fortschritte machen.
Und da ist natürlich Schluss mit jegli-
chem freien Handel!

Andreas Scheuer
Kerpen

Zur Ausgabe 48 vom 28.11. 2016, „Be-
drängte Demokratie“ auf Seite 1:
Ich sehe niemanden, der die Demokratie
bedrängt, sehe aber die Mandate vieler
Abgeordneter in Gefahr. Die von Ihnen
gewählte Schlagzeile reiht sich in die Ver-
suche ein, die nicht nur in Deutschland
offenkundigen Verschiebungen in der
Parteienlandschaft mit einem negativen
Image zu belegen.

Wilfried Angerstein
Berlin

SEITENBLICKE

VOR 20 JAHREN...

Späte
Aussöhnung
20.12.1996: Deutsch-tschechische Er-
klärung. Aussöhnung war einer der Be-
griffe, die die deutsche Außenpolitik
lange prägten. Während sich die Bun-
desrepublik und Frankreich schon in
den 1960er Jahren als Freunde bezeich-
neten und auch die Aussöhnung mit Po-
len bereits in den 1970er Jahren Form
annahm, dauerte es in einem anderen
Fall bis der Eiserne Vorhang fiel und die
deutsche Einheit kam: Erst am 20. De-
zember 1996 unterzeichneten Bundes-
außenminister Klaus Kinkel (FDP) und
sein tschechischer Amtskollege Josef Zie-
leniec in Prag das Protokoll zur deutsch-
tschechischen Aussöhnungserklärung.
Die innenpolitische Diskussion über das
Thema war in beiden Staaten aufgeheizt.
Auf der einen Seite waren in Tschechien
die Gräuel, die die Nationalsozialisten
verursacht hatten, nicht vergessen. Auf
der anderen stand das Leid der vertriebe-
nen Sudetendeutschen. Fast zwei Jahre
rangen die Unterhändler der beiden Re-
gierungen im Geheimen um die gemein-
same Deklaration. In der Endfassung
drückten dann beide Seiten ihr Bedau-
ern aus und betonten, dass das „began-
gene Unrecht der Vergangenheit ange-
hört“ und die künftige Partnerschaft
nicht belasten solle. Gleichzeitig respek-
tierten die beiden Staaten die „andere
Rechtsauffassung“, die die jeweils andere
Seite vertrat, beispielsweise in der Ver-
mögensfrage. So betonte auch Kanzler
Helmut Kohl (CDU), als er und Tsche-
chiens Ministerpräsident Vaclav Klaus
im Januar 1997 die Erklärung unter-
zeichneten, dass Eigentumsansprüche
der Sudetendeutschen weiterhin offen
blieben. Benjamin Stahl T

Bundestag mit
Inklusionspreis
ausgezeichnet
EHRUNG Die Bundestagsverwaltung hat
den Berliner Inklusionspreis 2016 in der
Kategorie „Sonderpreis“ erhalten. Mit der
Auszeichnung würdigte der Berliner Senat
die Parlamentsverwaltung als einen Arbeit-
geber, „der schwerbehinderte Menschen
vorbildlich ausbildet oder beschäftigt“. Am
9. Dezember übergab die Senatorin für In-
tegration, Arbeit und Soziales, Elke Brei-
tenbach, den Preis an den Direktor beim
Deutschen Bundestag, Staatssekretär Horst
Risse, sowie an die Vertrauensperson der
schwerbehinderten Menschen, Sabine Lau-
dahn. Aufgrund seines „praxisorientierten
Inklusionskonzepts“ sowie den „eingefor-
derten respektvollen Umgang aller Be-
schäftigten“ sei der Bundestag ein begehr-
ter Arbeitgeber, sagte Breitenbach bei ei-
nem Festakt im Abgeordnetenhaus. Sie
dankte dem Bundestag sowie drei prämier-
ten Unternehmen dafür, dass sie sich „über
das gesetzliche Maß hinaus für die Beschäf-
tigung von Menschen mit Schwerbehinde-
rung entschieden hätten“.
Sabine Laudahn, seit zehn Jahren gewählte
Vertrauensperson für schwerbehinderte
Menschen in der Bundestagsverwaltung,
hatte die Bewerbung für den Inklusions-
preis eingereicht. „Das ist eine ganz große
Anerkennung, die mich freut, aber auch
motiviert, diesen Weg weiterzugehen“, sag-
te Laudahn. Sie betonte, dass es trotz vieler
Erfolge der vergangenen Jahre noch viel zu
tun gebe. In der Bundestagsverwaltung ar-
beiten rund 3.000 Mitarbeiter, darunter
273 Schwerbehinderte. eb T
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>Rudolf Karl Krause
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
CDU/Republikaner
Am 18. Dezember wird Rudolf Karl Krause
70 Jahre alt. Der Tierarzt aus Salzwedel en-
gagierte sich seit 1990 in der dortigen CDU,
war Kreistagsabgeordneter und Beigeord-
neter. 1993 kurz fraktionslos, schloss sich
Krause danach den Republikanern an. Er
war Mitglied im Ernährungsausschuss.

>Herbert Ehrenberg
Bundestagsabgeordneter 1972-1990,
SPD
Am 21. Dezember vollendet Herbert Ehren-
berg sein 90. Lebensjahr. Der aus dem ost-
preußischen Collnischken gebürtige promo-
vierte Volkswirt trat 1955 der SPD bei und
gehörte von 1975 bis 1984 dem SPD-Partei-
vorstand an. 1968 wurde Ehrenberg ins
Bundeswirtschaftsministerium und 1969 ins
Kanzleramt berufen. 1971/72 war er Staats-
sekretär im Bundesministerium für Arbeit
und Sozialordnung, von 1976 bis 1982
stand er an der Spitze des Ministeriums. Der
Direktkandidat des Wahlkreises Wilhelms-
haven saß im Bundestag im Wirtschaftsaus-
schuss und amtierte von 1974 bis 1976 als
stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bun-
destagsfraktion.

>Klaus-Jürgen Hedrich
Bundestagsabgeordneter 1983-2005,
CDU
Klaus-Jürgen Hedrich wird am 21. Dezem-
ber 75. Jahre alt. Der Gymnasiallehrer aus
Uelzen trat 1961 der CDU bei, war von
1981 bis 1991 Vorsitzender des Bezirksver-
bands Lüneburg und von 1978 bis 1990
Mitglied des CDU-Landesvorstands Nieder-
sachsen. Von 1972 bis 2006 gehörte He-
drich dem Kreistag in Uelzen und von 1974
bis 1983 dem Niedersächsischen Landtag
an. Im Bundestag arbeitete Hedrich über-
wiegend im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit mit. Von 1994 bis 1998
amtierte er als Parlamentarischer Staatsse-
kretär beim Bundesminister für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung.

>Hans Eichel
Bundestagsabgeordneter 2002-2009,
SPD
Am 24. Dezember wird Hans Eichel 75 Jahre
alt. Der Gymnasiallehrer aus Kassel trat
1964 der SPD bei, war von 1969 bis 1972
stellvertretender Juso-Bundesvorsitzender
und von 1989 bis 2001 SPD-Vorsitzender in
Hessen. Von 1991 bis 2005 gehörte er dem
Bundesvorstand sowie von 1999 bis 2005
dem SPD-Parteipräsidium an. Eichels politi-
sche Karriere begann in der Kommunalpoli-
tik. Der Stadtverordnete von 1968 bis 1975
war danach bis 1991 Oberbürgermeister
von Kassel. 1991 zog er in den Hessischen
Landtag ein und amtierte bis 1999 als hes-
sischer Ministerpräsident. Danach war er
bis 2005 Bundesfinanzminister. bmh T

Zum Tod von
Hildegard
Hamm-Brücher
Sie galt als „Grande Dame“ der FDP und
war eine der prägenden Frauengestalten der
Bundesrepublik. Am 7. Dezember ist Hilde-
gard Hamm-Brücher im Alter von 95 Jahren
in München gestorben. In der NS-Zeit hatte
Hamm-Brücher
die Verfolgung ih-
rer Familie erlebt.
Nach dem Krieg
beschloss die pro-
movierte Chemi-
kerin, angeregt
durch den späte-
ren Bundespräsi-
denten Theodor
Heuss (FDP), in
die Politik zu ge-
hen. 1948 trat sie der FDP bei und wurde in
den Münchner Stadtrat gewählt. Von 1950
bis 1966 sowie 1970 bis 1976 gehörte sie
dem Bayerischen Landtag an. 1967 wurde
Hamm-Brücher Staatssekretärin im hessi-
schen Kultusministerium und wechselte
zwei Jahre später in gleicher Funktion ins
Bundesbildungsministerium. Das Amt übte
sie bis 1972 aus. Von 1976 bis 1982 amtier-
te sie als Staatsministerin im Auswärtigen
Amt. Aus Verärgerung über antiisraelische
Äußerungen Jürgen Möllemanns (FDP) ver-
ließ sie 2002 die Partei.
Bundestagsabgeordnete war Hamm-Brücher
von 1976 bis 1990. Die stets pointiert for-
mulierende Liberale mit festen Überzeu-
gungen verlieh dem linksliberalen Flügel
Konturen. Unvergessen ist ihre Rede am 1.
Oktober 1982, dem Tag der Abwahl Helmut
Schmidts (SPD) als Bundeskanzler.
„Sie stand wie kaum eine andere für einen
Liberalismus, der sich für Bürgerrechte, Zi-
vilcourage und demokratische Kultur ein-
setzte“, sagte Bundespräsident Joachim
Gauck. Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) nannte Hamm-Brücher „eine
große Politikerin von Format und eine
streitbare liberale Persönlichkeit“. Kanzlerin
Angela Merkel (CDU) lobte die Politikerin
als „herausragende Demokratin“, die „über
viele Jahrzehnte hinweg eine der profilier-
testen Stimmen und ein Vorbild des politi-
schen Liberalismus in Deutschland“ gewe-
sen sei. bmh T

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 27. Dezember.
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ORTSTERMIN: DEUTSCH-BRITISCHES ADVENTSKONZERT IM BUNDESTAG

»Kulturelle Diplomatie mit Musik«
Eingehakt stehen sie auf der Bühne, einer dirigiert die
Sängerinnen und Sänger, einer das Publikum. „O du
fröhliche, o du selige“ schallt es durch die Halle des Paul-
Löbe-Hauses des Bundestags. Es ist der feierliche Ab-
schluss des gemeinsamen Adventskonzerts des britischen
Parlamentschors und der Musikgemeinschaft des Deut-
schen Bundestags. Die beiden Chöre unter der Leitung
von Simon Over und Žarko Bulajić ernten begeisterten
Applaus. Fast zwei Stunden lang haben sie ein weihnacht-
liches Musikprogramm geboten und die übliche Hektik
einer parlamentarischen Sitzungswoche vergessen lassen.
Wo sonst eilige Schritte auf dem Weg zur nächsten Be-
sprechung zu hören sind, ertönten vergangene Woche be-
sinnliche Klänge.
Es war nicht das erste Mal, dass die Parlamentschöre ge-
meinsam auftraten. Im Juli 2014 gab es die Premiere in der
Londoner Westminster Hall, erinnerten Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) und David Lidington, Ver-
treter der britische Regierung im Unterhaus (Leader of the
House of Commons), bei der Begrüßung in der vergange-

nen Woche. Anlass des Konzerts war damals ein histori-
sches Doppelereignis deutsch-britischer Beziehungen: der
Ausbruch des Ersten Weltkrieges hatte sich zum 100. Mal,
die Personalunion zwischen britischer und hannoverscher
Krone zum 300. Mal gejährt. Einer Personalunion in der
politischen Führung wären Deutschland und England
2016 nicht nähergekommen, sagte Lammert mit Blick auf
das Brexit-Votum. „Das macht Abende wie diesen beson-
ders sinnvoll“, betonte er und erntete dafür langanhalten-
den Applaus der rund 700 Zuhörer. Zugleich blickte Lam-
mert optimistisch auf die deutsch-britischen Beziehungen:
Es würden sicherlich alternative Formen gefunden, um die
Zusammenarbeit auch in Zukunft so eng wie möglich zu
gestalten, sagte er. Lidington, von 2010 bis 2016 britischer
Europaminister, schloß sich an: „Singen stellt sich als beste
Möglichkeit dar, unser wechselseitiges Verständnis zum
Ausdruck zu bringen – in der Gewissheit, dass wir unsere
Beziehungen weiter vertiefen möchten“, sagte der Politiker
der Konservativen Partei. Die beiden Chöre leisteten „kul-
turelle Diplomatie mit Musik“.

Das anspruchsvolle Konzertprogramm enthielt Lieder, die
fester Bestandteil der Weihnachtsmusik beider Länder
sind: Georg Friedrich Händels „Tochter Zion“ und Micha-
el Praetorius‘ „Es ist ein Ros´ entsprungen“ waren ebenso
dabei wie das fröhliche „Ding!Dong! Merrily on High“.
Für musikalische Glanzmomente sorgte immer wieder
der prämierte Tenor Miloš Bulajić, Sohn des Bundestag-
Chorleiters.
Die Parlamentschöre verfügen über eine vielseitige Kon-
zerterfahrung: Der britische Chor geht auf eine Initiative
von Lord Filkin und Simon Over im Jahr 2000 zurück.
Seine 120 Sängerinnen und Sänger, unter ihnen Mitglie-
der des Ober- und Unterhauses sowie Parlamentsmitar-
beiter, haben Werke von Verdi, Brahms und Mozart im
Repertoire. Die Musikgemeinschaft Deutscher Bundestag
wurde von Žarko Bulajić, dem Leiter der Kleiderkammer
des Parlaments, gegründet. Seit 2001 besteht der gemisch-
te Chor, der ein Repertoire von „Bach bis zu den Beatles“
zu bieten hat. Der Chor knüpft an eine Tradition an: In
Bonn gab es ab 1951 einen Männerchor. Eva Bräth T

Zum Abschluss des Adventskonzertes des britischen und des deutschen Parlamentschors im Paul-Löbe-Haus des Bundestags dirigierten die Chorleiter, Simon Over (vorne links) und
Žarko Bulajić (vorne rechts), gemeinsam. © DBT/Ralph Larmann
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Dr. Michael Fuchs, CDU/CSU:

Die Endlagersuche muss
zügig und sachorientiert sein

Michael Fuchs (*1949)
Wahlkreis Koblenz

Am Montag dieser Woche
haben wir in einem Presse-
gespräch gemeinsam die

Grundzüge dieses Gesetzes vorge-
stellt, und zwar Georg Nüßlein,
Oliver Krischer, Hubertus Heil
und ich. Hinter uns hingen die
Logos von Bündnis 90/Die Grü-
nen, der SPD und natürlich auch
der CDU/CSU. Das war für mich –
ich muss das zugeben – in gewis-
ser Weise schon ein ungewohntes
Gefühl.

Denn was eine solche Zusam-
menarbeit zwischen den Fraktio-
nen angeht, muss ich eingeste-
hen: Ich kann mich überhaupt
nicht daran erinnern, dass wir das
schon einmal gemacht haben.
Aber es hat geklappt, und es war
auch sinnvoll; denn besondere
Herausforderungen verlangen
auch besondere Maßnahmen,
und diese besonderen Maßnah-
men haben wir getroffen. Ich fin-
de, dass wir das sogar insgesamt
ziemlich gut gemacht haben;
denn die Kernpunkte dieses Ge-
setzespaketes sind schon schwie-
rig genug gewesen. Wir haben ge-
meinsam ausgehandelt:

Erstens. Die Betreiber der Kern-
kraftwerke bleiben für die Stillle-
gung und den sicheren Rückbau
zur grünen Wiese in der Verant-
wortung. Sie müssen das bezah-
len. Sie haben dafür Rückstellun-
gen in einer Größenordnung von
17,8 Milliarden Euro gebildet,
und sie sind anschließend auch
in der Verantwortung, die Reste,
den Abfall, zu verpacken: sowohl
den schwach- und mittelradioak-
tiven als auch den hochradioakti-
ven Abfall. Die berühmten Casto-

ren und Polluxe werden doch
wieder zum Einsatz kommen.

Zweitens. Für die Zwischen-
und Endlagerung übertragen die
Energieversorger die Finanzmittel
auf einen Fonds des Bundesfi-
nanzministers. Hierfür sind
17,389 Milliarden Euro zurückge-
stellt worden, in den Bilanzen
nachweisbar. Die Kommissionsar-
beit hat gezeigt, dass diese Rück-
stellungen relativ konservativ ge-
rechnet sind. Sie sind eher hoch
angesetzt und dementsprechend
ausreichend. Daraufhin haben
wir in der Kommission aber be-
schlossen, dass zusätzlich ein Ri-
sikozuschlag in einer Größenord-
nung von 35 Prozent kommt, so-
dass die Unternehmen insgesamt
einen Betrag von rund 23,5 Milli-
arden Euro an den Bundesfinanz-
minister überweisen werden, und
zwar in relativ kurzer Zeit. Wir ge-
hen davon aus, dass die Notifizie-
rung des Gesetzes schnell geht
und dass wir etwa April in der La-
ge sein werden, das Gesetz fertig
zu haben. In dem Moment wer-
den die Unternehmen diesen Be-
trag überweisen.

Die Gutachter der Bundesregie-
rung, die das neutral beobachtet
haben, haben uns bestätigt, dass
diese Zahlung auch in der Höhe
gerechtfertigt ist und vor allen
Dingen ausreichend ist für die
längerfristige Sicherstellung der
Lagerung. Im Gegenzug werden
die Betreiber von einer weiteren
Nachschusspflicht freigestellt.

Ich halte diesen Ansatz für rich-
tig. Das Verursacherprinzip, wie
es bisher zum Beispiel im Atom-
gesetz in § 9a Absatz 1 festgelegt
ist, wird strikt umgesetzt. Es ist
zukunftsfest durch diesen Risiko-
zuschlag, den wir eingerechnet
haben. Die langfristig erforderli-
chen Mittel für Zwischen- und
Endlagerung liegen zukünftig
nicht mehr bei den Unterneh-
men, sondern beim Staat. Wenn
die Unternehmen beispielsweise
veräußert würden, bestünde die
Gefahr, dass nicht mehr über die-
se Mittel verfügt werden könnte.

Umgekehrt gewinnen die Ener-
gieversorger Planungssicherheit.
So können sie ihre fortbestehen-
den Rückbauverpflichtungen er-

füllen; denn sie müssen ja noch
zusätzlich die Kernkraftwerke ab-
bauen. Das letzte Kernkraftwerk
wird 2022 vom Netz gehen. Wir
gehen davon aus, dass bis 2026,
vielleicht auch bis 2028, die meis-
ten Kernkraftwerke abgebaut sein
werden.

Am wichtigsten ist für mich die
dritte zentrale Weichenstellung
des Gesetzes: Die operative finan-
zielle Verantwortung für die Zwi-
schen- und Endlagerung ist dann
beim Bund.

Diese guten Ergebnisse, die wir
in den Verhandlungen erzielt ha-
ben, sind nicht vom Himmel ge-
fallen. Das war auch alles andere
als einfach. Ein paar Erfolgsfakto-
ren möchte ich hervorheben. Da
ist zunächst diese Kommission,
die die Gesetzgebungsarbeiten
vorbereitet hat. Ich finde, dass un-
ser Chef des Bundeskanzleramtes,
Peter Altmaier, bei der Zusam-
mensetzung dieser Kommission
einen guten Job gemacht hat,
auch wenn ich im ersten Moment
geschluckt habe, als ich gehört
habe, wer alles mit dabei ist.

Ich möchte den drei Vorsitzen-
den Jürgen Trittin, Ole von Beust
und Matthias Platzeck danken,
die die Kommission vernünftig
geleitet haben. Ihre Arbeit hat da-
zu geführt, dass wir diese Ergeb-
nisse heute haben.

Gleichzeitig möchte ich mich
bei den Mitarbeitern bedanken,
die wirklich sehr viel arbeiten
mussten, auch in den letzten Wo-
chen. Das ist nicht selbstverständ-
lich. Hier sind sehr viele Über-
stunden geleistet worden – in
meinem Büro von Herrn Dr. Pohl
oder in deinem Büro, Hubertus
Heil, von Herrn Langenbruch;
viele haben daran mitgearbeitet.
Auch das Ministerium unter Fe-
derführung von Herrn Herdan
hat uns dabei geholfen, dass wir
die Ergebnisse heute haben.

Entscheidend war: Wir haben
die Kommissionsarbeit im parla-
mentarischen Verfahren nicht für
die Wiederholung der Schlachten
der Vergangenheit genutzt, son-
dern im Gegenteil konstruktiv
miteinander zusammengearbeitet
und die Sache wirklich sachlich
richtig umgesetzt.

Meine Damen und Herren, die-
se sachlich-konstruktive, verant-
wortungsvolle Haltung muss auch
die weiteren Umsetzungsschritte
prägen. Mit dem Gesetzgebungs-
verfahren ist zwar ein wichtiger
Schritt getan, aber weitere Schritte
müssen folgen:

Erstens haben wir die Erwar-
tung, dass die Bundesregierung
den öffentlich-rechtlichen Vertrag
mit den Energieversorgern, den
wir vereinbart haben, so schnell
wie möglich auch abschließt. Das
muss zügig geschehen.

Zweitens setzen wir darauf, dass
die Unternehmen und die Bun-
desregierung eine gütliche Ver-
ständigung bei den noch offenen
Rechtsstreitigkeiten finden wer-
den.

Auch das ist positiv: Es gab 31
Verfahren; bis auf 2 sind alle die-
se Verfahren jetzt rechtssicher be-
endet, und die Unternehmen ha-
ben uns schriftlich bestätigt, dass
sie die Klagen zurückziehen wer-
den.

Drittens. Der wichtigste Punkt
ist: „Verantwortungsvoll, zügig
und sachorientiert“ muss auch
das Motto bei der Realisierung
der Zwischen- und Endlagerung
sein.

Durch das heute vorliegende
Gesetz hat es der Staat in Zukunft
allein in der Hand, mit den Gel-
dern für die Zwischen- und End-
lager effizient zu wirtschaften.
Hier gibt es jetzt auch keine Aus-
reden mehr. Der BMF ist gefor-
dert, und es ist meiner Meinung
nach nötig, dass wir diese Verfah-
ren auch so schnell wie möglich
umsetzen; denn je schneller wir
eine Lösung für ein Endlager fin-
den, desto sicherer ist, dass die
Gelder, die jetzt in den Fonds
kommen, auch ausreichen.

Wenn wir aber glauben, wir
könnten in jedem Bundesland
einmal so eine kleine Probeboh-
rung machen, einen Bohrlochtou-
rismus erzeugend, dann würde es
natürlich schwierig werden. Das
darf nicht geschehen. Die Politik
muss hier auch den Mut zur Ent-
scheidung haben.

Ich erwarte, dass sich die zu-
künftigen Bundestage sehr inten-
siv mit dem Thema beschäftigen
und dafür sorgen werden, dass
schnell eine Endlagermöglichkeit
gefunden wird.

Ich will das einmal an dem Bei-
spiel Finnland deutlich machen:
Dort hat man zwei Jahre ge-
braucht, um einen Standort zu
finden, und vor einigen Wochen
hat man mit der Realisierung die-

ses Standortes begonnen. 2023
soll alles fertig sein. Ein solch zü-
giges Verfahren bei uns würde da-
zu führen, dass der Bundesfinanz-
minister am Ende des Tages Geld
aus diesem Fonds übrig behalten
würde.

Die ewige Diskussion um
Schacht Konrad muss endlich be-
endet werden; denn die schwach-
und mittelradioaktiven Abfälle,
die ja nicht nur aus den Kern-
kraftwerken, sondern auch aus
medizinischen Anlagen kommen,
müssen so schnell wie möglich
dorthin verbracht werden. Deswe-
gen erwarte ich auch, dass sich
zukünftige Regierungen daran
messen lassen müssen, dass sie
das schnell hinbekommen. An-
ders darf es nicht gehen.

Ich weiß, dass das ein komple-
xes Verfahren ist. Dieses komple-
xe Verfahren, das wir jetzt ange-
hen, kann aber auch ein Muster
für uns sein, auf das wir uns bei
allen in Zukunft anstehenden
technologisch schwierigen
Grundsatzfragen einigen; denn
ob es uns gefällt oder nicht: Jeder
technische Fortschritt – von der
Digitalisierung bis zur Biotechno-
logie, vom autonomen Fahren bis
zu den Fragen einer modernen
Landwirtschaft, die mit der wach-
senden Weltbevölkerung Schritt
halten muss – geht auch immer
mit Risiken einher.

Alle diese Herausforderungen
verlangen die Balance aus Sicher-
heit und technologischen Chan-
cen. Alle diese Themen verbieten
ein Spiel mit Ängsten, das wir in
diesem Hause und vor allen Din-
gen auch bei den NGOs schon
häufiger erleben durften. Das darf
nicht der Fall sein. Mit dem Kern-
energiepaket, das wir heute verab-
schieden, haben wir gezeigt, dass
das geht, und wir sollten uns
solch schwierige Debatten auch
in Zukunft auf diese Art vorneh-
men.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/

CSU)
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Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html
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Hubertus Zdebel, DIE LINKE:

Risiken werden den
Steuerzahlen aufgebürdet

Hubertus Zdebel (*1954)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Wenn Atomkonzerne
nichts mehr verdienen
können oder wenn ho-

he Kosten drohen, muss der Staat
ran. Nach diesem ewig gleichen
Prinzip wollen nun im großen
Schulterschluss CDU/CSU, SPD
und Bündnis 90/Die Grünen die
Verstaatlichung der gesamten
Atommüllentsorgung besiegeln
und dabei den Steuerzahlern die
wesentlichen Risiken aufbürden.
Das macht die Linke nicht mit.

CDU/CSU und SPD sowie –
unter Trittin als Umweltminister
– die Grünen hatten Jahrzehnte
Zeit, die Probleme bei der Orga-
nisation und Finanzierung der
Atommülllagerung zu regeln.
Das haben sie – freundlich for-
muliert – verpennt, als die Milli-
ardengewinne für die Atomkon-

zerne noch sprudelten.
Lassen Sie mich kurz aus einer

Studie im Auftrag der Grünen
aus dem Jahre 2010 zitieren –
nachzulesen auf der Homepage
von Bärbel Höhn –: Insgesamt
machten die drei Konzerne
E.ON, RWE und EnBW im Jahr
2009 einen Gewinn von mehr
als 23 Milliarden Euro, seit 2002
von über 100 Mrd. Seit dem Jahr
2002 haben sich die Gewinne
vervierfacht. Und für 2010 deutet
sich ein weiteres Rekordjahr an
...

Das zeigt deutlich: Die Konzer-
ne haben Milliardengewinne ge-
macht. Jetzt sagen Sie, man müs-
se sofort handeln; wenn man
jetzt nichts tue, sei das Geld weg.

Hätten Sie mal eher gehan-
delt!

Sicherlich – das räumen wir
ein, und das sehen wir auch; wir
sind ja keine Surrealos –stecken
die Konzerne in einer schweren
Strukturkrise. Aber sie sind wei-
terhin potent genug, um den
Umbau in Richtung erneuerbare
Energien zu schultern. Auf den
Weg haben sie sich jetzt auch ge-
macht. Gucken Sie sich die Fern-
sehwerbung von Eon und RWE
an! Da ist nicht mehr von Atom
und Kohle, sondern nur noch
von erneuerbaren Energien die
Rede.

Sie werden ihre Marktmacht

darauf verwenden, das auszunut-
zen. Deswegen bestehen wir Lin-
ken darauf, dass die Verursacher
dauerhaft in der weiteren atoma-
ren Haftung bleiben und für den
atomaren Dreck geradestehen
müssen.

Stattdessen sollen die Konzer-
ne nach dem Willen einer super-
großen Koalition aus CDU/CSU,
SPD und Grünen für einen
Schnäppchenpreis von 23 Milli-
arden Euro von sämtlicher Ver-
antwortung für die finanziellen
Risiken des Atommüllerbes be-
freit werden. Das ist skandalös!

In Wirklichkeit zahlen die
Konzerne diese 23 Milliarden
Euro nämlich gar nicht, sondern
eigentlich nur 17 Milliarden
Euro. Denn der vermeintlich so
hart abgerungene Risikoauf-
schlag von 6 Milliarden Euro,
der der Öffentlichkeit als Erfolg
verkauft wird, wird bei den Kon-
zernen durch den von Ihnen ge-
wollten Wegfall der Brennele-
mentesteuer zum Jahresende ein-
gespart. Damit gleicht sich das
de facto wieder aus. Das sind Ta-
schenspielertricks, die mit uns
Linken nicht zu machen sind.

Der Gesetzentwurf der drei
Fraktionen sieht ferner eine Auf-
hebung des Verursacherprinzips
durch die Festlegung eines für
den Steuerzahler höchst riskan-
ten Festpreises für die Entsor-

gungskosten vor. Die dem zu-
grundeliegenden Kostenschät-
zungen sind auf Sand gebaut.
Nach allen Erfahrungen werden
die Kosten der Entsorgung deut-
lich steigen. Ob die prognosti-
zierte langfristige 4-prozentige
Verzinsung der in den Fonds ein-
zuzahlenden 23 Milliarden Euro
tatsächlich eintritt, weiß zum jet-
zigen Zeitpunkt niemand. Eine
Nachschusspflicht der AKW-Be-
treiber ist im Gesetzentwurf
nicht vorgesehen: einmal zahlen,
und der Atommüll ist aus den
Bilanzen der Konzerne ver-
schwunden.

Zusätzlich will sich die Super-
GroKo jetzt auch
noch auf eine Er-
mächtigung der
Bundesregierung
zum Abschluss ei-
nes zusätzlichen
öffentlich-rechtli-
chen Vertrags mit
den Konzernen
einlassen, mit dem
sich diese sozusa-
gen für die Ewig-
keit vor künftigen Neuregelun-
gen schützen wollen. Erschre-
ckend, dass sich die Grünen da-
rauf einlassen.

Jürgen Trittin sagt: Die Chan-
cen, dass dieses Modell funktio-
niert, stehen fifty-fifty. – Mit an-
deren Worten: Sie wollen uns zu
einem Flug einladen, der mit ei-
ner Wahrscheinlichkeit von 50
Prozent in einer Bruchlandung
enden wird,

einer Bruchlandung, deren
Folgen die Bürger dieses Landes
ausbaden müssen. Diese Einla-
dung zum Harakiri lehnen wir
ab.

Stattdessen fordern wir schon
seit Jahren die längst überfällige
Neuordnung der bisherigen Pra-
xis der Entsorgungsrückstellun-
gen. Sie setzen weiter quasi auf
diese betriebswirtschaftliche
Rückstellungspolitik. Wir wollen
sie durch eine Rücklagenpolitik
ersetzen. Nur Rücklagen schaffen
in den Unternehmen eine hin-
reichende liquide Finanzierungs-
masse. Das ist jahrzehntelang
versäumt worden, und deswegen
haben wir jetzt den Salat.

Ferner fordern wir die
schnellstmögliche gesetzliche
Einrichtung eines öffentlich-
rechtlichen Fonds, in den die

verantwortlichen
Unternehmen so-
fort 24 Milliarden
Euro einzuzahlen
haben. Ebenso
braucht es ein
wirksames Nach-
haftungsgesetz,
aber vor allen Din-
gen eine weitere
Nachschusspflicht
für die Atomkon-

zerne, wenn die eingezahlten Be-
träge nicht ausreichen.

Sie können heute in namentli-
cher Abstimmung deutlich ma-
chen, was Sie von diesem Gesetz-
entwurf der Super-GroKo halten.

Im Übrigen möchte ich Ihnen
sagen: Der Umgang mit der Lin-
ken in diesem ganzen Verfahren
war skandalös und schäbig.

Sie haben uns von Anfang an
aus der KFK herausgehalten. Das
sagt sehr viel über Ihr Demokra-
tieverständnis aus.

(Beifall bei der LINKEN)
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Hubertus Heil, SPD:

Es ist Zeit, diesen
Konflikt zu beenden

Hubertus Heil /*1972)
Wahlkreis Gifhorn – Peine

Kaum eine gesellschaftliche
Debatte hat unser Land so
sehr gespalten wie die Aus-

einandersetzung über die Atom-
kraft – über 45 Jahre, beginnend

mit den Protesten in Wyhl am Kai-
serstuhl 1973/74 bis in die frühen
2000er-Jahre. Am Ende dieser De-
batte, in der übrigens jede demo-
kratische Partei in diesem Haus ei-
ne eigene Geschichte hat, haben
wir einen Konsens darüber, dass
die weitere Nutzung der Atom-
kraft nicht verantwortbar ist. Eini-
ge Parteien sind früher darauf ge-
kommen: am ehesten die Grünen
mit ihrer Gründung 1980, die
SPD mit ihrem Parteitagsbeschluss
1986 – übrigens beides nach
furchtbaren Unfällen in Harris-
burg und Tschernobyl –, CDU,
CSU und FDP nach 2011 und, ich
glaube, die Linke 1989/90.

Meine sehr geehrten Damen
und Herren, es ist gut, dass wir in-
zwischen diesen Ausstiegskonsens

miteinander erzielt haben – „viel
zu spät“, werden viele sagen –,
aber es ist auch richtig, dass wir
uns verantwortlich verhalten und
jetzt einen – auch finanziellen –
Entsorgungskonsens zustande
bringen. Das ist ein wichtiger Tag.
Ich danke auch den Kolleginnen
und Kollegen von Bündnis 90/Die
Grünen, CDU/CSU und auch mei-
ner Fraktion, dass das miteinander
gelungen ist.

An diesem Tag möchte ich an
die frühen Mahner erinnern, zum
Beispiel an Erhard Eppler, der letz-
te Woche seinen 90. Geburtstag
gefeiert hat. Er hat schon in den
frühen 70er-Jahren auf die Risiken
von Atomkraft hingewiesen.

Meine Damen und Herren, wir
wissen, dass technischer und wis-

senschaftlicher Fortschritt immer
mit Risiken verbunden ist.

Aber es ist richtig, dass wir als
Staat in der Bewertung zu der
Überzeugung gekommen sind,
dass es unkalkulierbare Risiken
gibt. Ein zentrales Argument ne-
ben der Frage der Sicherheit von
Atomkraftwerken ist die Tatsache,
dass wir bisher nirgendwo auf der
Welt eine Lösung für den Umgang
mit den atomaren Altlasten dieses
Zeitalters gefunden haben. Des-
halb ist es richtig und wichtig,
dass wir uns in unserer Generati-
on auf diesen Weg machen.

Das vorliegende Gesetz, das wir
heute in zweiter und dritter Le-
sung im Deutschen Bundestag
und morgen hoffentlich auch im
Bundesrat verabschieden werden,
sorgt für Klarheit, was die Finan-
zierung dieses Abwickelns der Alt-
lasten des atomaren Zeitalters be-
trifft. Es geht um eine klare Ar-
beits- und Kostenverteilung im
Umgang mit dem Erbe des Atom-
zeitalters. Im Kern geht es um
zwei Bereiche:

Erstens geht es um die Neuord-

nung der Verantwortlichkeiten für
atomare Abfälle. Die Betreiber der
Kernkraftwerke, meine Damen
und Herren, bleiben auch in Zu-
kunft für die Abwicklung und Fi-
nanzierung der Stilllegung, des
Rückbaus und der Verpackung
von atomaren Abfällen voll ver-
antwortlich. Übrigens gibt es da-
für auch eine Nachhaftung. Es gilt
der Grundsatz, dass Eltern für ihre
Kinder haften und umgekehrt.
Das heißt, bei Zahlungsunfähig-
keit der Kernkraftwerksbetreiber
müssen deren Mutterunterneh-
men die Kosten für Rückbau und
Entsorgung tragen.

Zweitens – das ist richtig – über-
nimmt der Bund die Verantwor-
tung für Zwischen- und Endlage-
rung. Allerdings werden dafür die
Energieversorgungsunternehmen,
die in der Vergangenheit von der
Nutzung der Atomkraft profitiert
haben, haften müssen. Sie müssen
17,3 Milliarden Euro plus einen
Risikoaufschlag von 6,1 Milliar-
den Euro zur Verfügung stellen.
Das sind insgesamt rund 23 Milli-
arden Euro.

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Die zugrun-
deliegenden
Kostenschät-
zungen sind

auf Sand
gebaut.
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Ich will deutlich sagen, was der
Hintergrund dieser Operation ist:
Wir wollen, dass der Staat – wir
sind gegenüber den Steuerzahlern
in der Verantwortung – diese Mit-
tel sichert, und zwar für alle Zeit,
meine Damen und Herren. Ange-
sichts der Lage von Energieversor-
gungsunternehmen, die zu lange
auf Atomkraft und zu wenig auf
erneuerbare Energien gesetzt und
selbst Fehler gemacht haben, die
allerdings auch von veränderten
politischen Rahmenbedingungen
im Rahmen der Energiewende be-
troffen sind, ist nicht für alle Zeit
gesichert, dass dieses Geld wirk-
lich da ist. Deshalb ist es richtig,
dass wir es in einen staatlichen
Fonds einzahlen. Damit haben
wir das Geld ein für alle Mal si-
cher. Das nenne ich verantwortli-

che Politik.
Diese gesellschaftliche Debatte

muss als gesellschaftlicher Groß-
konflikt beendet werden, weil wir
alle Kräfte dieses Landes brau-
chen, um den Weg der Energie-
wende fortzusetzen und diese
Wende erfolgreich zu gestalten.
Wenn man gesellschaftlichen Kon-
sens und Frieden haben will, ge-
hört dazu auch, dass wir Rechts-
frieden schaffen. Rechtsfrieden ist
im Zuge dieses Verfahrens schon
in vielerlei Hinsicht erreicht wor-
den. Wir begrüßen, dass die Ener-
gieversorgungsunternehmen beab-
sichtigen, die moratoriums- und
entsorgungsbezogenen Klagen zu-
rückzunehmen. Aber auch der
Deutsche Bundestag setzt mit der
Entschließung, die SPD, CDU/
CSU und Bündnis 90/Die Grünen

heute mit dem Gesetzentwurf auf
den Weg bringen, ein klares Sig-
nal. Wir erwarten, dass im Zuge
der Verhandlungen über den öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag auch
die letzten beiden Klagen zurück-
gezogen werden. Es ist Zeit, diesen
Konflikt zu beenden.

Meine Damen und Herren, ich
sage das ganz deutlich: Es ist Zeit,
diesen Konflikt zu beenden. Das
betrifft diejenigen, die Atomkraft-
gegner waren und sind, und auch
die früheren Befürworter der
Atomkraft. Es gibt kein Nachtre-
ten. Auch die Verlierer dieses Kon-
flikts sollten diesen Konflikt recht-
lich beenden.

Ich habe das vorhin gesagt: Die-
ser Gesetzentwurf ist gelungen,
weil viele daran gearbeitet haben.
Eine Reihe von Leuten wurde be-

reits gelobt, zum Beispiel in der
ersten Lesung die Kommissions-
vorsitzenden sowie viele Kollegen
und Mitarbeiter. Ich möchte zum
Schluss den beiden
Ministerien, dem fe-
derführenden Bun-
deswirtschaftsmi-
nisterium, aber
auch dem Bundes-
umweltministeri-
um, ganz herzlich
für die Arbeit dan-
ken, neben der Mi-
nisterin und dem
Minister sowie den
Staatssekretären namentlich Herrn
Abteilungsleiter Herdan aus dem
Bundeswirtschaftsministerium –
er sitzt auf der Regierungsbank –
und Herrn Cloosters aus dem
Bundesumweltministerium. Das

war kompetente Beratung. Das
war gute Unterstützung der Kom-
mission, aber auch der Parlamen-
tarier. So muss das sein, wenn wir

gute Gesetze ma-
chen wollen. Das
ist ein ausgezeich-
netes Gesetz. Wir
übernehmen Ver-
antwortung in un-
serer Generation
für die Abwicklung
der atomaren Las-
ten. Deshalb ist es
ein richtiger Schritt,
dass wir das heute

beschließen. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sylvia Kotting-Uhl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

In Atomfragen gibt es
selten die Superlösung

Sylvia Kotting-Uhl (*1952)
Landesliste Baden-Württemberg

Wer zu spät kommt, den
bestraft das Leben. Ein
Gesetz, das zu spät

kommt, erfüllt seinen Zweck nur
noch zum Teil. Privatisierte Ge-
winne, sozialisierte Kosten – das
ist der rote Faden in der Geschich-
te der Atomkraft. Heute stehen wir
als Gesetzgeber vor dem Dilem-
ma, ein Gesetz machen zu müs-
sen, das diesen ro-
ten Faden weiterzu-
spinnen scheint.
Ich kann jeden ver-
stehen, den das erst
einmal empört.
Auch mich empört
es, den Energiekon-
zernen finanzielle
Risiken abzuneh-
men. Aber so rich-
tig Empörung oft
ist, sie ist nicht die
vornehmste Aufgabe des Gesetzge-
bers. Unsere erste und vornehmste
Aufgabe ist, Schaden von der Be-
völkerung abzuwenden.
Deshalb der Atomausstieg, des-
halb Planungen zu einer sorgfälti-
gen Endlagersuche. Das ist etwas

ganz anderes als Bohrlochtouris-
mus, Herr Fuchs.

Bei der Sicherung des Verursa-
cherprinzips kann es in dieser Si-
tuation des Zuspätkommens nur
noch um Schadensbegrenzung ge-
hen, darum, die Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler davor zu be-
wahren, vollständig für die Hin-
terlassenschaften der Atomkraft-
nutzung zahlen zu müssen.

Genau das hatten die Energie-
konzerne im Sinn, als sie anfin-
gen, ihre Unternehmen aufzuspal-
ten. Es war gut, dass der Wirt-
schaftsminister beschlossen hat,
dem einen Riegel vorzuschieben.
Es war gut, dass er eine heterogen
zusammengesetzte Finanzierungs-
kommission beauftragt hat, zu ret-
ten, was zu retten ist. Schlecht war,
eine der Fraktionen im Bundestag
nicht einzubinden und damit auf
die Chance eines vom gesamten
Parlament getragenen Gesetzes zu
verzichten.

Die Empfehlun-
gen der KFK folgen
dem Leitsatz „Ret-
ten, was zu retten
ist“. Der Gesetzent-
wurf danach hatte
allerdings Mängel.
Ich will hier aus-
drücklich meinen
Kollegen Jürgen
Trittin und Oliver
Krischer danken,
die in Verhandlun-

gen dafür gesorgt haben, dass sich
die Empfehlungen der KFK tat-
sächlich ohne Abstriche im Gesetz
wiederfinden.

„Fifty-fifty“ bezog sich übri-
gens, Hubertus Zdebel, auf die
Chance, dass die Konzerne über-

haupt noch existieren, wenn eine
Nachhaftung greifen würde. Des-
halb der Risikoaufschlag stattdes-
sen.

Meine Kollegen haben auch da-
für gesorgt, dass das Kuratorium
des einzurichtenden öffentlichen
Fonds nicht nur aus Ministerialen
besteht, sondern in gleicher An-
zahl aus Abgeordneten. Es wäre
vollkommen absurd gewesen, ei-
nen Fonds, der – wenn er nicht
mehr in der Lage ist, die gestellten
Aufgaben zu finanzieren – durch
Steuergelder ersetzt werden muss,
jeglicher Kontrolle des Parlaments
zu entziehen. Die Parlamentarie-
rinnen und Parlamentarier wer-
den auch darauf achten, dass die
Gelder des Fonds nachhaltig ange-
legt werden und nicht in Fallen
von Carbon Bubble und Ähnli-
chem landen.

Die große Hürde für die Akzep-
tanz dieses Gesetzes waren und
sind die Klagen der Atomkonzer-
ne gegen den Staat. Es sah anfangs
nicht so aus, dass ein Rückzug von
Klagen jenseits der entsorgungsre-
levanten, der von der KFK aus-
drücklich empfohlen wurde, in
den Verhandlungen eine Rolle
spielen sollte. Ich bin sehr froh,
dass ausgehend von Forderungen
aus meiner Fraktion diese Thema-
tik eine solche Dynamik entwi-
ckelt hat. Der Staat hätte sich lä-
cherlich gemacht, den Konzernen
das Kostensteigerungsrisiko bei
Zwischen- und Endlagerung abzu-
nehmen und sich gleichzeitig mit
30 Klagen vor Gericht zerren zu
lassen.

Konsens braucht Rechtsfrieden.
Diese Formel hat sich im Laufe
der Debatte im Parlament durch-

gesetzt, und das war gut so. Je
breiter die Mehrheit für eine sol-
che Formel ist, umso größer die
Chance, dass sie diejenigen er-
reicht, denen sie gilt. Sie hat dieje-
nigen erreicht. Die Konzerne ge-
ben ihre Atomklagen bis auf zwei
auf. Das ist ein guter Erfolg, und
das zeigt, dass die Konzerne an-
fangen, zu begreifen, woher der
Wind weht und dass ihre maßlo-
sen Ansprüche auf Widerstand in
Politik und Gesellschaft stoßen.

Andererseits wissen alle, die
rechnen können, dass der quanti-
tativ umfangreiche Rückzug dieser
Klagen qualitativ bescheiden ist.
Die beiden Klagen mit relevantem
Finanzvolumen bleiben bestehen:
die Klagen gegen die Brennele-
mentesteuer und die Klage von
Vattenfall in Washington. Sollten
diese beiden Klagen erfolgreich
sein, hätte sich der Staat immer
noch lächerlich gemacht. Im
Worst Case würden sich die Kon-
zerne mit diesen beiden Klagen
die Hälfte ihrer Einzahlungen in
den Entsorgungsfonds wieder zu-
rückholen. Der Auftrag an die
Bundesregierung ist von daher
ganz eindeutig: Sorgen Sie dafür,
dass diese beiden Klagen vom
Tisch kommen.

Sie haben viel Rückenwind,
nicht nur die Unterstützung des
Parlaments: Ich denke, hier ist
auch die Linke dabei. Sie haben
breite Unterstützung in der Bevöl-
kerung, der solches Gebaren der
Energiekonzerne schon lange auf
die Nerven geht, und Sie haben
die Unterstützung des Bundesver-
fassungsgerichts. Selten war ein
Urteil dieser höchsten Instanz eine
solche Klatsche für die klagefüh-
renden Akteure. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat am 6. Dezember
seine weitgehende Ablehnung der
Klage der EVU gegen den Atom-
ausstieg 2011 damit begründet,
dass es dem Gesetzgeber jederzeit
zusteht, eine Hochrisikotechnolo-
gie neu zu bewerten und entspre-
chend gesetzlich zu handeln. Da-

mit dürfte auch die Verfassungs-
klage gegen die Brennelemente-
steuer keine guten Karten haben,
wobei ich an dieser Stelle betonen
will, dass meine Fraktion nicht
nur die Erhebung der Brennele-
mentesteuer für rechtens hält, son-
dern auch deren Fortsetzung, so-
lange ein AKW läuft. Sie haben
heute im Laufe des Tages noch die
Möglichkeit, dem zuzustimmen.

Die zweite finanzrelevante Kla-
ge von Vattenfall ist die vor dem
internationalen Schiedsgericht.
Unsere Haltung zu solchen
Schiedsgerichten, Stichwort TTIP,
kennen Sie. Die Vattenfall-Klage
zeigt, wie recht wir da haben.

Dass ein Gericht, das nur dazu
da ist, Investitionen von Unter-
nehmen zu schützen, sich die
Rechtsauffassung unseres obersten
Gerichts zu eigen macht, darf man
bezweifeln. Politisch hat Vattenfall
nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts aber keinerlei Legiti-
mation mehr zu weiterer Klage.
Das Bundesverfassungsgericht hat
Vattenfall den gleichen Rechts-
schutz gewährt wie den deutschen
Unternehmen. Das wird auch der
schwedische Staat zur Kenntnis
nehmen.

Der unionsgeführte Teil der
Bundesregierung ist es übrigens
nicht nur dem versprochenen
Rechtsfrieden schuldig, für die
Rücknahme dieser Klage zu sor-
gen, sondern auch sich selbst;
denn besonders lächerlich würden
sich bei erfolgreicher Klage in Wa-
shington die Union und die Kanz-
lerin machen, deren Hin und Her
beim Atomausstieg 2010/2011 sol-
che Klagen überhaupt erst ermög-
licht hat.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der Koalition, Sie wissen
und bauen darauf, dass Kritik
und Widerstand gegen das heuti-
ge Gesetz bei uns Grünen abgela-
den werden. Das war nicht der
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Fortsetzung auf nächster Seite

Es geht um eine
klare Arbeits-

und Kostenver-
teilung im

Umgang mit dem
atomaren Erbe.

Unsere erste und
vornehmste Auf-
gabe ist, Schaden

von der Be-
völkerung ab-

zuwenden.
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Jürgen Trittin an verantwortungs-
voller Stelle in die Kommission
einzubinden. Ich bin Jürgen Trit-
tin ausgesprochen dankbar, dass
er in diesem Wissen das Angebot
angenommen hat. Das Ergebnis
würde ansonsten schlechter aus-
sehen. Ich bin ihm aber auch

dankbar, weil er mit Übernahme
einer der Vorsitzenden-Positionen
der KFK gezeigt hat, was grüne
Leitlinie ist: Ja, wir sind die Anti-
AKW-Partei, von Anfang an und
immer noch. Aber unsere Leitli-
nie war nie Widerstand; unsere
Leitlinie war immer Verantwor-

tung.
Aus Verantwortung waren und

sind wir gegen Atomkraft. Aus
Verantwortung suchen wir jetzt
am absehbaren Ende der Nut-
zung der Atomkraft nach Lösun-
gen für die langfristigen Proble-
me, die uns nach Abschalten der

Atomkraftwerke bleiben. Aus Ver-
antwortung werden wir uns in
den Wind stellen gegen den er-
wartbaren Widerstand gegen die-
ses Gesetz. Denn vielleicht besser
als andere wissen wir: In Atom-
themen gibt es nur selten die Su-
perlösung, sondern meist nur das

Bestmögliche in einer schlechten
Gemengelage. Das leistet dieser
Gesetzentwurf, und deshalb
stimmt meine Fraktion ihm zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sigmar Gabriel, SPD, Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Das ist der eigentliche
Schlussakt des Atomausstiegs

Sigmar Gabriel (*1959)
Bundesminister

In spätestens sechs Jahren wird
das letzte Kernkraftwerk in
Deutschland vom Netz gehen.

Damit geht das wirtschaftlich und
gesellschaftlich umstrittenste Kapi-
tel der deutschen Energieversor-
gung zu Ende.

Begonnen hat die Kernkraft mit
großen Hoffnungen. Noch in den
1950er-Jahren gingen viele davon
aus, dass Atomstrom so billig sein
würde, dass man die Zähler für den
Strom abschaffen könne. Das Ver-
sprechen war verlockend; die Ener-
giefrage schien gelöst.

Wir alle wissen: Es ist völlig an-
ders gekommen. Heute ist der Bau
von Atomkraftwerken die teuerste
Form, mit der man die Strompro-
duktion organisieren kann. Ich per-
sönlich habe den Vertretern der
Kernenergie in den letzten Jahren
immer gesagt, dass man gar nicht
aus Umweltgründen dagegen sein
müsse; schon ökonomischer Ver-
stand reiche aus, nicht in Kernener-
gie zu investieren. Wir sehen, dass
die Briten ihre neuen Kernkraftwer-
ke, weil sie sich nicht um Erneuer-
bare und andere Fragen geküm-
mert haben, nur mittels öffentli-
cher Subventionen finanzieren
können. Das hochgerühmte finni-
sche Kernkraftwerk – eigentlich das
einzige, das wirklich neu gebaut
wird – ist mit einer Zeitverzöge-
rung von zehn Jahren unterwegs.

Was die Baukostenschätzungen
angeht, traut sich keiner mehr so
richtig, sie öffentlich bekannt zu
geben.

Das heißt, auch das Argument, es
gebe in der Welt eine Renaissance
der Kernenergie, war immer falsch.

Es gab immer mehr Kraftwerke, die
abgeschaltet werden, als solche, die
neu gebaut werden, und zwar
nicht, weil die Atomkraftgegner
überall in der Welt in der Mehrheit
waren, sondern weil Kernenergie
schlicht die unwirtschaftlichste
Form ist, Strom zu erzeugen.

Klar ist: Keine Technologie hat
unser Land so gespalten wie die
Kernenergie. In Wackersdorf und
Gorleben, an Bahngleisen und un-
ter Polizeihubschraubern wurde
auch die demokratische Kultur die-
ses Landes sehr auf die Probe ge-
stellt. Gegen die Atomkraft for-
mierte sich die längste und inten-
sivste Protestkampagne in der bun-
desdeutschen Geschichte.

Der Aufkleber mit der lachenden
roten Sonne auf gelbem Grund
wurde zum Symbol für Generatio-
nen. „Atomkraft? Nein danke“ hieß
die Botschaft. Wenn wir heute die-
sen Gesetzentwurf beraten, dann
kann man neben allen Debatten,
die man darüber führen kann, viel-
leicht auch einmal sagen, dass die-
ses Symbol zum Wegweiser für eine
erfolgreiche Energiepolitik gewor-
den ist.

Aus dem Kampf gegen die Kern-
energie ist in Deutschland die
Energiewende entstanden. Sie war
am Anfang ja nicht mit dem The-
ma Klimawandel verbunden, son-
dern sie war die Alternative zum
Ausstieg aus der Atomenergie. Heu-
te wird Strom aus Sonne und Wind
gemacht. Ohne ein unkalkulierba-
res Unfallrisiko und vor allen Din-
gen ohne Abfälle, die über Jahrtau-
sende strahlen.

Ich selber wohne in einer Regi-
on, in der es ein ungewolltes und
ein von uns gewolltes Atomendla-
ger gibt. Wir haben es genehmigt.
Ich selbst habe als junger Mensch
anfänglich gegen dieses Endlager
Schacht Konrad demonstriert. Spä-
ter, als Umweltminister, musste ich
es aufgrund der vorliegenden Argu-
mente dann genehmigen.

Ich habe mich immer geweigert,
mit den Vertretern der Atomenergie
zu diskutieren, solange sie nicht
bereit waren, in ihrer unmittelba-
ren Nachbarschaft selbst für ein
Endlager zu sorgen, und ich fand
an der Debatte immer komisch,

dass die größten Befürworter der
Atomenergie immer die größten
Gegner waren, wenn es darum
ging, dass man bei ihnen zu Hause
mal im Ton oder im Granit unter-
sucht, ob es dort nicht alternative
Endlager geben könnte.

Sie können mir also glauben: Ich
weiß ein bisschen, wovon ich rede.
Es ist nur dem langen Atem der
Protestbewegung zu verdanken,
dass wir wenigstens die unbegrenz-
te weitere Produktion von Atom-
müll in Deutschland beenden. Ich
hoffe übrigens, dass dieses Land
den Mut hat – egal wie viele Stand-
orte wir untersuchen –, am Ende
den Atommüll, den jedenfalls mei-
ne Generation nicht produzieren
wollte, in diesem Land verantwort-
lich zu entsorgen, und nicht ir-
gendwann auf die Idee kommt, ihn
zu unkontrollierten Standards in
andere Teile der Welt zu exportie-
ren. Das darf nicht das Ergebnis
sein.

In der Tat: Auch das Bundesver-
fassungsgericht hat in der letzten
Woche den Schutz von Leben und
Gesundheit als legitimen Grund
für den Ausstieg eingestuft und da-
mit all jenen zu einem „Ritter-
schlag“ verholfen, wie die Süddeut-
sche Zeitung es formuliert hat, die
sich für ein Leben ohne Atomkraft
über Jahrzehnte eingesetzt haben.

2011, nach Fukushima, ist daraus
dann tatsächlich ein übergreifender
politischer und gesellschaftlicher
Konsens geworden. Aber wie genau
die immanenten und sehr großen
Folgekosten der Kernenergie getra-
gen werden, darüber wurde weiter
hart verhandelt; denn Atomkraft-
werke sind teuer im Bau, billig im
Betrieb, teuer im Abriss und noch
teurer, wenn der Atommüll endge-
lagert werden soll – eine Jahrhun-
dertaufgabe. Ich bin froh, dass es
gelungen ist, eine Verständigung
darüber zu erzielen, wie wir die nu-
kleare Entsorgung in Zukunft fi-
nanzieren. Das ist der eigentliche
Schlussakt des Atomausstiegs. Ei-
nen Konsens für ein Endlager wer-
den wir aber erst noch herbeifüh-
ren müssen.

Wir beraten heute keinen Regie-
rungsentwurf. Es waren die Fraktio-
nen von CDU/CSU, SPD und

Bündnis 90/Die Grünen, die ihn
gemeinsam eingebracht haben.
Das zeigt auch, dass es doch einen
ganz großen Konsens gibt, mit die-
sem umstrittenen Kapitel bundes-
deutscher Energiegeschichte end-
lich Schluss zu machen bzw. es zu
beenden.

Die wichtigsten Regelungen hat
eine eigens dafür eingesetzte über-
parteiliche Kommission erarbeitet
und einstimmig beschlossen. Auch
ich möchte mich stellvertretend bei
den Vorsitzenden Jürgen Trittin,
Ole von Beust und Matthias Platz-
eck dafür bedanken. Lieber Jürgen
Trittin, wenn man aktiver Politiker
ist, geht man mit dem Vorsitz in
solchen Kommissionen auch poli-
tische Risiken ein. Ich finde, dich
zeichnet aus, dass du dieses Risiko
aus Verantwortungsgefühl einge-
gangen bist, weil du als einer der
Gegner der Atomenergie am Ende
auch dafür sorgen willst, dass ver-
antwortliche Ergebnisse beim Aus-
stieg zustande kom-
men. Herzlichen
Dank!

Die Kommission
hat die Grundlage
für den Rechtsfrie-
den gelegt, den wir
für den langen Weg
aus der Atomwirt-
schaft benötigen.
Dass die Grünen sa-
gen: „Die Bundesre-
gierung soll mal schnell dafür sor-
gen, dass die Konzerne ihre letzten
zwei Klagen zurückziehen“, ist
nachvollziehbar. Aber bei detail-
lierter Kenntnis des Rechtsstaates
weiß man, dass das nur schwer von
uns herbeizuführen ist. Trotzdem
ist die Aufforderung natürlich rich-
tig, weil auch das, was es jetzt noch
an Klagen gibt, in der Sache eigent-
lich nicht in Ordnung ist.

Das ist übrigens auch eine we-
sentliche Voraussetzung für das
Zeitalter der erneuerbaren Ener-
gien. Die Kommission hat aus mei-
ner Sicht einen überzeugenden
Vorschlag gemacht. Das Gesetz
sieht vor, dass die Unternehmen
auch künftig finanziell und organi-
satorisch für den Rückbau der
Kraftwerke und die Konditionie-
rung der radioaktiven Abfälle ver-
antwortlich sind. Die Rückstellun-
gen hierfür werden jedoch wesent-
lich transparenter sein als bisher.
Die Bundesregierung wird dem
Bundestag jährlich dazu berichten.
Die langfristige Konzernhaftung
haben wir in unserem Gesetzent-
wurf unter das Motto „Eltern haf-
ten für ihre Kinder“ gestellt, weil

wir gemerkt haben, dass der Ver-
such von Ausgründungen dazu
führen sollte, sich der langfristigen
Haftung zu entziehen. Das bedeu-
tet: Die Haftung besteht jetzt unab-
hängig von den konkreten kon-
zerninternen Strukturen und deren
Veränderungen.

Auf der anderen Seite wird zum
1. Juli 2017 ein staatlicher Fonds
seine Arbeit aufnehmen, um die
Zwischen- und Endlagerung zu fi-
nanzieren. Die Betreiber der Kern-
kraftwerke überweisen zu diesem
Datum rund 17 Milliarden Euro an
den Fonds. Sie können zudem ge-
gen die Zahlung eines Risikoauf-
schlags von rund 6 Milliarden Euro
die Haftung für Zins- und Kostenri-
siken endgültig loswerden. Das
wird öffentlich debattiert. Ich habe
noch keinen richtigen Alternativ-
vorschlag in der Öffentlichkeit ge-
sehen, der besser ist als der, den die
Kommission erarbeitet hat, und
„wishful thinking“ bringt uns we-

der bei der Energie-
wende noch beim
Ausstieg weiter.
Deswegen finde ich:
Solange nichts Bes-
seres auf dem Tisch
ist, ist das, was die
Kommission erar-
beitet hat, ein klu-
ger Vorschlag.

Mit diesem Geset-
zesvorhaben haben

wir die Chance, nach dem Konsens
über den Ausstieg nun einen Kon-
sens über die Finanzierung der Fol-
gelasten der Kernenergie zu be-
schließen und dann – das ist nicht
einfach – auch einen Konsens für
die Endlagerung herbeizuführen.
Noch einmal: Einfach weiterma-
chen und darauf setzen, dass ir-
gendwann irgendwer uns Angebote
macht, in den Weiten seines eige-
nen Landes zu völlig anderen Si-
cherheitsbedingungen deutschen
Atommüll endzulagern, darf für
dieses Land nicht die Alternative
sein.

Nachdem wir diesen Weg ge-
schafft haben, gibt es Grund zu
Optimismus, auch den letzten Weg
noch zu schaffen. Am Ende liegt es
daran, dass viele Menschen in die-
sem Land, zum Teil über Genera-
tionen hinweg, den Mut nicht auf-
gegeben haben, für einen Ausstieg
aus dieser gefährlichen Technolo-
gie zu kämpfen. Wir sind, finde
ich, durch sie sehr weit gekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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»Wishful
thinking« bringt
uns weder bei
der Energie-

wende noch beim
Ausstieg weiter.
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Eva Bulling-Schröter, DIE LINKE:

Es muss die sicherste Lösung
für viele Jahre gefunden werden

Eva Bulling-Schröter (*1956)
Landesliste Bayern

Die Atomkonzerne werden
mit einem goldenen
Handschlag aus der Ver-

antwortung entlassen, zwar nicht

für Rückbau und Stilllegung – da-
für müssen sie aufkommen, aber
das ist kalkulierbar –, aber für den
viel größeren Posten, den es zu
bezahlen gilt: die Zwischen- und
Endlagerung des Atommülls. Die
Kosten hierfür können nicht seriös
beziffert werden. Sie fallen erst in
den kommenden 20, 30, 40 Jah-
ren an.

Wenn Herr Gabriel sagt, das
umstrittene Kapitel „Atomkraft“
geht zu Ende, dann muss ich sa-
gen: noch lange, lange nicht. Die
Kosten werden steigen. Das kann
man sich heute vielleicht noch
gar nicht vorstellen. Jetzt sind 23
Milliarden Euro dafür vorgese-
hen. Allein wenn man beispiels-
weise davon ausgeht, dass es sich

so verhält wie beim Berliner Flug-
hafen – eine Verfünffachung der
Kosten –, dann wären wir bei 115
Milliarden Euro. Davon lägen
dann 92 Milliarden Euro bei uns,
bei den Steuerzahlerinnen und
Steuerzahlern.

Herr Fuchs will jetzt sparen. Er
wünscht sich, dass es mit der
Endlagersuche schnell geht;
„Bohrlochtourismus“ war hier ein
Stichwort. Ich sage: Das ist verant-
wortungslos; denn wir brauchen
die sicherste Lösung.

Ich befasse mich hier im Bun-
destag seit 20 Jahren mit dieser
Thematik. Ich kann nur sagen: Da
geht nichts schnell. Wir müssen
verantwortungsvoll handeln, es
müssen viele Gespräche geführt

werden. Es muss die sicherste Lö-
sung für viele, viele Jahre gefun-
den werden.

Es ärgert mich, dass jetzt so ge-
tan wird, als habe man den Kon-
zernen einiges abverlangt. Wer in
diesem Saal über 40 Jahre alt ist,
muss es eigentlich besser wissen:
Die Atomkonzerne
haben mit der
Atomkraft Milliar-
den und Abermilli-
arden verdient. Seit
dem Jahr 2000 sind
allein von Eon und
RWE Dividenden in
Höhe von 50 Milli-
arden Euro an Ak-
tionäre ausgeschüt-
tet worden. Glau-
ben Sie doch nicht, dass die Men-
schen es nicht mitbekommen,
dass dort so viele Profite gemacht
wurden. Die Antiatominitiativen
weisen seit über 20 Jahren auf das
Problem der Rückstellungen hin.
Auch Rot-Grün hat dieses Pro-
blem seinerzeit nicht geregelt.
Hier hätten wir mitgestimmt, und

wir hätten damals die Mehrheit
gehabt.

Und jetzt hört man vonseiten
der Union: Die Konzerne darf
man nicht über Gebühr belasten,
weil sie aufgrund der Energiewen-
de schon so schlecht dastehen. –
Ich muss sagen, jetzt kommen

mir die Tränen.
Man erlässt ihnen
dann noch die
Brennelemente-
steuer – 6 Milliar-
den Euro sind ja
auch nur Peanuts.
Wenn es dann
ums Geld der
Steuerzahler und
vor allem der
künftigen Genera-

tionen, unserer Kinder und Enkel,
geht, dann sind Sie auf einmal
großzügig. Ich kann nur sagen:
Die Linke lehnt diesen New
Green Deal ab.

(Beifall bei der LINKEN)
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Dr. Georg Nüßlein, CDU/CSU:

Die Energiewende kostet
mehr als eine Kugel Eis

Georg Nüßlein (*1969)
Wahlkreis Neu-Ulm

Es stimmt natürlich schon:
Gemeinsam mit dem noch
ausstehenden Endlagersuch-

gesetz ist das heute der Schluss-
punkt einer lange währenden, hef-
tigen, strittigen Debatte, die wir
hier im Bundestag, aber auch au-
ßerhalb politisch geführt haben.
Ich meine, das passt gut in die
Vorweihnachtszeit.

Ich will auch unterstreichen, dass
meiner festen Überzeugung nach
eine Kommission noch nie so er-
folgreich war und so viel Sinn ge-
macht hat wie diese Kommission.
Das muss man in aller Klarheit sa-
gen, auch wenn ich dem Kollegen
Fuchs insofern recht gebe, als auch
ich ursprünglich mit Blick auf die
Besetzung meine Bedenken hatte.
Aber ich habe gehofft, dass es uns
hilft, dass die Einigung am Schluss
tatsächlich gesellschaftlich fundiert

und der Konsens breit genug ist.
Nach dem, was die Kollegin Bul-
ling-Schröter gerade hier von sich
gegeben hat, bin ich mir nicht
mehr so sicher. Dass die Linke an
der Stelle ausschert, ist klar; das
war uns von vornherein klar. Des-
halb haben wir sie auch nicht mit-
tun lassen; das muss man in der
Klarheit auch mal sagen. Wir von
der Union machen nichts mit ganz
rechts, und wir machen auch
nichts mit ganz links, und zwar aus
gutem Grund. Das muss man an
dieser Stelle mal deutlich machen.

Wenn ich mir anhöre, was hier
in der Debatte von der linken Seite
bisher an Unqualifiziertem und
Populistischem gekommen ist,
dann will ich schon sagen, dass das
ziemlich verantwortungslos ist.
Den Vergleich mit dem Flughafen,
Frau Bulling-Schröter, würde ich
mir angesichts der eigenen Verant-
wortung der Linken an dieser Stelle
noch mal gut überlegen.

Nun gab es etliche Kollegen, die
hier die Chronologie der Kernkraft-
gegnerschaft vorgebracht haben,
von Gewinnern und Verlierern ge-
sprochen haben. Ich will an dem
Siegestaumel gar nicht rühren, weil
ich glaube, dass er uns zum Teil zu
diesem Konsens verholfen hat, so
wie es auch der Kollege Trittin ganz
maßgeblich getan hat, den ich aber
an dieser Stelle nicht noch mal lo-
ben möchte, weil ich glaube, dass
ihm das Lob von unserer Seite in

den eigenen Reihen schadet. Aber
er hat es klasse gemacht; das muss
man schon ganz deutlich sagen.

Diesen Konsens, meine Damen
und Herren, sollten wir in Zukunft
natürlich auch bei der Endlagerfra-
ge suchen, deren Lösung – da hat
der Bundeswirtschaftsminister voll-
ständig recht – schwer genug wird,
aber auch bei der Frage der Ener-
giewende. Wir von der Union ha-
ben ja nicht aus Lobbyismuserwä-
gungen so lange an der Kernener-
gie festgehalten, sondern deshalb,

weil uns klar war, dass diese Ener-
giewende mehr kostet als eine Ku-
gel Eis. Die Kosten der Energiewen-
de werden uns noch manchen
Schweißtropfen auf die Stirn trei-
ben. Wir werden uns noch an man-
cher Stelle überlegen müssen, wie
wir damit umgehen, insbesondere
dann, wenn wir sehen, wie schwer
sich unsere Industrie, unser Gewer-
be mittlerweile tut und wie sehr die
EU geneigt ist, uns politisch stän-
dig in den Arm zu fallen.

Nichtsdestotrotz: Wir haben an
dieser Stelle das Verursacherprin-
zip, Frau Kotting-Uhl, klar gewahrt.
Ich habe eigentlich gedacht, dass
wenigstens das jetzt nach dem
Kompromiss nicht mehr umstritten
ist. Bei der Debatte um die Kern-
energie wurde immer so getan, als
ob das, was im Atomrecht klar ge-
regelt ist, dass nämlich die Endla-

gerung zulasten der Verursacher
geht, gar nicht zutreffen würde.
Heute stellen wir fest: Erstens ist es
so, und zweitens schaffen wir die
Regeln dafür, dass die Endlagerung
in Zukunft ökonomisch gesichert
und frei von privatwirtschaftlichen
Risiken ist. Ich hätte erwartet, dass
Sie das an der Stelle formulieren.
23,3 Milliarden Euro sind kein
Schnäppchen. Denn 23,3 Milliar-
den Euro zahlen zu müssen, das ist
kein Weihnachtsgeschenk, auch
nicht für die Konzerne, die ange-
sichts der weggebrochenen Ge-
schäftsmodelle mittlerweile schwer
gebeutelt sind. Das muss man ganz
klar sagen.

Und Herr Zdebel: Das Geld ist
nicht weg – das stimmt so nicht –,
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die Konzerne
werden mit

goldenem Hand-
schlag aus der
Verantwortung

entlassen.

Künstliche Atomfässer stehen am Zaun vor dem Atomendlager Schacht Konrad in Salzgitter. In dem stillgelegten
Eisenerzbergwerk wird das bisher einzig genehmigte Atomendlager gebaut. © dpa
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Sabine Zimmermann, DIE LINKE:

Alle Kinder brauchen eine
faire Zukunftsperspektive

Sabine Zimmermann (*1960)
Landesliste Sachsen

Weihnachten steht vor
der Tür. Wir freuen uns
auf Weihnachten, auf

die Tage im Kreise unserer Kinder
und Enkelkinder. Wir erfreuen uns
an ihren glänzenden Augen, wenn
sie die Geschenke auspacken.

Für mehr als 2 Millionen Kin-
der gilt das nicht. Sie leben in
Armut und spüren besonders an
Weihnachten, was Armut bedeu-
tet. Geschenke, so es sie über-
haupt gibt, fallen bescheiden
aus. Für die Einladung der Groß-
eltern reicht das Geld nicht, und
zu oft wird sogar auf den Weih-
nachtsbaum verzichtet. Im Regel-

satz sind solche Kosten nicht
vorgesehen.

Wie fühlen sich wohl Eltern,
die Jahr für Jahr erklären, dass es
nur ein ganz kleines Geschenk
geben wird, weil sie kein Geld
haben? Glück haben da die Kin-
der, die von den Tafeln einen
Schokoladenweihnachtsmann
bekommen. Aber auch da reicht
es längst nicht mehr für alle Kin-
der; denn sie sind auch bei den
Tafeln Mangelware. Kinderarmut
ist und bleibt der größte Skandal
in diesem eigentlich so reichen
Land, und das nicht nur zur
Weihnachtszeit, sondern im gan-
zen Jahr.

Die Tafeln leisten Großes. Sie
unterstützen regelmäßig über 1,5
Millionen Menschen, darunter
500 000 Kinder und Jugendli-
che. An dieser Stelle möchte ich
allen freiwilligen Helferinnen
und Helfern Dank sagen, die die
Menschen mit Trost und dem Al-
lernötigsten versorgen.

Eigentlich wäre es die Aufgabe
der Politik, diese Zustände zu
beenden, und zwar so schnell
wie möglich. Wie kann es sein,
dass Sie zuschauen, wie in einem
der reichsten Länder Hundert-

tausende Menschen von Lebens-
mittelspenden abhängig sind?
Ich bin empört darüber, dass Sie
uns Jahr für Jahr an dieser Stelle
das Gleiche sagen und nichts än-
dern. Im Gegenteil: Die Armut
nimmt weiter zu in unserem
Land.

Ursache, meine Damen und
Herren, ist Ihre Verarmungspoli-
tik der letzten Jahre, die auch im-
mer mehr Kinder in diesen Ar-
mutsstrudel reißt. Das ist der ei-
gentliche Skandal.

Und kommen Sie nicht wieder
damit, dass wir nur über Einzel-
fälle reden. Jedes siebte Kind lebt
in Deutschland von Hartz IV.
Spätestens seit Hartz IV weiß
doch jeder in diesem Land, dass
die Spaltung zwischen Arm und
Reich zunimmt.

Und was mich daran beson-
ders entsetzt, ist, dass die Sozial-
demokraten alles wissen, aber
nichts verändern. Machen Sie
endlich Ihren Fehler von damals
rückgängig.

Ich bin viel unterwegs bei den
Tafeln. Wenn ich sehe, wie die
Mütter mit ihren Kindern in der
Schlange stehen, dann kommen
mir vor Wut die Tränen. Die Leu-

te fragen mich: Wie soll die Zu-
kunft meiner Kinder aussehen?
Warum muss ich hier stehen, ob-
wohl ich zwei Jobs habe? – Trotz
der zwei Jobs reicht es oftmals
nicht.

Darauf gibt es nur eine Ant-
wort: Alle Kinder brauchen eine
faire Zukunftsperspektive.

Die Menschen müssen von ih-
rer Arbeit leben und ihre Famili-
en ernähren können. Dafür müs-
sen aber die Rahmenbedingun-
gen stimmen.

Erstens. Die
Bundesregierung
muss dringend ein
Konzept gegen
Kinder- und Ju-
gendarmut vorle-
gen.

Zweitens. Die
sozialen Leistun-
gen müssen Armut
verhindern und
Teilhabe ermöglichen.

Drittens. Die Regelsätze für
Kinder müssen erhöht werden.

Viertens. Eine Kindergrundsi-
cherung muss eingeführt wer-
den.

Die prekäre Beschäftigung wie
Leiharbeit, Teilzeit und Minijobs
muss zurückgedrängt werden,
und der Mindestlohn muss rauf
auf 12 Euro; denn die Armut der
Kinder beruht immer auf der Ar-
mut der Eltern. Dem Befristungs-
irrsinn muss endlich Einhalt ge-
boten werden.

Gerade für junge Familien ist
diese Ungewissheit zermürbend.

Sachgrundlose Befristungen
müssen abgeschafft werden.

Das sind die Lösungen, die
greifen würden und die wir auch
brauchen.

Sehr geehrte Damen und Her-
ren, Kinderarmut muss endlich
der Vergangenheit angehören.

Leider ist das aber nicht der
Fall. Wenn die Kanzlerin hier an
diesem Pult sagt: „Den Men-
schen in Deutschland ging es
noch nie so gut“, dann ist das

angesichts der 2
Millionen Kinder
in Armut zynisch.

Die Armut ist da.
Sie kann sich nicht
verstecken; Sie
können sie auch
nicht wegdiskutie-
ren.

Sie schauen aber
einfach nur weg;
Sie wollen sie nicht

sehen. Wer so redet wie die
Kanzlerin, der ist unfähig, die
Lage dieser Kinder zu verbessern.

Soziale Gerechtigkeit wird nur
mit einer starken Linken erreicht.
Wir brauchen einen starken So-
zialstaat, auf den sich die Men-
schen in Notsituationen verlas-
sen können, der sie nicht zu
Bettlern und Bittstellern degra-
diert und der ihnen vor allen
Dingen nicht die Würde nimmt.

Sozial geht anders! Dafür steht
die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Menschen
müssen von
ihrer Arbeit

leben und ihre
Familie ernähren

können.

Debatte zur Bekämpfung von Kinderarmut/209. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 15. Dezember 2016

sondern es wird gezahlt. Sie haben
gesagt, die Forderung der Linken
sei es, statt auf Rückstellungen auf
Rücklagen zu setzen. Na ja, bilan-
ziell ist das schon ein gewisser Un-
terschied: Das eine ist Fremdkapi-
tal, das andere ist Eigenkapital.

Nur: Angelegt, Herr Zdebel, wird
das Geld trotzdem auf der Aktivsei-
te. Das heißt, es wird damit nicht
abgesichert, und es ändert sich also
nichts. Ich bitte Sie, ein bisschen
nachzudenken, wenn Sie über sol-
che bilanziellen Zusammenhänge
reden. Das Einzige, was sich än-
dern würde, wäre die steuerliche
Konsequenz, aber sonst ändert sich
gar nichts. Sicher sind die Gelder
nicht, ob das jetzt Eigenkapital
oder Fremdkapital ist.

Wenn ein Unternehmen pleite-
geht, ist das Eigenkapital genauso

weg wie das Fremdkapital, das am
Schluss nicht mehr bedient wird.
Das mag im Sozialismus anders
sein, aber in unserer Wirtschaft ist
das so.

An dieser Stelle hat der Staat ei-
nen Auftrag, nämlich das Geld, das
wir bekommen, ordentlich anzule-
gen, gerne auch nachhaltig. Wir
müssen es jedenfalls so anlegen,
dass gute Renditen erwirtschaftet
werden. Außerdem haben wir den
Auftrag, politische Kosten zu ver-
meiden – das ist das einzige Risiko,
das wir den Konzernen an dieser
Stelle abnehmen –, die zu produ-
zieren wir bei jeder Gelegenheit ge-
neigt sind, insbesondere auch im
Endlagersuchprozess. Darüber soll-
ten wir bei den anstehenden Ent-
scheidungen genau nachdenken.

Das heißt erstens: Der Schacht
Konrad muss schnellstmöglich in
Betrieb gehen, und der Rückbau
der Kernkraftwerke muss zügig vo-
rangebracht werden. Das heißt
zweitens: Wir müssen vermeiden,
dass die Standortzwischenlager
Endlager werden, jedenfalls gefühlt

Endlager werden. Denn eines ist
klar: Mit dem Abschalten der Kern-
kraftwerke wird sich die Haltung
der Bevölkerung noch einmal deut-
lich ändern. Bisher haben die Men-
schen am Standort die Zwischenla-
gerung hingenommen, aber sie
werden sie in der Sekunde, in der
es dort keine Arbeitsplätze mehr
gibt und nichts mehr betrieben
wird, nicht mehr so akzeptieren.
Deshalb müssen wir den Menschen
ganz klar sagen: Der Staat wird da-
für sorgen, dass die Zwischenlager
nicht zum Endlager deklariert wer-
den.

Das heißt aber auch: Wir müssen
zügig weitere Schritte bei der Suche
nach einem Endlager machen, und
zwar unter dem Gesichtspunkt der
bestmöglichen Sicherheit. Und be-
vor jetzt Frau Kotting-Uhl wieder
eine Zwischenfrage stellt, sage ich
Ihnen ganz klar: Ich halte von der
Einbeziehung von Kristallin als
Wirtsgestein gar nichts – und das
hat gar nichts mit meiner Herkunft
zu tun; Sie können mir höchstens
vorhalten, dass ich als Bayer ein

bisschen besser weiß, wie die Geo-
logie dort aussieht –; denn Kristal-
lin ist zerklüftet, und das ist ein
geologisches Faktum, an dem wir
nicht rütteln können.

Ich halte die Bewertung der geo-
logischen Barriere,
der die Hauptlast bei
der Isolation der Ab-
fälle zukommt, für
wichtig, und deshalb
halte ich das Konzept
des einschlusswirksa-
men Gebirgsbereichs
für planbarer, ver-
ständlicher und
nachvollziehbarer.
Daran sollte man sich orientieren.
Wer das nicht glaubt, dem emp-
fehle ich, sich mit einem ebenfalls
von Kollegen Trittin eingerichte-
ten „Arbeitskreis Auswahlverfah-
ren Endlagerstandorte“, kurz AK
End, auseinanderzusetzen. Im
Jahr 2002 hat dieser AK End das
genauso unter dem Aspekt der Si-
cherheit definiert. Sie behaupten,
ich würde manchmal Ideologie
und Geologie verwechseln, aber

das würde dann ja für den AK
End, den Sie selber eingerichtet
haben, auch gelten. Das glaube
ich nun nicht, meine Damen und
Herren.

Denken wir also darüber nach,
wie wir den Men-
schen vermitteln
können, dass wir
ein sicheres Endla-
ger suchen. Wir
tun das, ohne po-
litische Kosten zu
produzieren, die
am Schluss tat-
sächlich der Steu-
erzahler zu tragen

hätte. Wir tun das mit Blick da-
rauf, dass auch die Zeit eine Rolle
spielt. Deswegen wollen wir den
Prozess in absehbarer Zeit einer
Lösung zuführen.

In diesem Sinne bedanke ich
mich sehr herzlich für die Auf-
merksamkeit und wünsche eine
schöne Weihnachtszeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen
vermeiden, dass

die Standort-
zwischenlager

Endlager
werden.

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem Ute Vogt
(SPD) und Steffen Kanitz (CDU/CSU).
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Marcus Weinberg, CDU/CSU:

Als Erstes müssen die
Eltern gestärkt werden

Marcus Weinberg (*1967)
Landesliste Hamburg

Werte Frau Zimmer-
mann, ja, es gibt Kin-
derarmut in Deutsch-

land, und das wird hier auch kei-
ner verschweigen, relativieren, in
irgendeiner Art und Weise kleinre-
den oder verhehlen. Die Bekämp-
fung der Kinderarmut ist eine un-
serer ersten Aufgaben hier im Par-
lament.

Wenn wir sie ernsthaft be-
kämpfen wollen – das ist mein
erster wichtiger Punkt –, dann
müssen wir diese Ernsthaftigkeit
auch unterstreichen. Mit dem,
was Sie in Ihren Anträgen for-
dern, tun Sie aber nichts anderes,
als Wolken hin- und herzuschie-
ben. Es sind keine konkreten
Aussagen, sondern Sie fordern
einfach nur Geld, ohne auf die
Finanzierung einzugehen, und
das werden wir in dieser Weise
natürlich nicht mitmachen.

Eine ernsthafte
Auseinanderset-
zung mit diesem
Thema hat die Gro-
ße Koalition in den
letzten Jahren bei
sehr vielen Schrit-
ten bewiesen.

Es geht dabei na-
türlich darum, zu
überlegen, wie wir
die Kinderarmut
tatsächlich bekämpfen können;
damit bin ich beim zweiten
wichtigen Punkt. Die Kinderar-
mut ist kein familienpolitisches,
kein sozialpolitisches und kein
finanzpolitisches, sondern ein
gesellschaftspolitisches Problem.
Deswegen muss man auf allen
Ebenen und gemeinsam mit al-
len Ressorts Strategien für die Be-
kämpfung der Kinderarmut ent-
wickeln.

Bei meinem dritten Punkt ist
das Einvernehmen, glaube ich,
bald vorbei: Das beste Mittel ge-
gen arme Kinder sind starke El-
tern, und das beste Konzept ge-
gen Kinderarmut ist eine stabile

Erwerbstätigkeit der Eltern.
Durch Erwerbstätigkeit sichern
sich die Eltern ein eigenes Ein-
kommen. Sie schaffen damit
nicht nur materielle Sicherheit,
sondern sie erlangen dadurch
auch ein Selbstwertgefühl.

Wir haben hier lange und häu-
fig über die berühmte Frage dis-
kutiert, ob der Bund neue Ran-
zen für Kinder aus armen Famili-
en finanzieren soll. Aber Kinder
wollen, dass die Eltern in der La-
ge sind, diesen Ranzen zu kau-
fen, weil es das Selbstwertgefühl
der Kinder stärkt, dass ihre Eltern
dazu in der Lage sind.

Deswegen kommt für uns eine
gute Wirtschaftspolitik in diesem
Land zuallererst. Ein Blick auf die
Zahlen zeigt: Wir haben die Ar-
beitslosenquote von nahezu 12
Prozent in 2005 auf inzwischen
6 Prozent halbiert. Das ist das Er-
gebnis guter Wirtschaftspolitik.
Sie ist gut für die Familien und
für die Kinder.

Die Kinder können nicht für
sich selber sorgen. Das ist eine
andere Ideologie.

Es gibt bei uns einen anderen
Überbau als bei Ihnen. Wir sagen
ganz deutlich: Als Erstes müssen
die Eltern und damit die Familie
gestärkt werden. Dann erst kann
und muss der Staat selbstver-
ständlich unterstützend eingrei-
fen. Aber der Staat ist kein Ersatz
für Eltern. Ich glaube, diese Mit-
verantwortung der Eltern muss

der Alleinverant-
wortung des Staa-
tes – das ist Ihr
Ansatz – entgegen-
gestellt werden.
Das ist der Unter-
schied zwischen
uns.

Eine gut funk-
tionierende Wirt-
schaft und eine er-
folgreiche Wirt-

schaftspolitik sind zum einen die
Voraussetzung dafür, dass wir Ar-
beit für Eltern schaffen, und zum
anderen die Voraussetzung dafür,
dass der Staat Steuereinnahmen
generiert. Wir haben vor wenigen
Wochen über unseren Familien-
haushalt diskutiert. Ich sage Ih-
nen eines – das nervt Sie, aber
ich führe es trotzdem an –:
Grundvoraussetzung für alles ist,
dass wir keine neuen Schulden
machen.

Damit erhalten wir uns die
Spielräume und die Gestaltungs-
räume, um als Staat dort eingrei-
fen zu können, wo Kinder Unter-
stützung brauchen, weil es die El-

tern nicht mehr schaffen, in einer
schwierigen Situation Verantwor-
tung zu übernehmen.

Das heißt, wir schaffen Spiel-
raum für Investitionen in Fami-
lie. Der Familienetat in der Grö-
ßenordnung von 9,5 Milliarden
Euro hat sich im Vergleich zu
2005 verdoppelt, während die
Arbeitslosenquote halbiert wur-
de. Das ist ein Zeichen einer sta-
bilen und guten Politik. Ich glau-
be, dass die Große Koalition in
den letzten drei Jahren daran im
Wesentlichen mitgewirkt hat;
denn es ist natürlich unseren Ar-
beitnehmern, dem Mittelstand
und den Unternehmen zu ver-
danken, dass die Wirtschaftsda-
ten gut und stabil sind. Aber
auch die politischen Rahmenbe-
dingungen wurden richtig ge-
setzt.

Nun gucken wir uns einmal Ih-
ren Antrag an.

Der erste Punkt ist die Kinder-
grundsicherung, die in Ihrem An-
trag gefordert wird. Diese halten
wir für nicht zielführend, für
nicht sinnvoll, und wir lehnen
sie ab. Warum? Weil wir die Fa-
milie als Ganzes sehen. Die Le-
benslage eines Kindes ist un-
trennbar mit der Lebenslage und
der Einkommenssituation der El-
tern verbunden. Nur wenn die fi-
nanzielle Situation der ganzen
Familie stabil ist, ist auch die fi-
nanzielle Situation eines Kindes
stabil. Das heißt, eine finanzielle
Leistung nur für das Kind, wenn
es den Eltern gleichzeitig finan-
ziell schlecht geht, ist schlicht-
weg der falsche Weg.

Wer meint, dass sich mit der
Einführung einer Kindergrundsi-
cherung in dieser Form die Ent-
wicklungschancen von Kindern
vom sozialen Status ihrer Eltern
abkoppeln lassen, der irrt.

Wir als Große Koalition haben
einiges gemacht. Man muss aber
vernünftig sein und genau über-
legen: Was kann man finanzie-
ren? Was kann man wie machen?
Ein sicherlich wichtiger Baustein,
mit dem Kinder vor Armut in der
Familie geschützt werden sollen,
ist der Kinderzuschlag, eine unse-
rer erfolgreichsten Maßnahmen.
Zum 1. Juli 2016 wurde dieser
Zuschlag um 20 Euro auf 160
Euro monatlich erhöht. Über 80
Prozent der Menschen sprechen
von einer verbesserten Einkom-
menssituation.

Sie haben in Ihrem Antrag das
Thema Alleinerziehende richtig
formuliert, das findet dort gro-
ßen Widerhall. Aber auch dazu

will ich – ich kann mich kurz fas-
sen und nur etwas auflisten – ei-
niges sagen. Viele Maßnahmen
der Großen Koalition, gerade in
den letzten Jahre, kommen den
Alleinerziehenden zugute: der
Ausbau der Kindertagesbtreuung,
ein Rechtsanspruch auf einen
Krippenplatz, die Erhöhung des
Entlastungsbeitrags für Alleiner-
ziehende um 600 Euro. All das
sind gute Bausteine gewesen, um
die Situation der Alleinerziehen-
den zu verbessern.

Ich greife einen
anderen Punkt
auf. Sie fordern in
Ihrem Antrag den
Aufbau einer so-
zialen Infrastruk-
tur. Damit tun Sie
so, als wenn es sie
nicht gäbe. Wir
stellen Ihrer For-
derung nach ei-
nem Aufbau einer sozialen Infra-
struktur den Ausbau der Betreu-
ungsangebote entgegen.

Ich frage einmal: Wer hat in
den letzten Jahren für den
Rechtsanspruch auf einen Krip-
penplatz gesorgt? Wer hat dafür
gesorgt, dass wir als Bund, ob-
wohl diese Aufgabe gar nicht in
unserer Verantwortung liegt, den
Ländern 6 Milliarden Euro für
den Ausbau der Kitaplätze zur
Verfügung stellen? Wer stellt den
Ländern mittlerweile jährlich
945 Millionen Euro zur Finan-
zierung der Betriebskosten der
Kindertagesstätten bereit? All das
hat der Bund gemacht, das ha-
ben wir in der Großen Koalition
gemacht.

Das heißt, wir haben deutlich
Schwerpunkte gesetzt, auch mit
einzelnen Programmen. Ich erin-
nere an das Programm „Sprach-
Kitas“. Denn gerade die Frage der
sozialen Herkunft, der Sozial-
struktur und auch der Herkunft
im Sinne von Migration ist ein
wichtiges Thema. Insoweit haben
wir mit Programmen wie den
Sprach-Kitas oder dem „Haus der
kleinen Forscher“ genau an die-
sen Stellen angesetzt, und das
war richtig so.

Ja, Bildung ist ein Schwer-
punkt. Auch hier muss man
deutlich konstatieren: Die Große
Koalition hat den Haushalt für
Bildung und Forschung insbe-
sondere im Bereich Bildung noch
einmal deutlich erhöht. Über
17,5 Milliarden Euro werden im
nächsten Jahr investiert.

Kommen wir zu Ihren Forde-
rungen. Ich sprach vorhin vom
Wolken-Hin-und-Herschieben.
Man muss ernsthaft sein und
auch die Finanzierung ernsthaft
klären. Sie wollen das Kindergeld
von jetzt 190 auf 328 Euro im
Monat erhöhen. Wir wissen: 1
Euro mehr kostet ungefähr 180
Millionen Euro. Hochgerechnet
sind das zwischen 20 Milliarden

und 25 Milliarden Euro jährlich.
Sie haben eine Gegenfinanzie-

rung vorgeschlagen, die aller-
dings relativ bescheiden ist. Dazu
schreiben Sie in Ihrem Antrag
nur, dass die Freibeträge zur Ge-
genfinanzierung herangezogen
werden sollen. Das kann man
aber so nicht rechnen.

Wir alle in diesem Haus be-
schweren uns über Populismus
und darüber, dass wir in der Poli-
tik nicht mehr ernst genommen

werden. Nein, wir
werden nicht mehr
ernst genommen,
wenn wir Vorschlä-
ge machen, die
nicht umzusetzen
sind.

Es gibt zwei Mög-
lichkeiten. Sie wer-
den, falls Sie regie-
ren – der Wähler
möge uns davor be-

schützen –, entweder Ihre eige-
nen Forderungen wieder abräu-
men müssen, oder Sie werden
dieses Land in den Bankrott stür-
zen. Ernsthaft über Kinderarmut
zu diskutieren, ist das eine. Aber
Vorschläge zu machen, die zu fi-
nanzieren sind und die auch län-
gerfristig und nachhaltig wirken,
ist das andere, und da liegen Sie
mit Ihrem Antrag komplett
falsch.

Wir als Union werden weiter
über die Schnittstellenproblema-
tik diskutieren. Dabei geht es um
die Frage, wie wir die Leistungen
effizienter und zielgenauer steu-
ern können. Wir werden in den
nächsten Jahren über verschiede-
ne Themen sprechen müssen.
Ein Stichwort ist die Arbeitszeit.
Denn ich finde, dass man sich
damit befassen muss, wie man
das Recht der Eltern mit einem
geringen Einkommen, die von
Armut betroffen sind, mehr Zeit
mit ihren Kindern zu verbringen,
umsetzen kann.

Alle diese Themen werden wir
als Große Koalition in den
nächsten Monaten und als Uni-
on in den nächsten Jahren weiter
auf die Agenda setzen. Trotzdem
gilt der Grundsatz: Wir müssen
die Eltern in die Lage versetzen,
dass sie sich um ihre Kinder
kümmern können. Der Staat un-
terstützt gerne, aber der Staat
kann das nicht ersetzen. Ich glau-
be auch mit Blick auf die Zahlen,
dass es in den letzten Jahren et-
was besser geworden ist. Trotz-
dem bleibt es ein großer Auftrag
für uns in der Politik, das Thema
Kinderarmut auf die Agenda zu
setzen. Wir werden das vehement
tun, auch in den nächsten Mona-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)
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Die Kinder-
grundsicherung
halten wir für

nicht zielführend
und nicht
sinnvoll.

Grundvoraus-
setzung für alles

ist, dass wir
keine neuen

Schulden
machen.
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Katja Dörner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Das Matthäus-Prinzip in der
Familienförderung beenden

Katja Dörner (*1976)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

In zwei aufeinanderfolgenden
Sitzungswochen diskutieren
wir über die Frage, wie wir

Kinderarmut bekämpfen, wie wir
gegen Kinderarmut gut vorgehen
können: in der letzten Woche auf
Initiative meiner Fraktion, in die-
ser Woche auf Initiative der Lin-
ken. Das ist sehr angemessen;
denn Kinderarmut ist ein großes
Problem in unserer Gesellschaft.
Die Bekämpfung von Kinderar-
mut ist leider eine Leerstelle dieser
Bundesregierung. Ich finde, dass
sich das dringend ändern muss.
Wir müssen Kinderarmut endlich
konsequent beseitigen und Famili-
en endlich gerecht unterstützen.
Das hat nichts, lieber Herr Wein-
berg, mit der Alleinverantwortung
des Staats zu tun. Das ist ein ideo-

logischer Vorwurf; das ist wirklich
Unsinn. Wir müssen diese Heraus-
forderung jetzt konkret angehen.
Ihre Rede hat sehr gut gezeigt,
dass Sie sich vor den konkreten
Problemen wegducken.

Unser Land ist ein Land mit
zwei Gesichtern. Die Kanzlerin
wurde eben zitiert; das will ich
auch tun. Sie hat gesagt: „Deutsch-
land geht es so gut wie nie zuvor.“
Im Durchschnitt mag das auch
stimmen. Aber auf einen erhebli-
chen Teil der Menschen trifft das
nicht zu. Rund ein Viertel der Kin-
der und Jugendlichen in Deutsch-
land sind arm; diese Zahl wurde
schon genannt. Was bedeutet das
in einem reichen Land wie unse-
rem? Das bedeutet für viele: ohne
Frühstück in die Schule, keine Mu-
sikschule, kein Kino, von Urlaub
ganz zu schweigen.

Im Kern bedeutet das also, nicht
teilhaben zu können an unserer
Gesellschaft, an einem ganz nor-
malen Leben. Man gehört nicht
dazu. Das dürfen wir doch nicht
akzeptieren. Die betroffenen Kin-
der wissen Bescheid. World Vision
hat für seinen Kinderreport Sechs-
bis Elfjährige befragt, die zum von
Armut betroffenen Fünftel der Ge-
sellschaft gehören. Sechs- und Sie-
benjährige in unserer Gesellschaft
sagen über sich selber, dass sie
nicht dazugehören und dass sie

keine Chance für ihre Zukunft ha-
ben. Kinder haben ein sehr genau-
es Gespür dafür. Wir dürfen doch
nicht akzeptieren – darin müssen
wir uns alle einig sein –, dass Kin-
der in unserer Gesellschaft keine
Chance auf Teilhabe haben.

Wir fragen uns derzeit beson-
ders intensiv, was unsere Gesell-
schaft zusammenhält und was wir
für den Zusammenhalt der Gesell-
schaft tun können. Wir fragen uns,
was aktuell diese tiefen Gräben in
unser Zusammenleben reißt. Es
gibt natürlich keine einfache Ant-
wort. Aber die Lebenswirklichkeit
der Kinder und Jugendlichen, die
keine Chance haben, dazuzugehö-
ren, ist vielleicht ein Teil der Ant-
wort. Auch deshalb dürfen wir
Kinderarmut auf keinen Fall ak-
zeptieren.

Wenn es darum geht, Armut
entgegenzuwirken, sind Investitio-
nen in Chancengleichheit, das
heißt in Kitas und Schulen, und
eine gute materielle Absicherung
von Kindern und Familien zwei
Seiten einer Medaille; das darf
man auf keinen Fall gegeneinan-
derstellen. Mir ist es sehr wichtig,
zu betonen: Wir brauchen gute Ki-
tas, wir brauchen gute Schulen,
und wir brauchen eine gute mate-
rielle Absicherung der Familien.

Wir Grüne setzen uns schon
lange für ein Kitaqualitätsgesetz

ein. Wir setzen uns für mehr
Ganztagsschulen ein. Das ist zwar
wichtig, aber nur eine Seite der
Medaille. Was die materielle Absi-
cherung angeht: Es ist doch ein
Skandal, dass das Existenzmini-
mum vieler Kinder und Jugendli-
cher in Deutschland weiterhin
nicht gedeckt ist. Kinder werden
noch immer wie kleine Erwachse-
ne mit entsprechend abgeleiteten
Ansprüchen behandelt. Wir fin-
den, dass das ein Ende haben
muss.

Es gibt weitere
Ungerechtigkeiten
in unserer Famili-
enförderung sozu-
sagen am anderen
Ende der Skala. Es
kann doch nicht
sein, dass Familien
mit einem beson-
ders hohen Ein-
kommen durch
Kinderfreibeträge
mehr von der staatlichen Unter-
stützung profitieren als Familien
mit kleinen oder normalen Ein-
kommen. Das ist total ungerecht.
Deshalb wollen wir eine Kinder-
grundsicherung, die sicherstellt,
dass Kinderarmut wirksam be-
kämpft wird und das Matthäus-
Prinzip unserer Familienförderung
nach dem Motto „Wer hat, dem
wird gegeben“ tatsächlich been-
det.

Abschließend will ich noch ein
paar Worte zum Unterhaltsvor-
schuss sagen; denn er steht in ei-
nem sehr engen Zusammenhang
mit dem Thema Kinderarmut.

Ich will ganz klar sagen: Wir tei-
len das Anliegen der Bundesregie-
rung voll und ganz, den Unter-

haltsvorschuss auszuweiten. Das
ist überfällig und bringt eine
wichtige und richtige Entlastung
für Alleinerziehende. Aber ich will
auch sagen: Es ist ein unglaubli-
cher Vorgang, dass ein vom Kabi-
nett beschlossener Gesetzentwurf
nicht ins Plenum eingebracht wer-
den konnte, weil die Bundeslän-
der Sturm laufen. Das tun sie tat-
sächlich durchaus zu Recht. Wie
kann ein Kabinett einen Gesetz-
entwurf beschließen, wenn die Fi-
nanzierung der Leistung über-

haupt nicht geklärt
ist? Ich finde das
unseriös und auch
unverantwortlich.

Jetzt erleben wir
ein Schwarzer-Peter-
Spiel zwischen
Bund und Ländern.
Das ist eine Politik
auf dem Rücken der
Alleinerziehenden.
Ich finde, das ist

wirklich bitter. Wir als Grüne wol-
len, dass das beendet wird. Wir
brauchen eine Lösung für die Fi-
nanzierungsfrage. Die kann nicht
darin bestehen, den Vorrang von
Unterhaltsvorschuss und SGB-II-
Leistungen einfach umzudrehen.

Wir als grüne Bundestagsfrakti-
on haben in den Haushaltsbera-
tungen deutlich gemacht, dass
man die Mehrkosten gut im Bun-
deshaushalt darstellen kann. Un-
sere Aufforderung an die Bundes-
regierung ist, dem zu entsprechen
und das nachzuvollziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie des Abg. Stefan Liebich [DIE

LINKE])
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Dr. Fritz Felgentreu, SPD:

Bestes Mittel gegen Kinderarmut
ist die Arbeit der Eltern

Fritz Felgentreu (*1968)
Wahlkreis Berlin-Neukölln

Mit den beiden umfang-
reichen Anträgen der
Linken und der Grünen

zum Thema Kinderarmut, die jetzt
im Bundestag diskutiert werden,
sind wir schon erkennbar im

Wahlkampf angekommen.
Unter anderen Umständen ver-

zichtet auch die Opposition nicht
auf den Anspruch, dass das ganze
Haus ihre Anträge beschließen
könnte. Aber bei Ihnen, liebe Frau
Kollegin Zimmermann, soll der
Bundestag jetzt einen Satz wie den
folgenden beschließen – ich zitie-
re –:

Die laufende Wahlperiode ist
… eine verlorene Zeit für den
Kampf gegen Kinderarmut …

Das ist nicht nur sachlich völlig
verfehlt – dazu komme ich gleich
–, es zeigt eben auch, dass dieser
Antrag vor allen Dingen Ihrer
Kampagnenfähigkeit dienen soll,
aber nicht der politischen Gestal-
tung.

Wissen Sie, ich kann als Mit-
glied einer Koalitionsfraktion so-

gar ganz gut damit leben, dass Sie
so etwas in einer Debatte vortra-
gen – ein bisschen Juckpulver ge-
hört schon dazu –, aber Sie kön-
nen doch selbst nicht ernsthaft da-
von ausgehen, dass die SPD-Frak-
tion einer solchen Formulierung
auch noch ihre Zustimmung gibt.
Nein, meine Damen und Herren,
der Linken geht es hier nicht um
Lösungen, sondern es geht darum,
die Unterschiede zu betonen. Das
ist auch legitim. Im Wahlkampf
geht das gar nicht anders. Aber es
muss hier im Deutschen Bundes-
tag dann auch genau so diskutiert
werden.

Lassen Sie uns zunächst das
Grundproblem betrachten. Schon
das Wort „Kinderarmut“ beinhal-
tet einen Vorwurf. Wer Kinderar-
mut zulasse, so der unausgespro-

chene Hintergedanke, der versün-
dige sich, der werde dem morali-
schen Anspruch an Politik nicht
gerecht.

Ich finde: Schon hier ist Aufklä-
rung notwendig. Wenn ich das
Wort „Kinderarmut“ höre, dann
steht vor meinem geistigen Auge –
gerade jetzt in der Weihnachtszeit
– so etwas wie Andersens Mäd-
chen mit den Schwefelhölzern,
das Mädchen aus Die Sterntaler
oder die Kinder aus Zilles Mein
Milljöh. Aber über diese Art von
Kinderarmut sprechen wir hier
nicht. Es ist ein großer Fortschritt,
dass es diese Art von Kinderarmut
in Deutschland nicht mehr gibt.

Kinderarmut im Sinne des Lin-
ken-Antrags ist zunächst einmal
auch eine statistische Größe. Arm
sind im Sinne einer relativen Defi-
nition von Armut Menschen – al-
so auch Kinder –, denen monat-
lich weniger als die Hälfte des
Durchschnitts zur Verfügung steht.
Mit so wenig Geld auskommen zu
müssen, ist zwar nicht existenzbe-
drohend, aber es ist sehr schwer –
gar keine Frage. Es ist auch über-
haupt gar keine Frage, dass es Auf-

gabe der Politik ist, Kindern und
Jugendlichen zur Seite zu stehen,
damit sie die Armutszone wieder
verlassen können. Aber so zu tun,
als wären diese Kinder dem Staat
und dieser Regierung gleichgültig,
ist reine Stimmungsmache. Das
geht an der Realität vorbei.

Auch die Antwort der Linken
geht an der Realität vorbei; denn
Ihnen fällt zuallererst eine deutli-
che Erhöhung des Kindergeldes
ein. Dabei wissen Sie genauso gut
wie ich, Frau Kollegin Zimmer-
mann und auch Frau Kollegin
Dörner, dass das Kindergeld allen-
falls einen kleinen Beitrag zur Ar-
mutsbekämpfung leisten kann
und dass es von allen staatlichen
Instrumenten, um Kinder und Fa-
milien zu fördern, eines der am
wenigsten wirksamen ist.

Eine jahrzehntelange Politik,
das Kindergeld auszubauen, mün-
det seit Jahren unverändert in der
doppelten Kinderarmut: Wir sind
ein Land, das arm an Kindern ist
und in dem zugleich ein großer
Anteil der Kinder, die da sind, un-
terhalb der Armutsgrenze lebt.
Nein, meine Damen und Herren,

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Wir brauchen
gute Kitas,

Schulen, und
eine materielle

Absicherung der
Familien.



Das Parlament - Nr. 51 - 19. Dezember 2016 DEBATTENDOKUMENTATION 9

dieses Denken setzt von vornhe-
rein auf das falsche Instrument.
Das Kindergeld ist wirklich eine
gute Sache. Es hilft vielen Famili-
en, besser über die Runden zu
kommen, aber es ist nicht geeig-
net, um gesellschaftliche Fehlent-
wicklungen zu korrigieren.

Das einzige nachhaltige, das mit
Abstand beste Mittel gegen die Ar-
mut von Kindern ist die Arbeit ih-
rer Eltern, also das Mittel, das Sie
in Ihrem Antrag überhaupt nicht
erwähnen.

Es hat auch etwas mit Haltung
zu tun, dass wir diesen Punkt im-
mer wieder betonen. Wir Sozial-
demokratinnen und Sozialdemo-
kraten wollen, dass die Menschen
Arbeit haben, und zwar gute Ar-
beit, Arbeit, von deren Ertrag sie
ihre Familien ernähren und ihre
Kinder großziehen können.

Deshalb hat unsere Regierung
auch bei der Bekämpfung von
Kinderarmut immer auf Instru-
mente gesetzt, die es Eltern leich-
ter machen, durch Arbeit für ihre
Familie zu sorgen. Wir haben das
Elterngeld Plus eingeführt, das
Teilzeitarbeit unterstützt. Wir ha-
ben den Kinderzuschlag erhöht,
damit Familien nicht in Abhän-
gigkeit vom Jobcenter geraten.
Wir haben die steuerliche Entlas-
tung Alleinerziehender um 50
Prozent erhöht. Wir werden den
Unterhaltsvorschuss ausweiten,
der viele Familien mit niedrigen
Einkommen vor demselben
Schicksal bewahrt. Damit auch
die Kinder armer Leute bessere
Chancen auf Bildung und Auf-
stieg durch Arbeit haben, setzen
wir seit dem ersten Tag dieser Ko-
alition ganz konsequent auf den

Ausbau von Betreuung und Bil-
dung.

Wir haben milliardenschwere
Investitionsprogramme für die
Kinderbetreuung aufgelegt. Erst
gestern haben wir ein weiteres
Programm für 100 000 Kinder be-
schlossen, und dank diesem Kabi-
nettsbeschluss werden auch die
drei- bis sechsjährigen Kinder ein-
bezogen. Wir haben 2 Milliarden
Euro, die für das Betreuungsgeld
vorgesehen waren, an die Länder
umgeleitet, damit sie ihre Betreu-
ungsangebote ausbauen können.
Allein im Jahr 2017 wird der
Bund eine Rekordsumme von 2,5
Milliarden Euro für frühe Bildung
ausgeben. Mit der verabredeten
Grundgesetzänderung werden wir
diesen Weg konsequent fortset-
zen.

Denn in Zukunft wird auch der

Bund zum Ausbau von Schule
und Bildung beitragen können.

Meine Damen und Herren, nur
dieser Ansatz kann letztlich die
Forderung umset-
zen, dass uns jedes
Kind gleich viel
wert sein soll. Wir
sind überzeugt da-
von – da unter-
scheiden wir uns
im Ansatz von den
Kollegen der Uni-
on –, dass wir Kin-
der und Familien
in Deutschland am
besten und am gerechtesten durch
erstklassige Kitas und Schulen för-
dern, und zwar durch solche, die
jedem Kind offenstehen, ganz un-
abhängig vom Geldbeutel ihrer
Eltern. Darauf kommt es an; in
diese Richtung wollen wir gehen.

Als Abgeordneter aus Berlin-
Neukölln füge ich hinzu: Um den
Kindern Chancen zu eröffnen, de-
ren Elternhäuser es allein nicht

schaffen, müssen
wir gerade in den
härtesten Kiezen,
da, wo die meisten
armen Kinder le-
ben, damit anfan-
gen. Das ist dann
gelebte Solidarität
mit den Kindern ar-
mer Leute und eine
nachhaltige Politik,
damit sich Armut

eben nicht von Generation zu Ge-
neration vererbt, wie wir es teil-
weise erlebt haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Das Kindergeld
ist nicht ge-

eignet, gesell-
schaftliche Fehl-

entwicklungen zu
korrigieren.

Eckhard Pols, CDU/CSU:

Vereinbarkeit von Familie und
Beruf im Blick behalten

Eckhard Pols (*1962)
Wahlkreis Lüchow-Dannenberg – Lüne-
burg

Gesellschaftliche Teilhabe,
soziale Absicherung, Ge-
sundheit und Bildung, das

sind alles Rechte eines jeden Kin-
des, die sich unter anderem aus
der UN-Kinderrechtskonvention
ergeben. Vertragsstaaten und da-
mit auch unser Land, die Bundes-
republik Deutsch-
land, sind ver-
pflichtet, die ent-
sprechenden Rah-
menbedingungen
zur Verwirklichung
dieser Rechte zu
schaffen. Die sozia-
le Absicherung in
der Bundesrepublik
Deutschland ist –
das möchte ich
meinen Ausführungen voranstel-
len – auf einem sehr hohen Ni-
veau, und im weltweiten Vergleich
stehen wir gerade dank unserer
unionsgeführten Bundesregierung
gut da.

Natürlich gibt es auch bei uns
noch Armutsgefährdung. Wir
müssen alles tun, um diese zu be-

kämpfen. Dies schließt auch die
Möglichkeit der gesellschaftlichen
Teilhabe explizit ein und be-
schränkt sich nicht, wie oft sugge-
riert, auf das zum Überleben Not-
wendige. Klar ist: Armutsgefähr-
dung und Kinderarmut haben ihre
Ursache zumeist in der Familien-
armut. Kinder sind langfristig ar-
mutsgefährdet, wenn sie in einem
von Armut gefährdeten Haushalt
leben. Ursache hierfür ist logi-
scherweise das Einkommen der El-
tern. Eines der besten Programme
gegen Kinderarmut ist die von der
Bundesregierung getragene Wirt-
schaftspolitik, die Menschen in
Arbeit bringt und Familienteilha-
be in allen Bereichen ermöglicht.
Sozialleistungstransfers schützen
sowohl von Armut betroffene Fa-
milien als auch armutsgefährdete
Familien.

Die Instrumente des Sozialstaats
werden ständig
weiterentwickelt
und aktuellen Ge-
gebenheiten ange-
passt. Was den spe-
ziellen Schutz von
Kindern angeht, be-
trifft dies Kinderre-
gelsätze und das
Bildungs- und Teil-
habepaket. Im Blick
behalten müssen

wir immer die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf und besonders
auch die Kinder von Alleinerzie-
henden. Oft erhalten Alleinerzie-
hende den ihnen zustehenden
Unterhalt nicht, da der unterhalts-
pflichtige Elternteil seinen Unter-
haltsverpflichtungen nicht oder
nicht ausreichend nachkommt.

Um dies zu kompensieren, gibt es
den Unterhaltsvorschuss; wir ha-
ben das schon gehört. Er bietet
durch eine vorübergehende Über-
brückung eine unmittelbare Un-
terstützung für Alleinerziehende
und ihre Kinder. Um dieses Instru-
ment noch wirksamer werden zu
lassen, steht für mich fest: Die Al-
tersgrenze von zwölf Jahren muss
abgeschafft werden, ebenso die
maximale Bezugsdauer von 72
Monaten, die nicht sachgerecht
ist. Klar ist aber auch: Die Rück-
holquote bei den säumigen Zah-
lern muss dringend erhöht wer-
den. Insbesondere in den Bundes-
ländern, in denen Grüne und Lin-
ke in Regierungsverantwortung
stehen, sehen wir hier noch einen
eindeutigen Nachholbedarf.

Die Ausgangsbedingungen von
Armut wie fehlende Teilhabemög-
lichkeiten und Bildungschancen
führen in einen Teufelskreis, der
schwer zu durchbrechen ist. Kin-
der, die in Armut oder Armutsge-
fährdung aufwachsen, bleiben
aufgrund ihrer geringen Teilhabe-
und Bildungschancen in ihrem
späteren Leben oft selbst arm. Für
Kinder ist die Armut oder Armuts-
gefährdung ihrer Eltern somit in
doppelter Weise ein nicht tragba-
res Hemmnis. Armut hat – das ist
nicht neu – negative Auswirkun-
gen auf die Gesundheit von Kin-
dern und Jugendlichen und wirkt
sich damit negativ auf die Lebens-
qualität und auch auf die Lebens-
erwartungen aus. Ich möchte aber
eines klarstellen: Das von Ihnen
suggerierte Wachsen der Armut
findet so nicht statt.

Bezüglich der Armut in

Deutschland ist aber auch klar:
Die Zahl der Erwerbstätigen, die
Arbeitslosengeld II beziehen, liegt
heute etwa genauso hoch wie
noch vor einem Jahr. Schauen wir
zehn Jahre zurück – das hat der
Kollege Weinberg auch schon ge-
macht –, so stellen wir fest, dass
mehr Menschen Hartz IV erhielten
als heute, nämlich 5,4 Millionen.
Das widerspricht der vielfach ver-
breiteten Wahrnehmung, dass ein
Teil der Bevölkerung abgehängt
wird. Auch spricht es eindeutig ge-
gen eine Ausweitung der soge-
nannten sozialen Kluft zwischen
Arm und Reich. Auf der einen Sei-
te stehen gleich einem Mantra
wiederholte Äußerungen in den
Talkshows, auf der anderen Seite
haben wir verlässliche Zahlen des
Statistischen Bundesamtes, nach
denen die Gefahr, in Armut und
soziale Ausgrenzung zu geraten,
nicht zunimmt – im Gegenteil.

Beachten wir doch bitte eine
ganz simple Tatsache: Ein steigen-
des Normaleinkommen steigert
zwangsläufig die Armutsgrenze. Es
ist zu bedenken, dass dem vielfach
angeführten Armutsbegriff der
Statistiker der Vergleich mit dem
Normaleinkommen zugrunde
liegt. Gemessen werden also nicht
die notwendige Entbehrung oder
gar das Elend, sondern die Dis-
tanz zum Median, dem mittleren
Einkommen der Bevölkerung.
Steigt dieses mittlere Einkommen,
so zieht auch die Grenze für das
statistische Armutsrisiko nach.
Dieses statistische Armutsrisiko
ging in den vergangenen Jahren
mal nach oben und mal nach un-
ten. Ein klarer Trend lässt sich je-
doch nicht erkennen. So ist dieses
statistische Armutsrisiko 2015
zum Beispiel ebenso hoch oder so
niedrig wie 2008. In Deutschland
galt seit 2015 jeder als materiell
armutsgefährdet, der als Single
über weniger als 1033 Euro im
Monat verfügte, was zum Beispiel
für das Gros der Studierenden zu-

traf. Noch 2014 setzte die Armuts-
gefährdung erst bei weniger als
987 Euro ein.

Nehmen wir als Beispiel eine
Familie mit zwei Kindern unter 14
Jahren: Diese war 2015 per defini-
tionem dann von Armut bedroht,
wenn sie weniger als 2170 Euro
monatlich zur Verfügung hatte.
Wie wir bereits festgestellt haben,
dürfte sich in diesem Jahr die
Grenze der Armutsgefährdung we-
gen der deutlich gestiegenen Ein-
kommen weiter erhöht haben.
Arm im traditionellen Sinne wa-
ren 2015 nach Angaben des Statis-
tischen Bundesamtes 4,4 Prozent
der Bevölkerung. Damit sprechen
wir über einen deutlich geringeren
Wert als 2014, als es noch über 5
Prozent der Einwohner waren.

Armut im traditionellen Sinn
bemisst sich an der materiellen
Entbehrung. Dies kann bedeuten,
dass man die Wohnung nicht aus-
reichend heizen kann, Reparatu-
ren von Alltagsgegenständen nicht
möglich sind oder dass das Ein-
kommen nicht ausreicht, um jähr-
lich eine Woche in Urlaub zu fah-
ren. In Deutschland ist vor allem
die Situation von Kindern und Ju-
gendlichen besser als im europäi-
schen Schnitt.

Das hat eine aktuelle Auswer-
tung der europäischen Statistikbe-
hörde Eurostat ergeben. Diese gu-
te Momentaufnahme ist für die
Bundesregierung natürlich kein
Grund, sich auszuruhen. Jedes ar-
mutsgefährdete Kind ist eines zu
viel, und wir dürfen kein Kind zu-
rücklassen.

Ich möchte auf eine Passage Ih-
res Antrages eingehen, der übri-
gens in dieser Fassung etwas spät
kam. Wenn Sie das, was dort steht,
wirklich meinen und umsetzen
wollen, dann kann ich nur sagen:
Frohe Weihnachten! Sie zeigen
beispielhaft unter den Punkten 5
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a) und 5 i) Ihres Antrages, dass Ih-
nen, verehrte Kolleginnen und
Kollegen der Linksfraktion, jegli-
cher wirtschaftlicher Sachverstand
fehlt. Diese Forderungen behin-
dern und gefährden massiv den
Mittelstand und somit Hundert-
tausende inhabergeführte Famili-
enbetriebe im Handwerk und im

Handel.
Mit Ihren Forderungen errei-

chen Sie nicht mehr Beschäftigung
und somit auch nicht mehr Wohl-
stand, sondern Sie sorgen für das
Gegenteil: Die Gründerquote –
der Wille, eine Firma zu gründen
– geht zurück. Ein Nebeneffekt
Ihrer Forderungen wäre, dass sich

Unternehmer überlegen, über-
haupt noch junge Frauen einzu-
stellen. Das machen wir als Uni-
on nicht mit. Deswegen lehnen
wir diesen Antrag ab.

Frau Dörner, noch ein Wort zu
Ihrem Beispiel mit dem Schul-
brot. Ich finde die Argumentation
völlig daneben. Jeder Vater, jede

Mutter kann morgens seinem
Kind ein Schulbrot schmieren.
Das hat mit Geld oder materiel-
len Dingen nichts zu tun.

Es müssen die Eltern eben auf-
stehen und das Brot schmieren.
Das mache ich auch, wenn ich zu
Hause bin.

Dann schmiere ich meinen

Kindern das Schulbrot und
schneide den Apfel durch. Das
können andere Eltern auch ma-
chen. Dieses Beispiel hier anzu-
führen, Frau Dörner, finde ich
völlig daneben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Norbert Müller, DIE LINKE:

Familienstellen einrichten
und Leistungen bündeln

Norbert Müller (*1986)
Landesliste Brandenburg

Herr Felgentreu, liebe Kol-
legen Weinberg und Pols,
ich schätze Sie sehr, aber

das, was Sie hier abgeliefert ha-
ben, ist an Zynismus nicht mehr
zu überbieten. Wir diskutieren fast
jede Woche über Kinderarmut.
Wir können das bis zu den Bun-
destagswahlen auch so weiterfüh-
ren. Vielleicht ändert sich dann et-
was. Sie stellen sich hier aber im-
mer wieder hin, um zu sagen: Seit
2005 ist die Arbeitslosigkeit hal-
biert worden, es sind immer mehr
Menschen in Beschäftigung.

Warum ist Kinderarmut in die-
ser Zeit nicht zurückgegangen,
sondern angestiegen? Warum ist
Kinderarmut in Familien so ver-
festigt, dass sie sich vererbt? Wenn
in Regionen Ostdeutschlands und
in vielen Regionen Westdeutsch-
lands jeder Dritte für unter 10
Euro in der Stunde arbeitet, wenn
es Regionen, ganze Kreise in
Deutschland gibt, wo jeder Zweite
zum Mindestlohn arbeitet: Dann
wissen Sie ganz genau, dass der
Abbau der Arbeitslosigkeit nicht
reicht, um die materielle Armut in
den Familien zu reduzieren.

Das reicht nicht, sondern Sie
müssen die Familien finanziell
stärken, weil sie von ihrem Ar-
beitseinkommen nicht leben kön-
nen, weil niedrige Löhne gezahlt
werden. Ich will Ihnen deutlich
sagen: Wenn der Mindestlohn
von 8,50 Euro jetzt großzügiger-
weise um 0,34 Cent steigt, dann
können Sie Ihre Argumentation
nicht mehr halten und sagen: Die
Leute brauchen nur irgendeine

Arbeit, dann geht die Kinderar-
mut schon zurück. – Sie geht
eben nicht zurück, egal was seit
2005 passiert ist. Sie haben nichts
konkret getan, um Kinderarmut
zu reduzieren. Wenn Sie etwas ge-
tan hätten, dann müssten Sie auf-
grund der Bilanz, dass sie heute
genauso hoch ist wie 2005, zu der
Erkenntnis kommen, dass Sie
vollständig versagt haben. Das
wäre die Konsequenz.

Die Bundesregierung hat bei
der Bekämpfung von Kinderar-
mut aber nicht versagt. Die Wahr-
heit ist: Es hat Sie nicht interes-
siert. Deswegen haben Sie keine
ernsthaften Maßnahmen unter-
nommen, um sie zu reduzieren,
weil es keinen Willen gegeben
hat, Kinderarmut ernsthaft zu be-
kämpfen. Im Koalitionsvertrag
wird sie mit keinem Satz erwähnt.
An keiner einzigen Stelle steht:
Wir wollen Kinderarmut bekämp-
fen. Dafür haben wir folgende
Vorschläge: eins, zwei, drei. – Die-
se Vorschläge haben Sie nicht.
Diese Vorschläge haben die Grü-

nen und die Linken auf den Tisch
gelegt.

Wir haben in unserem Antrag
im Wesentlichen drei Säulen for-
muliert, wie wir Kinderarmut re-
duzieren wollen.

Erstens. Wir wollen mehr Geld
in die Familien geben. Wir wis-
sen, dass die Arbeit, die die Fami-
lien jetzt haben – wir fordern
auch höhere Mindestlöhne als Sie
–, ihnen kein ausreichendes Ein-
kommen verschafft. Wir wissen
aber auch, dass eine Familie, die
ein gutes durchschnittliches Ein-
kommen hat, wenn das erste,
zweite oder dritte Kind geboren
wird, aufgrund der Kosten, die
dann entstehen und die in dieser
Gesellschaft so hoch sind, armuts-
gefährdet ist. Es ist ein völliger
Unterschied, ob Sie ein Paar ohne
Kinder haben, das vom Ehegat-
tensplitting besonders profitiert,
dem es wirtschaftlich gut geht,
das nicht armutsgefährdet ist,
oder ein Paar, das das dritte Kind
bekommen hat. Dieses Paar ist
dann armutsgefährdet, weil Sie zu

wenig Geld in die Familien geben
und weil Kosten durch Kinder
häufig sehr hoch sind. Das heißt,
das Kindergeld soll auf 328 Euro
steigen – das ist keine Mondzahl
–, statt 192 Euro für das erste und
zweite Kind, die es ab 2017 gibt,
was Sie beschlossen haben. 328
Euro entsprechen der steuerlichen
Entlastung, die Spitzenverdiener
aus dem Kinderfreibetrag erhal-
ten. Ihnen ist nicht jedes Kind
gleich viel wert. Denn es gibt Fa-
milien wie meine Familie, mit ei-
nem guten Einkommen und zwei
Kindern, die vom Kinderfreibe-
trag in Höhe von
328 Euro pro Kind
profitieren, und es
gibt Durchschnitts-
verdienerfamilien
– da reden wir
noch nicht einmal
von armen Famili-
en –, die 192 Euro
pro Kind bekom-
men. Diese Kinder
sind Ihnen nicht
gleich viel wert. Sie belasten ins-
besondere geringe und durch-
schnittliche Einkommen und ent-
lasten Spitzenverdiener. Diese Un-
gerechtigkeit gehört beseitigt.

Zum Unterhaltsvorschuss ist
viel gesagt worden. Alle hier im
Haus wollen inzwischen den Un-
terhaltsvorschuss ausweiten. Wir
wissen, dass wir damit viele Men-
schen aus dem Hartz-IV-System
herausbekommen können, dass
sie dann Leistungen bekommen
können, die deutlich unbürokrati-
scher vergeben werden und deren
Bezug nicht mit Sanktionen be-
legt werden kann. Aber dann tun
Sie es endlich auch, und beenden
Sie das Schwarzer-Peter-Spiel mit
den Ländern!

Wenn die Bundesregierung ei-
nen Vorschlag machen würde und
sagen würde: „Wir übernehmen
die Kosten der Ausweitung des
Unterhaltsvorschusses“, dann
würde es im Bundesrat kein Bun-
desland geben, das mit Nein
stimmt. Das wissen Sie. Was Sie
beim Unterhaltsvorschuss fabri-
ziert haben, ist, kurz vor Weih-
nachten auf dem Rücken der Fa-
milien Politik zu machen, und
das ist inakzeptabel.

Zweitens. Wir wollen Leistun-
gen bündeln und Familienstellen
einrichten. Da werden Sie jetzt
wieder sagen: Das sind bürokrati-
sche Monstren. – Ich sage Ihnen:
Es ist eine bürokratische Überfor-
derung für Familien, dass sie erst

zum Arbeitsamt gehen und Kin-
dergeld beantragen müssen, dass
sie dann zum Jobcenter gehen
müssen, um die Aufstockungsleis-
tungen zu beantragen, dass sie
dann zum nächsten Amt, danach
zur Kommune gehen müssen, um
Leistungen aus dem Bildungs-
und Teilhabepaket zu beantragen.
Nein, das wollen wir in einem
Antrag, an einer Stelle bündeln,
um es niedrigschwellig zu gestal-
ten und es den Familien zu er-
leichtern, diese Leistungen in An-
spruch zu nehmen. Denn wir wis-
sen, dass es heute viele Menschen

gibt, die Leistungen
nicht in Anspruch
nehmen und auch
deswegen arm sind.
Diese Hürden wol-
len wir über die
Einrichtung von Fa-
milienstellen in den
Kommunen abbau-
en, bei denen die
Menschen ihren
Anspruch auf Leis-

tungen unbürokratisch verwirkli-
chen können.

Drittens. Wir wollen den Aus-
bau der Kinder- und Jugendhilfe,
und wir wollen auch den Ausbau
von Teilhabeleistungen und infra-
strukturellen Leistungen. Ob Bi-
bliotheken, Schwimmbäder,
Sporteinrichtungen, Musikschu-
len oder Freizeit- und Kulturein-
richtungen – alle Kinder sollten
die Möglichkeit haben, diese Ein-
richtungen zu besuchen und zu
nutzen. Deswegen wollen wir den
Zugang gebührenfrei, niedrig-
schwellig und barrierefrei gestal-
ten, damit es zu keiner Diskrimi-
nierung der Kinder, die arme El-
tern haben, in armen Familien le-
ben und sich den Bibliotheksbe-
such oder den Kinobesuch mögli-
cherweise nicht leisten können,
gegenüber den Kindern kommt,
die in Familien mit gutem Ein-
kommen leben. Wir wollen diese
Kinder gleichstellen, damit die Ar-
mut für sie wenigstens nicht mehr
spürbar ist.

Also: Es reicht nicht, Kinderar-
mut zu beklagen, so wie Sie das
in jeder Rede hier tun. Lassen Sie
uns Kinderarmut endlich reduzie-
ren! Damit können wir heute un-
mittelbar anfangen. Diesen Schritt
sollten wir endlich tun, damit wir
den Zynismus Ihrer Reden in Zu-
kunft nicht mehr ertragen müs-
sen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Jedes siebte Kind in Deutschland lebt laut neuesten Zahlen in Armut. Be-
sonders betroffen sind Kinder mit nur einem Elternteil.

© picture-alliance/JOKER

Wir wollen den
Ausbau der
Kinder- und

Jugendhilfe und
von Teilhabe-
leistungen.



Das Parlament - Nr. 51 - 19. Dezember 2016 DEBATTENDOKUMENTATION 11

Gülistan Yüksel, SPD:

Wir dürfen kein einziges
Kind zurücklassen

Gülistan Yüksel (*1962)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Wir sitzen alle hier, um
Politik für die Gegen-
wart und Zukunft

Deutschlands zu machen. Wir ver-
folgen dabei unterschiedliche
Schwerpunkte und Ansichtswei-
sen. Wir diskutieren und streiten
demokratisch, und das ist gut so.
Es gibt allerdings auch Themen,
bei denen wir deutlich größere Ei-
nigkeit zeigen, und auch das ist
gut so – so etwa beim gemeinsa-
men Anliegen, Kinder und Famili-
en aus Armut zu befreien. Wir ha-
ben hier einen sehr umfassenden
Antrag mit vielen guten Wün-

schen vorliegen. Ich erkenne an,
dass Sie auch mit dieser parlamen-
tarischen Initiative eine richtige
Debatte zur richtigen Zeit ansto-
ßen. Kein Kind, keine Familie soll-
te in Deutschland arm sein.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, vielen Kindern geht es gut.
Sie können Zeit im Kreise ihrer Fa-
milie verbringen, können ein brei-
tes Freizeitangebot genießen, le-
ben gesund. Es gibt aber auch vie-
le Kinder in Deutschland, denen
es weniger gut geht, die in Armut
leben und sich eben nicht so ent-
wickeln können, wie es jedes Kind
verdient. Und das, meine Damen
und Herren, dürfen wir nicht zu-
lassen. Kinderarmut darf es in
Deutschland nicht geben, und sie
darf sich auf gar keinen Fall verfes-
tigen.

Wir dürfen kein einziges Kind
zurücklassen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, Kinder, die in Armut leben,
haben weniger Chancen in der Ki-
ta, der Schule und beim Berufsein-
stieg. Kinderarmut ist nicht nur ei-
ne Beeinträchtigung in der aktuel-
len Lebenslage, sondern beein-
trächtigt auch das Entwicklungs-

potenzial für das ganze Leben.
Deshalb müssen wir einerseits für
beste Bildungsangebote von An-
fang an sorgen, und andererseits
müssen wir sicherstellen, dass die
Eltern stark sind. Zentral dafür
sind existenzsichernde Jobs, eine
gute Vereinbarkeit von Familie
und Beruf sowie passende Famili-
enbildungsangebote.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir als Parlament haben viele
wichtige Grundsteine dafür gelegt.
Wir haben in die Qualität und in
den Ausbau der Kinderbetreuung
investiert. Dabei möchte ich ins-
besondere Programme wie „Kita-
Plus“ und „Sprach-Kitas“ erwäh-
nen. Kinder sollen dadurch bereits
im frühen Alter beste Startbedin-
gungen erhalten. Wir unterstützen
auch finanziell: Ich möchte bei-
spielhaft das Elterngeld, das Kin-
dergeld und den Kindergeldzu-
schlag nennen, Geld, das direkt
bei Familien und Kindern an-
kommt. Wichtig ist auch die Re-
form des Unterhaltsvorschusses,
weil gerade Kinder in Alleinerzie-
henden-Haushalten oft von Ar-
mut betroffen sind.

Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, wenn wir über Kinderarmut
sprechen, dann müssen wir auch
auf die Ausbildungskosten einge-
hen. Für den sozialen Aufstieg von
Familien und Kindern ist das ein
sehr wichtiger Pfeiler. Wir haben
daher mit der BAföG-Reform spür-
bare Leistungsverbesserungen ge-
schaffen, und das für noch mehr
Schülerinnen und Schüler, Studie-
rende und Auszu-
bildende. Umso
mehr finde ich es
sehr schade und
einen sozialen
Rückschritt, wenn,
wie aktuell in
NRW, über die
Wiedereinführung
der Studiengebüh-
ren gesprochen
wird; aber das nur
am Rande.

Sehr geehrte Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in unseren Kindern steckt
nicht weniger als die Zukunft. Sie
werden Pfleger, Facharbeiter, Er-
zieher, Lehrer oder Wissenschaftle-
rin, Künstlerin oder Ärztin. Ja, sie
werden auch Politikerinnen und
Politiker der Zukunft sein. Kurz-
um: Sie werden die Gesellschaft
gestalten. In ihnen steckt das noch
unentdeckte Potenzial unserer Ge-
sellschaft, und wir müssen noch
einiges gegen Armut tun, damit
sich das Potenzial eines jeden
Menschen entfalten kann.

Der Antrag der Linken geht in
die richtige Richtung. Schon in

der letzten Sitzungswoche haben
wir auf Antrag der Grünen über
Armut gesprochen; auch dieser
Antrag geht in die richtige Rich-
tung. So wäre es sinnvoll, einen
gemeinsamen Aktionsplan von
Bund, Ländern und Kommunen
gegen Armut aufzulegen.

Auch eine kinder- und familien-
freundliche Arbeitswelt würde Ar-

mut entgegenwir-
ken.

Angesichts so
mancher guter An-
sätze, die wir heute
von verschiedenen
Rednern gehört ha-
ben, freue ich mich
auf die weiteren Be-
ratungen und lade
Sie alle herzlich ein,
uns auf dem Weg zu

mehr gesellschaftlicher Teilhabe
und Chancengleichheit zu beglei-
ten; denn Entscheidungen, die wir
heute treffen, werden schon in we-
nigen Jahren Wirkung entfalten.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, lassen Sie uns dafür sorgen,
dass unsere Kinder in Vielfalt auf-
wachsen können. Lassen Sie uns
das kommende Jahr gemeinsam
zum Jahr für das Wohl von Famili-
en und insbesondere von Kindern
machen. Jetzt wünsche ich Ihnen
allen schöne Festtage und einen
guten Start in ein friedliches Jahr
2017.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)
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Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Von der Förderung der Ehe zur
Förderung der Kinder umsteuern

Wolfgang Strengmann-Kuhn (*1964)
Landesliste Hessen

Frau Yüksel hat gerade gesagt:
Wir dürfen kein Kind in
Deutschland zurücklassen. –

Das ist sehr richtig, aber wir lassen
Kinder in Deutschland zurück,
und das nicht nur in Einzelfällen,
sondern in ganz vielen Fällen.
Man muss es so deutlich sagen:
Das ist ein Skandal. Wir müssen
die Verringerung der Kinderarmut
in Deutschland endlich als oberste

Priorität unserer Arbeit benennen.
Werfen wir einen Blick auf die
Zahlen. Fast 2 Millionen Kinder
beziehen Hartz-IV-Leistungen,
und diese Zahl ist weitgehend
konstant, trotz guter ökonomi-
scher Situation. Bei der aktuellen
Regelsatzberechnung hat die Bun-
desregierung übrigens die Ausga-
ben für Weihnachtsbaum und Ad-
ventsschmuck herausgenommen.
Auch durch so etwas lassen wir
Kinder zurück.

2,5 Millionen Kinder in
Deutschland leben unter der Ar-
mutsgrenze, wobei hier der ge-
samte Haushalt, also auch das
Einkommen der Eltern, berück-
sichtigt werden muss. Die Aussa-
gekraft dieser Zahl ist eben infrage
gestellt worden, und sie ist als rein
statistische Größe bezeichnet wor-
den. Ich würde im Gegensatz dazu
sogar noch weitergehen: Wenn
man sich die Armutsgrenze genau
betrachtet, sieht man, dass Kinder-
armut unterschätzt wird. Für ei-

nen alleinstehenden Erwachsenen
liegt die Armutsgrenze – das ist
eben schon gesagt worden – bei 1
033 Euro, für ein Kind bei 310
Euro. Das sächliche Existenzmini-
mum liegt in Deutschland ab dem
1. Januar 2017 bei 393 Euro. Ar-
mut von Kindern wird, wenn die
EU-Definition von Armut heran-
gezogen wird, unterschätzt. Wahr-
scheinlich – auch das muss man
deutlich sagen – sind sogar mehr
als die 2,5 Millionen Kinder von
Armut betroffen. Kinderarmut ist
in Deutschland ein Skandal, und
so muss man das benennen.

Heute geht es vor allen Dingen
um den Antrag der Linken. Wenn
man den Antrag der Linken mit
dem Antrag der Grünen, über den
wir in der letzten Sitzungswoche
debattiert haben, vergleicht, kann
man die unterschiedlichen Ansät-
ze von Linken und Grünen sehr
gut erkennen. Die Linken nehmen
das jetzige System der Familien-
förderung, nehmen einfach eine

Schippe mit ganz viel Geld und
schütten noch mehr Geld rein.
Wir gucken uns das System genau
an. In Deutschland wird ja viel
Geld für Familienleistungen aus-
gegeben.

Wir gucken, wie man das Geld
effektiver, sinnvoller, effizienter
einsetzen kann, um Kinderarmut
zu beseitigen.

Dabei muss man
in erster Linie das
Ehegattensplitting
in den Blick neh-
men. Das taucht in
dem Antrag der Lin-
ken interessanter-
weise überhaupt
nicht auf. Wir ge-
ben viel Geld für
das Ehegattensplit-
ting aus. Damit
werden einerseits
Familien gefördert, andererseits
aber auch viele Paare, die keine
Kinder haben. Umgekehrt werden
Familien, die eine Förderung nö-
tig hätten, nicht gefördert, weil die
Eltern nicht verheiratet sind oder
weil es sich um Alleinerziehende
handelt. Deswegen sagen wir als
Grüne: Wir müssen umsteuern,
von der Förderung der Ehe hin zur
Förderung der Kinder.

Deswegen fordern wir eine ein-
heitliche, eine einkommensunab-

hängige Leistung, die endlich
Schluss macht mit der Ungerech-
tigkeit – das hat meine Kollegin
Katja Dörner auch schon ange-
sprochen –, dass wir als Bundes-
tagsabgeordnete mehr herausbe-
kommen als ein Normalverdiener.
Wir brauchen eine einheitliche
Leistung, die mindestens so hoch
ist wie die Steuerersparnis, die uns

gewährt wird. Am
besten wäre es,
wenn sie so hoch
wie der höchste Re-
gelsatz für Kinder
wäre. Das wäre ei-
ne Basis.

Das verknüpfen
wir, wie gesagt, mit
der Reform des
Ehegattensplittings.
Wir wollen, dass
neu verheiratete

Paare diese Kindergrundsicherung
erhalten und die Partner individu-
ell besteuert werden, das Ehegat-
tensplitting also nicht mehr zur
Anwendung kommt. Paare, die be-
reits verheiratet sind und das Ehe-
gattensplitting nutzen, sollten in
das neue System wechseln kön-
nen. Uns ist wichtig, dass mit die-
ser Reform Familien nicht schlech-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Kinderarmut
beeinträchtigt
das Entwick-

lungspotential
für das ganze

Leben.

Wir müssen die
Verringerung

der Kinderarmut
endlich als obers-

te Priorität an-
erkennen.
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werden, sondern möglichst alle
Familien bessergestellt werden.

Der zweite Punkt im Antrag der
Linken, der mich erstaunt hat, be-
trifft die Reform des Kinderzu-
schlags. Der Kinderzuschlag ist ein
unglaublich bürokratisches Mons-
trum. Er sorgt für sehr viel Büro-
kratie, und das Geld kommt nicht
bei den Kindern an. Doch was sa-
gen die Linken dazu? Die Linken
wollen ihn massiv ausweiten. Der
Kinderzuschlag soll bis zu 300

Euro betragen. Dadurch würde
der bürokratische Aufwand noch
sehr viel größer. Das würde mas-
senhaft Geld kosten, aber das
Geld würde nicht unbedingt bei
den Kindern, die es am nötigsten
brauchen, ankommen. Das ist
nicht der Weg, den wir Grüne ge-
hen wollen. Der Kinderzuschlag
gehört grundlegend reformiert. Ei-
gentlich gehört er in der Form, in
der er jetzt besteht, abgeschafft.

Deswegen schlagen wir einen

einkommensabhängigen Zuschlag
für alle Kinder vor, damit das
sächliche Existenzminimum für
alle unbürokratisch garantiert
wird. Wir wollen nicht den büro-
kratischen Kinderzuschlag, son-
dern entweder einen einkom-
mensabhängigen Zuschlag zum
Kindergeld oder – in dem neuen
System – einen einkommensab-
hängigen Zuschlag zur Kinder-
grundsicherung. So können wir
gewährleisten, dass die Leistungen

dort ankommen, wo sie gebraucht
werden. So kann endlich das Exis-
tenzminimum aller Kinder in
Deutschland garantiert werden.

Wenn der politische Wille dafür
da wäre, könnten wir Kinderarmut
drastisch reduzieren, vielleicht so-
gar beseitigen. Das muss doch
Aufgabe für uns alle sein. Ich for-
dere insbesondere die SPD und
die Union auf, endlich etwas da-
für zu tun. Vorschläge von den
Linken und von uns liegen vor.

Die Vorschläge der Linken sehen
wir als teilweise problematisch an;
aber von Ihnen kommt überhaupt
nichts.

Die Bekämpfung der Kinderar-
mut sollte oberste Priorität haben.

Wir können das, und wir sollten
das endlich tun. Keine Ausreden
mehr!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Dr. Silke Launert, CDU/CSU:

Die Intention ist richtig,
die Mittel sind falsch

Silke Launert (*1976)
Landesliste Bayern

Viele von Ihnen sind Eltern
und sind wahrscheinlich
wie ich seit einiger Zeit da-

mit beschäftigt, den Weihnachts-
wunschzettel ihrer Kinder abzuar-
beiten. Das machen wir gerne;
denn wir wollen unseren Kindern
nächste Woche an Heiligabend
mit kleinen und größeren Ge-
schenken eine Freude machen. Sie
sollen strahlen, wenn sie den Pup-
penwagen, den Kaufladen oder
vielleicht ein paar neue Skier aus-
packen.

Doch was ist, wenn das Geld
dafür nicht reicht, wenn nicht ge-
nug da ist, um ein etwas größeres
Geschenk zu kaufen? Natürlich
hat mancher nicht so viel Geld zur
Verfügung, aber ein kleines Ge-
schenk ist immer möglich. Diese
Sozialsicherung haben wir. Es ist
schon schwer – ich stelle mir die-
ses Gefühl als Mutter vor –, wenn
man die Wünsche der Kinder
nicht erfüllen kann und man
weiß, dass die Freunde der Kinder
sie erfüllt bekommen. Tatsächlich
gibt es diese Fälle. Daher muss
man sich diese auch anschauen.
Das ist völlig richtig. Dabei ist die
Frage nach dem Weihnachtsge-
schenk sicherlich nicht das größte
Problem.

Jahr für Jahr kommen neue Sta-
tistiken heraus, die belegen, wie
viele Kinder in Deutschland arm
sind oder von Armut bedroht
sind, wobei über die Details dis-

kutiert und gestritten werden
kann. Mal sind es ein paar Prozent
mehr, mal ein paar Prozent weni-
ger. Auch regional gesehen gibt es
große Unterschiede. In Bayern
gibt es übrigens bundesweit gese-
hen am wenigsten Kinder, die ar-
mutsgefährdet sind oder in Armut
leben. In Bremerhaven gibt es die
meisten. Zuletzt hat die Bertels-
mann-Stiftung neue Zahlen gelie-
fert. Demnach sind deutschland-
weit fast 2 Millionen Kinder auf
Hartz-IV-Leistungen angewiesen.
Das größte Armutsrisiko – wir ha-
ben es heute schon mehrfach ge-
hört – haben den Daten zufolge
Kinder von Alleinerziehenden
und Kinder aus Familien mit
mehr als zwei Kindern. Das hat al-
lerdings nichts mit der Familie als
solcher zu tun, sondern mit dem
ökonomischen Hintergrund dieser
Familien.

Die Folgen von Kinderarmut
wurden heute schon mehrfach an-
gesprochen: Sie sind bitter und
ziehen sich durch das ganze Le-
ben. Kinder aus armen Verhältnis-
sen haben in der Regel schlechtere
Bildungschancen, was sich auf ihr
späteres Erwerbsleben auswirkt.
Man kann also sagen, dass Armut
sozusagen vererbt wird. Auswir-
kungen hat die Armut auch auf
die Gesundheit. Man glaubt nicht,
was der Zustand der Zähne, das

Ernährungsverhalten, mögliche
Schlafstörungen oder auch die
Körperhaltung von Kindern über
ihr Leben alles preisgeben kön-
nen. Schließlich ist es auch so,
dass Kinder aus armen Familien
häufiger an psychischen Krankhei-
ten leiden. Auch der Sport kommt
bei ihnen häufig zu kurz. Nach-
weislich sitzen Kinder aus sozial
schwachen Familien häufiger vor
dem Computer oder Fernseher.

Ich möchte trotzdem etwas an-
merken. Mehrfach wurde hier ge-
sagt, dass Kinder kein Frühstück
bekommen oder kein warmes Es-
sen. Tatsache ist, dass das Geld für
das Frühstück, für Brot und Butter,
in den Sätzen enthalten ist.

Ich selbst bin nicht in finanziell
starken Verhältnissen groß gewor-
den, aber meine Mutter hat im-
mer dafür gesorgt, dass wir all das,
was wirklich wichtig ist – dazu ge-
hört auch Zeit mit den Kindern –,
hatten. Es hat uns an nichts ge-
fehlt.

Fakt ist: Wie gesund Kinder in
Deutschland leben, hängt auch
von den finanziellen Verhältnissen
der Eltern ab.

Deshalb ist das Anliegen richtig.
Wir müssen es aufgreifen und et-
was tun.

Ich weiß, dass wir gerade in der
aktuellen Situation besonders
Flüchtlingskinder vor Augen ha-

ben – sie brauchen natürlich unse-
re Hilfe –, aber wir dürfen darüber
nicht diejenigen Kinder vergessen,
deren soziale Situation nicht
gleich so offensichtlich ist. Armut
ist oft unsichtbar. Wer will schon
offen zeigen, dass er mittellos ist?
Lieber wird am Ende des Monats
vielleicht das Geld für das Früh-
stück im Hort vergessen, oder ein
Ausflug wird nicht mitgemacht,
weil man zufällig
keine Zeit hat. Nie-
mand will zugeben,
dass er sich das, was
für viele selbstver-
ständlich ist, nicht
leisten kann.

Wir alle tragen
gemeinsam die Ver-
antwortung für un-
sere Kinder; denn
sie sind unsere Zu-
kunft. Insofern stimme ich mit Ih-
nen überein. Wir alle müssen in-
vestieren und schauen, wie wir es
schaffen, Chancengleichheit –
und nicht materielle Gleichheit –
zu schaffen.

In der laufenden Wahlperiode
haben wir einiges getan – das wur-
de schon dargelegt –: Der Famili-
enetat für 2017 wurde auf 9,2 Mil-
liarden Euro aufgestockt, so viel
wie noch nie zuvor. Es gab eine
Erhöhung des Kinderzuschlages.
Wir haben bei Alleinerziehenden
den Entlastungsbetrag um 600
Euro erhöht, und jetzt gehen wir
den Unterhaltsvorschuss an. Ich
freue mich sehr, dass wir hier ei-
nig sind, und ich bedauere es
ebenso wie Sie, dass Frau Schwesig
dies leider durchgeboxt hat, ohne
vorher die Finanzierung sicherzu-
stellen und die Länder und die
Kommunen mit ins Boot zu ho-
len.

Jetzt werden wir es sicherlich
noch hinbekommen. Geben Sie
uns halt noch die paar Monate
Zeit.

Das ist doch ein Kampf um
nichts.

Damit werden wir jetzt unge-
fähr 100 000 Kindern zusätzlich
helfen, und es wird auch Kinder
aus der Armut bringen.

Wichtig ist die gute Infrastruk-
tur; auch das wurde schon ange-
sprochen. Aber jetzt lassen Sie
mich trotzdem etwas zu diesem
Antrag sagen: Die Intention ist
richtig, die Mittel sind falsch. Die

Grünen haben es erkannt. Der
Fehler besteht darin, einfach ganz
viel Geld reinzukippen und rein-
zukippen. Letztlich ist es, wenn
man sich das Ganze durchliest, ei-
ne Zusammenfassung aller Forde-
rungen der Linken, also: nicht nur
Verdoppelung des Kindergeldes
und Erhöhung des Kinderzu-
schlags, sondern auch kostenfreie
Kinderbetreuung, kostenfreie

Hobbys, Zugang zu
allem, ein Rund-
um-sorglos-Paket
bei der Beantra-
gung aller sozialen
Leistungen, Sicher-
stellen, dass auch ja
niemand irgendei-
ne Leistung des
Staates verschenkt,
Erhöhung des Min-
destlohns auf 12

Euro, gebührenfreier Zugang zum
öffentlichen Nahverkehr, sankti-
onsfreies Hartz-IV-System,

Erhöhung der Hartz-IV-Beträge,
Anspruch auf Ausbildung, Ver-
pflichtung aller Unternehmen,
Leute auszubilden,

Erhöhung des BAföG; Punkt,
Punkt, Punkt. Es handelt sich hier
um ein Wunschpaket der Linken
nach dem Motto „Wünsch dir
was“. Sie haben natürlich keine
Angaben dazu gemacht, was es
kostet, keine Angaben zur Gegen-
finanzierung. Ich weiß es nicht:
Sind es 100 Milliarden, die Sie
hier wollen, wenn man alles
durchrechnet? Sie haben ja keine
einzige Zahl genannt. Vorhin ha-
ben wir bei einem Kollegen allein
beim Kindergeld die Hochrech-
nung von 20 Milliarden Euro ge-
hört. Entweder gilt „Wünsch dir
was“, oder das Motto ist: Wir dru-
cken einfach mal, wir lassen ein-
fach mal die Gelddruckpresse los-
laufen.

Diesen Wunschzettel wird das
Christkind zu Weihnachten nicht
erfüllen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Wir alle tragen
gemeinsam die
Verantwortung

für unsere
Kinder; sie sind
unsere Zukunft.

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem Ulrike Bahr
(SPD), Martin Patzelt (CDU/CSU) und
Sönke Rix (SPD).

Hilfsbedürftige Kinder erhalten im August 2016 in Dresden Geschenke
zum Schulanfang. © dpa
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Die EU und die Türkei
Ein schwieriges Verhältnis

Im Moment hört man es 
oft in den Nachrichten:

Die Europäische Union und die Türkei 
haben immer wieder Streitereien.

Aber sie müssen auch 
bei verschiedenen Dingen 
zusammen-arbeiten.

Im folgenden Text steht mehr dazu.

Was ist die Türkei?

Die Türkei ist ein Land.

Es liegt von Deutschland aus 
im Süd-Osten.

Das heißt: Auf einer Karte liegt es 
von Deutschland aus unten rechts.

Der größte Teil von der Türkei 
liegt auf dem Kontinent Asien.

Aber: Ein kleiner Teil liegt auch 
auf dem Kontinent Europa.

Die Haupt-Stadt von der Türkei heißt 
Ankara.

Die vielleicht bekannteste Stadt ist 
Istanbul.

Was ist die Europäische Union?

Die Europäische Union 
ist eine Gruppe aus mehreren Ländern.

Genauer: 
Aus 28 europäischen Ländern.

Sie haben sich zusammen-getan. 
Denn sie wollen in Europa 
eine bessere Politik machen.

Ihre Politik soll nicht nur 
die einzelnen Länder beachten. 
Sie soll ganz Europa beachten.

Die Abkürzung 
für Europäische Union ist: EU.

Türkei in die EU?

Die Türkei möchte gerne 
Mitglied von der EU werden.

Darum sprechen die EU 
und die Türkei 
schon seit vielen Jahren darüber.

EU-Mitglied zu werden 
ist aber nicht so einfach.

Denn: EU-Mitglieder müssen sich 
an bestimmte Regeln halten.

leicht  

erklärt!



Die EU und die Türkei  •  Ein schwieriges Verhältnis

Zum Beispiel:

1) Demokratisch sein

Die Mitglieds-Länder 
müssen eine Demokratie haben.

Bei einer Demokratie 
bestimmen die Bürger, 
was in einem Land passiert.

Das machen sie 
aber meistens nicht selbst. 
Sie wählen Politiker, 
die für sie sprechen.

Zu einer Demokratie 
gehören noch mehr Dinge.

Zum Beispiel:

-  Menschen dürfen 
ihre Meinung sagen. 
Das können sie zum Beispiel 
in Zeitungen tun.

-  Richter können ihre Arbeit machen. 
Dabei reden ihnen die Politiker 
nicht rein.

2) Menschen-Rechte beachten

Die Mitglieds-Länder müssen auch 
die Menschen-Rechte beachten.

Das sind Rechte, die jeder Mensch hat.

Zum Beispiel:

Jeder Mensch 
muss gleich behandelt werden. 
Seine Hautfarbe, sein Geschlecht 
oder seine Religion sind egal.

Wenn ein neues Land EU-Mitglied 
werden will, wird darum geschaut: 
Hält das Land diese Regeln ein?

Manchmal tut es das nicht.

Dann muss es die Dinge verändern. 
Und zwar, bis sie zu den Regeln 
von der EU passen.

Darum dauert es auch 
manchmal viele Jahre, 
bis man EU-Mitglied werden kann.

Die EU spricht jetzt also schon 
seit vielen Jahren mit der Türkei 
über die Mitgliedschaft.

Dabei ist eine wichtige Frage: 
Soll die Türkei 
überhaupt EU-Mitglied werden?

Denn manche Menschen finden: 
Ja, sie soll.

Aber andere Menschen finden: 
Nein, sie soll nicht.

Im Moment gibt es 
besonders viele Menschen, die sagen: 
Nein, sie soll nicht.

Der Grund dafür ist: 
In der Türkei passieren gerade 
viele Dinge.

Was gerade 
in der Türkei passiert

Zum Beispiel Folgendes:

1)  Versuch, 
die Regierung zu übernehmen

Vor ein paar Monaten 
gab es in der Türkei einen Putsch.

Das Wort „Putsch“ bedeutet:

Soldaten haben sich 
gegen die Regierung gestellt.

Die Regierung sind die Politiker, 
die ein Land leiten.

Die Soldaten wollten, 
dass die Regierung aufhört. 
Damit sie dann selbst in der Türkei 
bestimmen können.

Der Putsch hat nicht funktioniert.

Die Soldaten haben 
die Regierung nicht übernommen.

Die Regierung hat dann 
Leute ins Gefängnis gesperrt.

Und zwar bisher viele tausend Leute.

Sie hat gesagt:

Diese Leute hatten 
mit dem Putsch zu tun.

Sie haben die Soldaten unterstützt.

Und das war ein Verbrechen.



Viele Menschen in Europa 
und auch in der Türkei sagen aber:

Die Regierung von der Türkei benutzt 
den Putsch nur als eine Ausrede.

Denn:

Sie möchte Leute einsperren.

Und zwar Leute, 
die ihre Meinung sagen. 
Und die gegen die Regierung sind.

Aber: Das passt nicht zu den Regeln 
von einer Demokratie.

2) Gesetze ändern

Die Regierung von der Türkei 
will auch viele Gesetze ändern.

Dann kann sie 
mehr allein bestimmen.

Die Regierung sagt:

Die neuen Gesetze sind wichtig.

Durch sie 
kann die Regierung mehr machen. 
Und dem Land geht es besser.

Viele Menschen in Europa 
und auch in der Türkei sagen aber:

Die neuen Gesetze sind schlecht.

Sie machen die Türkei zu einer: 
Diktatur.

Eine Diktatur ist 
das Gegenteil von einer Demokratie.

Zu einer Diktatur gehört zum Beispiel:

-  Die Menschen können nicht 
die Politiker wählen, 
die sie wählen wollen.

-  Die Politiker bestimmen sehr stark 
über das Leben der Menschen.

-  Die Leute dürfen 
nicht ihre Meinung sagen.

Auch in der EU 
schauen die Leute genau hin, 
was in der Türkei passiert.

Und auch hier sagen viele Menschen:

Die Türkei wird immer mehr 
wie eine Diktatur.

Und ein Land mit einer Diktatur 
kann kein EU-Mitglied sein.

Denn: Die EU ist gegen Diktaturen. 
Sie ist ja für Demokratie.

3) Todes-Strafe

Manche Politiker wollen wieder 
die Todes-Strafe in der Türkei haben.

Das bedeutet:

Jemand macht 
ein sehr schweres Verbrechen.

Dann kann ein Richter 
ihm die Todes-Strafe geben.

Das heißt: Man tötet ihn dann.

Das ist aber in der EU verboten.

Ein Land mit Todes-Strafe 
kann nicht EU-Mitglied werden.

Wie gehen die Gespräche weiter?

Die Politiker von der EU 
überlegen im Moment: 
Wie die Gespräche mit der Türkei 
weiter-gehen sollen.

Manche Politiker wollen 
die Gespräche ganz beenden.

Dann kann die Türkei 
kein EU-Mitglied mehr werden.

Andere Politiker wollen 
bei den Gesprächen 
erst mal eine Pause machen.

Wenn sich in der Türkei 
etwas geändert hat, 
dann können die Gespräche 
weiter-gehen.
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Die EU und die Türkei  •  Ein schwieriges Verhältnis

Letzte Woche haben wichtige
Politiker von der EU beschlossen: 

Die Gespräche sollen weiter-gehen.

Aber es soll nur noch
über bestimmte Themen
gesprochen werden.

Das ist so eine Art Mittel-Weg.

Die Gespräche werden nicht beendet.
Aber sie werden auch nicht richtig 
weiter-gemacht.

Denn viele Politiker
haben die Meinung:
Die EU darf die Gespräche
nicht so einfach beenden.

Denn die Türkei ist ein wichtiges Land.

Vor allem in der Region, wo sie liegt.

Die EU braucht
bei verschiedenen Dingen
die Hilfe von der Türkei.

Zum Beispiel:

Im Moment verlassen viele Menschen 
auf der Welt ihre Heimat-Länder.

Zum Beispiel,
weil es dort einen Krieg gibt.

Sie wollen in anderen Ländern leben.

Diese Menschen nennt man:
Flüchtlinge.

Viele von ihnen
reisen durch die Türkei.
Und kommen dann nach Europa.

Die EU und die Türkei
haben etwas vereinbart.

Sie wollen zusammen-arbeiten,
damit nicht mehr so viele Flüchtlinge 
nach Europa kommen.

Aber die Türkei sagt:
Wenn die EU die Gespräche beendet,
dann hilft die Türkei der EU nicht mehr.

Situation in der Türkei
Manche Menschen sagen auch:

Die EU darf die Gespräche
mit der Türkei nicht beenden.

Denn: Dann kann sie in der Türkei 
nichts mehr verändern.

Und dann gibt es in der Türkei
vielleicht immer weniger Demokratie.

Und das ist dann schlecht
für die Menschen in der Türkei. 

Schwierigkeiten
Man kann also sagen:

Auf der einen Seite
braucht die EU die Türkei.

Und die Türkei braucht die EU.

Und es ist wichtig, dass die beiden 
miteinander sprechen.

Auf der anderen Seite ist die EU
nicht einverstanden mit den Dingen, 
die gerade in der Türkei passieren.

Darum ist die Situation
zwischen der EU und der Türkei
im Moment so schwierig.

leicht 
erklärt!


